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Der Reichsparteitag der Freiheit und das oͤeutſche Recht 
Zugleich ein kurzer Rückblick auf die Reichsparteitage 1933 und 1934 
Von Staatsanwalt Friedrich Wilhelm Adam > Berlin. 


Der Stellvertreter des Führers hat bei der Eröffnung 
des Parteikongreſſes 1934 ausgeführt: 

„Der Bildung der Vertrauensgrundlage 
für alle Aufbauarbeit dient die Schaffung 
eines deutſchen Rechts, das dem Volks⸗ 
empfinden entſpricht; denn die Geborgen⸗ 
heit des einzelnen im Rechtsſtaat iſt eine Voraus⸗ 
ſetzung freiwilliger Höchſtleiſtung.“ 

Die Verankerung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
im Recht bringt es mit ſich, daß die Reichsparteitage 
nach der Machtübernahme immer mehr im Zeichen des 
deutſchen Rechts ſtehen. 

1933 auf dem Parteitag des Sieges veranſtaltete 
die Rechtsabteilung der Reichsleitung der NSDAP. in 
dem hiſtoriſchen Saale des Nürnberger Rathauſes im 
kleinen Kreiſe eine Kundgebung. In dieſem weihe⸗ 
vollen Raume erinnerte Reichsleiter Dr. Frank an 
die großen Leiſtungen der Rechtsabteilung der Reichs⸗ 
leitung in den Kampfjahren und an den Opfertod des 
Oberſtlandesgerichtsrats von der Pfordten, der 
am 9. November 1923 in München vor der Feldherrn⸗ 
halle fiel. Dr. Frank ging auf die große bevor⸗ 
ſtehende Auseinanderſetzung mit dem internationalen 
Judentum ein und konnte am Schluß ſeiner Rede mit 
Stolz verkünden: 

„14 Jahre ſchauen wir zurück, aber ein Jahrtauſend 
ſchauen wir in die Zukunft“, 
um im Namen des Führerkorps des BRS DJ. zu ge⸗ 
loben, „daß der Nationalſozialismus für jeden deut⸗ 
ſchen Juriſten der Gedanke ſeines Lebens fein und 
bleiben wird“. 

In der Proklamation und Schlußrede des 
Führers und in den Kongreßreden von Dr. 
Goebbels, Roſenberg, Darr& und Hierl wurden die 
gewaltigen Ziele der NSDAP. auf einzelnen Gebieten 


*) gl. Schley: 1 Volksrecht auf dem Nürn⸗ 
berger Parteitag, DRZ. 1934 S. 259. 


in großen Strichen angedeutet und damit die 
Grundlage für die kommende Rechts⸗ 
geſtaltung gelegt. 


1934 auf dem Parteitag, der ein „Triumph des 
Willens“ war, wurde das Recht zum erſten Male 
Gegenſtand einer Kongreßrede. Der Reichsjuriſten⸗ 
führer legte dar, daß im Recht des Dritten Reiches 
der Gemeinſchaftswert allein entſcheidet, daß nur als 
Recht anerkannt wird, was geeignet iſt, die Subſtanz⸗ 
werte des Volks⸗ und Staatsdaſeins zu ſchützen. Er 
zeigte in großen Zügen die Erfolge national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechtsarbeit auf und kennzeichnete die 
Raſſengeſetzgebung und das Erbhofrecht als „die 
Fundamente, auf denen die tauſendjährige Rechts⸗ 
ordnung des Nationalſozialismus erwachſen ſoll“. 
Außerdem fand an der Stätte, wo einſt die Meiſter⸗ 
ſinger tagten, im Katharinenbau eine interne Ver⸗ 
anſtaltung des BR SD. ſtatt, auf der Dr. Frank 
feſtſtellte, daß der Führer zugleich der oberſte Gerichts⸗ 
herr der Nation iſt, und die „Repräſentanten des 
Verfalls“ warnte, weiter den Verſuch zu machen, ihre 
alten Ideen durchzuſetzen. 


Die Kongreßreden von Frank, Wagner, 
Darré, Hierl, Ley, Reinhardt, Roſen⸗ 
berg, Goebbels und Todt waren große 
angelegte Rechenſchaftsberichte über das auf den 
einzelnen Arbeitsgebieten Geleiſtete und legten damit 
Zeugnis ab für die gewaltigen Geſetzgebungswerke 
des Nationalſozialismus. 

Die größte rechtliche Tat auf dem „Parteitag des 
Willens“ war die Verkündung des Primats der Partei 
auf allen Gebieten der politiſchen Geſtaltung durch 
den Führer bei dem Appell der Politiſchen Leiter auf 
der Zeppelinwieſe: 

„Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern wir ber 
fehlen dem Staat! Nicht der Staat hat uns ge⸗ 
ſchaffen, ſondern wir ſchaffen uns unſeren Staat.“ 


258 


Damit wurde die rechtliche Grundlage des 
nationalſozialiſtiſchen Staatsrechts 
eindeutig und endgültig feſtgelegt. 

1935: der Parteitag der Freiheit. Dieſer Reichs⸗ 
parteitag ſtand vom erſten bis zum letzten Tage im 
Zeichen des deutſchen Rechts, denn die Freiheit des 
deutſchen Volkes iſt die Feſtſtellung eines Rechts⸗ 
zuſtandes, ſo wie der Kampf um die Wiedererringung 
der Freiheit ein Kampf um das Recht war. 

Dieſe Freiheit des deutſchen Volkes iſt eine doppelte: 

Freiheit nach außen: das iſt die wehrhafte 
Sicherſtellung des deutſchen Lebensraumes. 

Freiheit nach innen: das iſt die Befreiung 
des deutſchen Volkes und des einzelnen deutſchen 
Menſchen von allem Art- und Weſensfremden. 

Die Wiederherſtellung dieſer Freiheit des deutſchen 
Volkes iſt das alleinige und ausſchließ⸗ 
liche Verdienſt des Führers. 

Die Stärke und Größe der NSDAP. als Organi- 
ſation und als Weltanſchauung iſt noch niemals ſo 
klar hervorgetreten wie auf dieſem Reichsparteitag der 
Freiheit, weil hier zum erſten Male vor der geſamten 
Weltöffentlichkeit der große Gegenſpieler der NSDAP., 
der jüdiſch⸗aſiatiſche Bolſchewismus deutlich erkennbar 
dargeſtellt wurde. In — vielleicht — kurzer Zeit 
wird die geſamte Kulturwelt vor die Entſcheidung 
geſtellt werden: Aufſtieg des Abendlandes im Zeichen 
und unter der Führung des Nationalſozialismus oder 
Weltuntergang durch die jüdiſch-anarchiſche Ver⸗ 
brecherwelt des Bolſchewismus. Hier ringen 
Recht und Unrecht um die letzte Ent⸗ 
ſcheidung. 

Dieſe geſamtrechtliche Grundlage des Parteitages 
der Freiheit verlieh den rechtlichen Sondertagungen 
ihre beſondere Prägung. 

Am 13. September 1935 veranſtaltete das Reichs- 
rechtsamt der NSDAP. gemeinſam mit dem BNSDI. 
eine Tagung im Kulturvereinshaus an der Stätte, wo 
zwei Tage ſpäter grundlegende neue Geſetze vom 
Deutſchen Reichstag beſchloſſen worden ſind. 

Die Kundgebung ſtand im Zeichen der Syntheſe von 
Raſſe und Recht. 

Der Frankenführer Julius Streicher, deſſen 
unermüdliche Arbeit auf dieſem Parteitag vor der ge⸗ 
ſamten Sffentlichfeit ihre höchſte Anerkennung fand, 
ſprach zu den deutſchen Rechtswahrern. In ſeiner 
außerordentlich eindrucksvollen Rede ſprach er nicht 
etwa nur über die Raſſenfrage, ſondern betonte, gerade 
an den Richter ſich wendend, die Notwendigkeit der 
Zurückführung auf das volksmäßige Fühlen und 
Denken. „Werdet Rechtsfinder“, war die nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſprochene Forderung Streichers. 

Er ging davon aus, daß allein derjenige berufen iſt, 
an den Reichsparteitagen der NSDAP. teilzunehmen, 
der dieſes Erlebnis nicht nur mit dem Verſtand erfaßt, 
ſondern auch mit dem Herzen und Gefühl jn ſich auf⸗ 
nimmt und daraus Segen und Kraft für ſeine weitere 
Arbeit ſchöpft. Der Frankenführer zeichnete dann ein 
Bild des Kampfes der NSDAP., im beſonderen feines 
eigenen ſchweren Kampfes, der nur dadurch erfolgreich 
war, weil er in der Sprache des Volkes geführt und 
von dem Herzen des Volkes getragen war. Dieſes 
Gefühl allein gibt uns die Kraft zu der Erkenntnis, 
was recht und was unrecht iſt. Aus dieſen natürlichen, 
völkiſchen Kraftquellen muß das Recht des Dritten 
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Reiches geſchöpft und als Vorbild eines inter⸗ 
nationalen nordiſchen Rechts geſchaffen werden. 
Die Einheit körperlicher und ſeeliſcher Kraft macht — 
weil gegenſeitig bedingt — den deutſchen Rechtswahrer 
der Zukunft aus. 

Der immer wieder aufbrauſende Jubel zeigte, daß 
der Frankenführer in dieſem Kreiſe der deutſchen. 
Rechtswahrer reſtlos verſtanden und erfaßt worden iſt, 
und ſo konnte er mit der Gewißheit ſcheiden, daß der 
von dem Reichsjuriſtenführer aufgebaute deutſche 
Rechtsſtand treu und geſchloſſen den vom Führer vor⸗ 
gezeichneten Weg in die deutſche Zukunft marſchiert. 


Anſchließend richtete der Reichsjuriſtenführer einen 
kurzen, leidenſchaftlichen Appell an die deutſchen 
Rechtswahrer, deren Aufgabe „die Ablöſung eines 
halben Jahrtauſends deutſcher Rechtsentwicklung“ iſt. 
Er wies unter ſtürmiſchem Jubel darauf hin, daß der 
Führer in der Proklamation „mit dem Vorurteil 
einer lediglich „legalen“ Verwaltungshierarchie auf— 
geräumt“ hat. 


Die Rede des Reichsjuriſtenführers wurde for 
dann in feiner Stellvertretung durch Reichsamtsleiter 
Dr. Raeke verleſen, da Reichsleiter Dr. Frank durch 
die anderen Ereigniſſe des Parteitages verhindert 
war, der Kundgebung bis zum Ende beizuwohnen. 
Nach einem geſchichtlichen Überblick über die bisherige 
nationalſozialiſtiſche Rechtsentwicklung wurde die 
Notwendigkeit des — in ſeinen Grundfeſten bereits 
geſchaffenen — einheitlichen deutſchen Rechtsſtandes 
feſtgeſtellt und auf die Gefahr einer weiteren Rechts- 
beeinfluſſung durch das Judentum und eine überlebte 
Bürokratie hingewieſen. Die alten national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kämpfer des Bundes National- 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten tragen die Verant⸗ 
wortung für den Neubau des deutſchen Rechts aus 
dem geiſtesgeſchichtlichen Zuſammenbruch einer volks⸗ 
fremden Juſtizepoche des deutſchen Lebens. 

„Deutſches Recht und deutſches Volk“ — ſo ſchloß 
der Appell des Reichsjuriſtenführers — „gehören zu⸗ 
ſammen, wie deutſcher Staat und deutſche Bewegung. 
Mögen immer wieder aus den Reihen des NS.“ 
Juriſtenbundes Kämpfer entſtehen, die die Fahne des 
deutſchen Rechts ſtolz und mannfeſt hochhalten! 
Mögen wir der Rechtsjugend unſeres Volkes dieſe 
Fahne vorantragen, auf daß aus ihren Reihen 
immer wieder neue Künder des deutſchen Rechts⸗ 
gedankens werden. Dann wird aus dem Geſamt⸗ 
wirken von Bewegung und Staat, von Freiheit und 
Stärke, von Glauben und Wiſſen, das ewige national⸗ 
ſozialiſtiſche Reich deutſchen Rechtes entſtehen!“ 

Am 14. September 1935 ſprach der Reichsjuriſten⸗ 
führer und Reichsleiter des Reichsrechtsamts, 
Dr. Frank auf dem Parteikongreß. 


Er forderte, entſprechend dem Punkt 19 des Partei⸗ 
programms, den Erſatz des der materialiſtiſchen Welt⸗ 
ordnung dienenden fremden Rechts durch ein deutſches 
Gemeinrecht und betonte, daß es auch auf dem Ge⸗ 
biete der Rechtspolitik ausſchließliches Verdienſt der 
NSDAP. iſt, dem deutſchen Recht jene Form und 
jenen Inhalt zu geben, die den Notwendigkeiten 
unſerer Volkserhaltung und Gemeinſchaftsſicherung 


entſpricht. „Zum Volke hin muß das Recht mar⸗ 
ſchieren, Volksſeele und Rechtsſeele müſſen eins 
werden!“ 
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Dr. Frank ging dann auf die grundlegenden 
Neuerungen der deutſchen Rechtsentwicklung in dem 
vergangenen Jahre ein und ſtellte feſt: 

„Der nationalſozialiſtiſche Führerſtaat verlangt von 
ſeiner Rechtsordnung den Schutz von Volksgenoſſen 
und von Volksaufbau gegenüber dem Verderber ohne 
jegliche weichliche Konzeſſion. Dem ehernen Staate 
des Nationalſozialismus entſpricht die eherne Rechts⸗ 
auffaſſung, wonach Treue und Diſziplin, Opfergeiſt 
und Volksgemeinſchaft die tragenden Gedanken der 
Geſamtordnung unſeres völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
lebens und damit der Rechtsordnung werden.“ 

Reichsleiter Dr. Frank bezeichnete es als Grund⸗ 
ſatz des nationalſozialiſtiſchen Strafrechts, daß kein 
Verbrechen ohne Strafe bleiben dürfe, damit „die 
formaliſtiſche Strafrechtsauffaſſung verdrängt und 
dem ſachlichen Unrechtsbegriff der germaniſchen Rechts⸗ 
auffaſſung wirkſame Haltung verſchafft“ wird. 

In dieſem Zuſammenhang ſei darauf hingewieſen, 
daß Dr. Frank ſelbſt in dieſem Jahre durch die 
Herausgabe der „Nationalſozialiſtiſchen Leitſätze für 
ein neues deutſches Strafrecht“ den Grundſtein für 
das Strafrecht des Dritten Reiches gelegt hat. 

Da auch auf dem Gebiet des bürgerlichen und wirt- 
ſchaftlichen Rechts unabläſſig gearbeitet wird, die 
liberaliſtiſchen und artfremden Rechtsvorſtellungen ein 
für allemal auszumerzen, und da der Nationalſozialis⸗ 
mus Ausgangspunkt, Inhalt und Ziel der Rechts⸗ 
politik des Dritten Reiches iſt, bezeichnete es 
Dr. Frank als auf die Dauer unerträglich, daß 
Juden in der deutſchen Rechtspflege irgendeine Rolle 
ſpielen. 

Am 16. September 1935 veranftaltete das Reichs ⸗ 
rechtsamt noch eine Arbeitstagung im Prunkſaal 
des Nürnberger Rathaufes, die einen ſtreng partei⸗ 
und bewegungsmäßigen Charakter trug. Als Ver⸗ 
treter des Reichsjuſtizminiſteriums erſchien Staats- 
ſekretär Dr. Freisler, der als alter Parteigenoſſe 
lebhaft begrüßt wurde. Dr. Freisler hob als Ziel ſeiner 
Tätigkeit die Zuſammenarbeit von Partei und Staat 
auf dem Rechtsgebiet hervor und machte weſentliche 
Ausführungen zu den vom Reichstage verabſchiedeten 
Geſetzen. Reichsleiter Dr. Frank unterſtrich die Not⸗ 
wendigkeit der Zuſammenarbeit um ſo mehr, als es 
auch in den Fragen der deutſchen Rechtsgeſtaltung nur 
eine klare nationalſozialiſtiſche Führung geben kann. 

Daraufhin erſtatteten die Sachbearbeiter des Reichs⸗ 
rechtsamts ihre Berichte. Wiederholt ging eine tiefe 
Bewegung durch die Reihen der Zuhörer, als ihnen 
die Zahlen der Arbeitsleiſtung des Reichsamts genannt 
wurden. Im allgemeinen bewältigen ein bis zwei 
Männer die gegen die Partei oder Parteigenoſſen 
laufenden politiſchen Prozeſſe, betreuen die 
Rechtserneuerung auf den geſamten Gebieten 
des Rechts oder ſorgen für die Durchführung der ſozia⸗ 
liſtiſchen Tat der RJ.⸗Rechtsbetreuung. Dieſe Arbeit 
und die Arbeit zur Betreuung des 
Schrifttums auf dem Gebiete des Rechts wird 
den Teilnehmern noch in einem ſchriftlichen Bericht 
dargelegt werden. Mündlich wurde noch der Bericht 
über die Schulung und Rechtsaufklärung 
gegeben. 

Ein unerwarteter Höhepunkt wurde dadurch ge- 
ſchaffen, daß Reichsleiter Dr. Frank angeordnet 
hatte, daß alle Gaurechtsamtsleiter dem Gaurechtsamts— 
leiter Schleswig⸗Holſtein ihre geſamten Wünſche und 
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Beobachtungen rechtzeitig vorher mitzuteilen hatten. 
Parteigenoſſe Dr. Fründt brachte dieſe Wünſche in 
einer einprägſamen Weiſe zur Darſtellung. Die Art 
der Wünſche und der Vorſtellungen zeigte, daß 
zwiſchen dem Reichsrechtsamt und ſeinen Gauen eine 
völlige Übereinſtimmung herrſcht, die in dem un⸗ 
bändigen Willen nach Durchſetzung des Rechtswollens 
der Bewegung gegenüber allen Widerſtänden aus⸗ 
mündete. 

Als Folge der ſachlichen Darſtellungen der Sach⸗ 
bearbeiter Dr. Fiſcher, Dr. Bauer, Barth 
und Dr. Haidn kann erfreulicherweiſe feſtgeſtellt 
werden, daß die weltanſchauliche und fach⸗ 
liche Schulung im BNSDI. durch das Reichs- 
rechtsamt begonnen werden wird, daß Reichsrechtsamt 
und BNSDI. die rechtlichen Sachreferenten für alle 
Teile der Bewegung ſtellen werden, daß die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abteilung des BR SD. und das Amt für 
Rechtspolitik in einer beſonders anerkennenswerten 
Weiſe reſtlos zuſammenarbeiten, kurz daß die 
Rechts wahrer ſowohl als ſtändiſche 
Gliederung im BN SD J. wie auch als Mit- 
glieder der Partei in einheitlichem und heißem 
Bemühen den Rechtsſtaat Adolf Hitlers 
mit ihrem Rechtswollen und ihrem Rechts- 
können zu erfüllen trachten. Wenn 
Dr. Frank anſchließend noch einmal von dem Ge⸗ 
danken des ewigen deutſchen Rechts ſprach, ſo wurde 
das durch den äußeren Rahmen unterſtrichen. Aus 
den Fenſtern des alten Prunkſaales ſchweifte der Blick 
über St. Sebaldus in die Jahrhunderte deutſcher Ver⸗ 
gangenheit zurück. Indeſſen brauſten die Geſchwader 
der deutſchen Luftwaffe über das Rathaus hinweg als 
lebendige, wehrhafte Garanten der deutſchen Gegen⸗ 
wart und über das Fenſter wehten leuchtend große 
Hakenkreuzfahnen — ſymbolhaft in die Zukunft 
weiſend, in die kommenden Jahrhunderte deutſcher Ge⸗ 
ſchichte, deutſcher Rechtsgeſchichte. 

Viel mehr noch als in den vergangenen Jahren 
waren die Kongreßreden der Reichsleiter großangelegte 
Rechenſchaftsberichte des bisher Geleiſteten, Zeugen der 
deutſchen Rechtsentwicklung. 

Als weitere, dem Dienſt am Recht unmittelbar ge⸗ 
widmete Kundgebungen find die Tagungen der Par- 
teigerichts barkeit aufzuführen. Dieſe Veran⸗ 
ſtaltungen, die 1933 im Kulturvereinshaus, 1934 im 
althiſtoriſchen Katharinenbau und 1935 im Opernhaus 
ſtattfanden, zeigen auch auf dieſem beſonderen Gebiet 
des Rechtslebens das Rechtswollen der Partei in immer 
ſtärkerer Ausprägung. Im Jahre 1934 wurden die im 
Jahre 1926 von Adolf Hitler geſchaffenen Unter⸗ 
ſuchungs⸗ und Schlichtungsausſchüſſe (USchlA.) zu 
Parteigerichten erhoben. Damit wurde die rechtliche 
Grundlage dieſer Einrichtung auf das ſchärfſte betont. 

Hier iſt der erſte Kern einer Rechtsfindung 
aus nationalſozialiſtiſchem Geiſte 
heraus geſchaffen worden: Das Recht der Bewegung 
hat als materiell-rechtliche Grundlage nur die wenigen 
Leitſätze des $ 4 Abſ. 2 und 3 der Satzung der 
NSDAP. in der Faſſung vom 1. Januar 1934. Die 
Auslegung dieſer Generaltatbeſtände erfolgt aus dem 
nationalſozialiſtiſchen Gewiſſen und hat zur Grundlage 
das am 25. Februar 1920 verkündete Programm der 
NSDAP., ſowie das Werk des Führers „Mein 
Kampf“ und ſeine ſonſtigen Verkündungen. In ver⸗ 
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fahrensrechtlicher Hinſicht ift das Führerprinzip 
in der Rechtſprechung durchgeführt“). 

Die Nürnberger Tagungen der Parteigerichtsbarkeit 
ſind Kundgebungen einer in ſich geſchloſſenen Gemein⸗ 
ſchaft, die ſtets auf der Schattenſeite der Bewegung 
ihren Dienſt treu und unentwegt durchführt, der zus 
gleich Dienſt am deutſchen Recht iſt und die höchſte 
Aufgabe hat: über der Reinheit der Partei zu wachen. 

Die außerordentliche Bedeutung der drei in 
Nürnberg beſchloſſenen Reichsgeſetze 
für die rechtliche Entwicklung und die damit vollzogene 
Durchführung grundlegender Forderungen des Partei⸗ 
programms bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Wenn der Führer ſchon bei der Proklamation mit 
aller Schärfe den im Jahre 1934 auf der Zeppelin⸗ 
wieſe beim Appell der politiſchen Leiter aufgeſtellten 
ſtaatsrechtlichen Grundſatz von dem abſoluten Primat 
der Partei hervorhob, indem er betonte: „Wenn die 
Bürokratie in ihren Aufgaben verſagt, wird das 
deutſche Volk ſeine lebendigere Organiſation anſetzen“, 
fo ſtellte er in der gewaltigen Schlußrede des Kon- 
greſſes mit abſoluter Klarheit das Verhältnis von Be- 
wegung und Staat dar und verkündete damit die 
Grundlage der kommenden Staats ver⸗ 
faſſung des Dritten Reiches. Da die NSDAP. die 
Garantin der weltanſchaulichen Richtung des Staates 


*) Brinkmann, Die Parteigerichte als Schrittmacher 
einer volkstümlichen Strafrechtspflege, DRZ. 1935 S. 231. 
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ift, hat fie eine Doppelte Aufgabe: den Staat zu führen 
und das Volk zu erziehen. „Die nationalfpzialiftifche 
Idee hat ihren organiſatoriſchen Sitz in der Partei. 
Die Partei repräſentiert die politiſche Auffaſſung, das 
politiſche Gewiſſen und den politiſchen Willen.“ 

Noch in einem anderen Punkte hat der Führer 
einen Grundſatz des kommenden Staatsrechts auf⸗ 
geſtellt und ihm hierdurch Rechtswirkſamkeit verliehen: 
da nur der politiſche Soldat Adolf Hitlers unſer Volk 
und damit auch den Staat gerettet hat, muß der 
jeweils kommende Führer Deutſchlands aus der Ge⸗ 
meinſchaft der politiſchen Soldaten der Bewegung 
kommen. Dieſer Führer iſt dann zugleich der oberſte 
Herr der Partei und der Armee, des Volkes und des 
Staates. Damit iſt die Einheit von Führer und Be⸗ 
wegung, Idee und Volk, Armee und Staat für alle 
Zeiten ſtaatsrechtlich wirkſam feſtgelegt. 

Die Schlußrede des Führers war der Höhepunkt 
dieſes Parteitages der Freiheit, der in jeder Hinſicht 
auch ein Parteitag des Rechts war. 

Für den deutſchen Rechtswahrer könnte er nicht 
beſſer gekennzeichnet werden, als durch das ſtolze Wort, 
mit dem der Frankenführer Streicher ſeine An⸗ 
ſprache an die Rechtswahrer ſchloß: 

„Es geht geradeaus, auch mit denen, 
die mancher glaubte, bisher haſſen 
zu müſſen und nicht begreifen zu 
können!“ 


Recht und Kultur 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Bohnacker, Ravensburg 


In ſeiner berühmten Unterſuchung über „das Geſetz 
im formellen und materiellen Sinne“ hat Albert Haenel 
erklärt: „Das aber gerade iſt die beſondere Aufgabe 
des Staates und bildet feinen befonderen 
Wirkungskreis, daß ihm die einheitliche und 
planmäßige Leitung im Zuſammen⸗ 
wirken aller geſellſchaftlich wirk- 
famen Elemente zum Behufe der 
Kulturentwicklung einer territorial-individua⸗ 
liſierten Volksgemeinſchaft obliegt“ (S. 220). Er nennt 
dieſe ſammelnde und ordnende Gewalt „die ſpezi⸗ 
fiſche Funktion des Rechts“. Die Rechtsent⸗ 
wicklung im Zweiten Reich geriet mehr und mehr in 
Widerſpruch und Gegenſatz zu dieſer Begriffsbeſtim⸗ 
mung. Das Recht hielt ſich zurück und entfernte ſich vom 
kulturellen Leben des Volks. Der Staat verzichtete in 
weitem Maße auf die Ausübung der Kulturhoheit. Das 
kulturelle Lebensgebiet des Volkes war grundſätzlich 
der individuellen Betätigungsfreiheit vorbehalten. 
Haenel ſelbſt urteilt in ſeinem „Deutſchen Staatsrecht“ 
herb und wortkarg: „Nur das Gebiet des geiſtigen 
Lebens iſt dem Reiche verſchloſſen. Selbſtverſtändlich er⸗ 
fährt auch dieſes Rückwirkungen wie von der Seite des 
Strafrechtes, ſo von den Seiten des Urheberrechtes, des 
Gewerbebetriebes, des Preß- und Vereinsweſens ....“ 
(S. 604 f.). Es blieb dem „Prozeß der freien An⸗ 
paſſung“ überlaſſen. „Das gilt vor allem von der 
Teilung und Vereinigung der geiſtigen Arbeit und von 
dem Austauſch ihrer Erzeugniſſe, auf welchen weitaus 
zum größten Teil die Sprache und die Literatur, die 
Kunſt, die ſittlichen und religiböſen Überzeugungen, die 
Maximen der Wirtſchaft und der Technik eines Volkes 
beruhen. In dem allen entfaltet das Recht nur ſeine 
negative Funktion“ (S. 76 ff.). Die deutſchen Einzel⸗ 


ſtaaten zogen in den Bereich ihrer Zuſtändigkeit 
grundſätzlich nur das Schulweſen. Die Hochſchulen 
hatten ihre Selbſtverwaltung. Im übrigen überließ 
auch das Recht der Einzelſtaaten das geiſtige Leben des 
Volkes ſich ſelbſt. Die Bereiche der Kunſt, Literatur, 
Wiſſenſchaft, Preſſe waren keiner Ordnung durch das 
Recht unterworfen. Ihre Berührungen mit dem Rechte 
entſprangen der Aufrechterhaltung der guten Ordnung 
des Gemeinweſens und der öffentlichen Sicherheit. Sie 
waren alſo polizeirechtlicher oder verkehrsrechtlicher Art. 
Oder ſie dienten der Wahrung der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklungsfreiheit und fanden ſomit in der Gewerbe— 
ordnung ihre Regelung. Aus dieſer Wertung des Ver— 
hältniſſes von Kultur und Recht kam daher auch Georg 
Jellinek in ſeinem in der Vorkriegszeit die deutſche 
Juriſtenwelt maßgeblich beeinfluſſenden Werke über 
die „Allgemeine Staatslehre“ zu der ſeelenloſen, geiſtig 
flügellahmen und faſt lebensabgewandten Einſtellung: 
„Das Recht iſt im letzten Grunde nicht ſchöpferiſch, 
ſondern bewahrend und abwehrend“ (S. 257). Recht 
und Kultur werden zu getrennten Lebensgewalten ge⸗ 
macht. Dem Recht wird eine innere Hoheit aberkannt. 
Keine Metaphyſik durchglüht es machtvoll. Es wird zur 
äußeren mechaniſchen und techniſchen Funktion des Zu⸗ 
ſammenlebens entwürdigt. Es wird losgeriſſen von der 
Seele des Volkes. Das kulturelle Schaffen der Nation 
iſt von den Individualrechten umſtellt und abgegrenzt 
gegen das völkiſche Recht ſelbſt. Es iſt geſichert gegen 
das Durchdrungenwerden und Verbundenſein mit den 
großen Prinzipien und Subſtanzwerten des Rechtes Es 
iſt rechtsfreier Raum. Die Freiheitsrechte, wie das Recht 
der freien Meinungsäußerung, der Preſſefreiheit, der 
Redefreiheit, der Freiheit der Wiſſenſchaft ſind aber nur 
verdeckende Formeln und Tarnungsbegriffe für den 
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Mangel an überragenden geiftigen Werten, zentralen 
Ideen und Heiligtümern der Völker. Die einzelnen bes 
anſprüchen die Frbiheit, weil ſie vor dem Genieinſamen 
fliehen, ſich von ihm löſen und ſich von den. Urſprüngen 
des Volkes abwenden. Darum find die Individual 
freiheitsrechte eine Rebellion gegen 
die gottgegebenen Lebensgeſetze eines 
Volkes. Dieſe binden alle Volksge⸗ 
noſſen. Sie ſind die unbedingten Beſtandteile des 
Rechtes ſelbſt, wenn es Lebensrecht ſein ſoll. Die 
Löſung des Rechtes von ihnen iſt eine 
Trennung des Rechtes von der Kultur. 
Sie aberbringtden Tod des Rechtes und 
den Untergang der Kultur. 


Dieſe Entwicklung trat im Staate von Weimar ein. 
Seine Stellung zur Kultur iſt auf dem Syſtem der 
Grundrechte aufgebaut. Sie ſind namentlich im dritten 
und vierten Abſchnitt des zweiten Hauptteils der 
Weimarer Verfaſſung enthalten. Die Sicherung reichs⸗ 
rechtlicher Grundſatzgeſetzgebung hinſichtlich der Rechte 
und Pflichten der Religionsgeſellſchaften und in bezug 
auf das Schulweſen in Art. 10 Ziff. 1 u. 2 WV. ſtellt 
nur ein ſchwaches Vordringen der Kulturpflege des 
Reiches dar. Über die Verhältniſſe in den Länderſtaaten 
iſt in dem Memorandum der Reichsregierung 1924 
ausgeführt: „Je nach der herrſchenden Richtung drohte 
die kulturelle Entwicklung in den einzelnen Ländern 
ſich verſchiedenartig auszuwirken; ſtatt des erforder- 
lichen Zuſammenſchluſſes war ein verhängnisvolles 
Auseinanderſtreben zu befürchten“ (Beratungsunter⸗ 
lagen d. Verfaſſungsausſchuſſes der Länderkonferenz 
1928 S. 29 ff.). Im übrigen hat der Rechts⸗ 
lehrer und frühere Parteiführer Bredt in ſeinem Buche 
„Der Geiſt der deutſchen Reichsverfaſſung“ über das 
Recht des Weimarer Staates erklärt: „Das kulturelle 
Programm der Reichsverfaſſung läßt ſich ſchwer in kurze 
Worte faſſen. Man kann ſagen, daß es überhaupt keine 
Löſung der entſcheidenden Fragen verſucht ... Es er⸗ 
klärt ſich dies aus dem ganzen Kompromiß, der ſich 
nirgends deutlicher zeigt als hier“ (S. 275). Der parla⸗ 
mentariſche Geſetzgebungsſtaat offenbart hier ſeine 
typiſche Eigenart: Das Recht wird Kompromißrecht. 
Es bleibt ſtets fragmentariſches Recht, alfo richtungs⸗ 
loſes Recht und deshalb Unrecht am Volke. Solche Ge⸗ 
ſetzgebung bedeutet den Sturz der Kultur. Sie iſt eine 
Flucht vor dem Rechte. Enrico Corradini, der faſchiſtiſche 
Staatstheoretiker, kommt darum zu dem Schluß, es ſeien 
der moderne Individualismus, die Demokratie und das 
parlamentariſche Syſtem, die Hauptinſtitution des 
modernen Staates, aus dem Staate ausgetreten. „Selbſt⸗ 
verſtändlich ſind auch die Schule, die Jugenderziehung, 
die Kultur, die Wiſſenſchaft, die glorreiche kosmopoli⸗ 
tiſche Wiſſenſchaft auf dieſem Wege gefolgt und mit 
ihnen alle größeren und kleineren öffentlichen Einrich- 
tungen“ (Die politiſche Reformation in Europa, 
S. 32 f.). Eine Kultur, die ſich über das Recht des 
eigenen Volkes erheben will und aus ſeinem Bannkreis 
ausſcheidet, wird vom Schickſal in den Abgrund des 
Verfalls und der Vernichtung geſchleudert. Sie ſtirbt 
in den Armen hölliſcher Gewalten. Das Ende iſt das 
Chaos, das ſich nach dem Urteil des großen franzöſiſchen 
Gelehrten Guizot unter dem Worte „Demokratie“ ver⸗ 
birgt (De la Democratie en France 9). 

Die Demokratie kennt keine unantaftbaren Lebens⸗ 
werte im Schickſal eines Volkes. „Sie will die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft politiſch ſo aufbauen, als ob es keine 
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Wahrheit gebe.“ „Die Demokratie iſt freiheitsliebend, 

aber nicht aus Reſpekt vor dem menſchlichen Geiſte und 

der menſchlichen perſonlichkeit, ſondern aus Gleich⸗ 
gültigkeit gegen die Wahrheit“ (N. Berdiajew: Das 
neue Mittelalter, S. 107 u. 109). Ihr Verteidiger Hans 
Kelſen hat den Relativismus als die Weltanſchauung 
der Demokratie erklärt (Vom Weſen und Wert der 
Demokratie, 1920, S. 36). Das Recht der Demo⸗ 
kratie iſt darum ein Recht des Unglau⸗ 
bens und des Aufruhrs, der Lüge und 
der Widerſprüche, der Indifferenz zur 
Kultur oder gar der Ablehnung der⸗ 
ſelben. Jedes ſchöpferiſche Recht aber 
bautauf dem Glauben eines Volkes auf. 
Es ruht auf ſeinem Vertrauen. Es verkörpert ſeine 
Wahrheiten. Ein Recht, daß dieſe Weſensgeſetze jeden 
Rechtes überhaupt mißachtet, erzeugt ein Syſtem rein 
rationaler Aushilfen und ſubſtanzloſer formaler Schein⸗ 
rechtsgebilde. Darum findet ſich im öffentlichen Recht 
der Demokratie das Syſtem der Balance, der Kontrolle, 
der Fiktionen, der Abſtraktionen, der Trennung der Ge- 
walten, der Anonymität und praktiſchen Verant- 
wortungsloſigkeit durch die Herrſchaft der Zahl und des 
Stimmzettels. Ein ſolches Recht bringt die Auflöſung 
und Zerſetzung einer völkiſchen Gemeinſchaft. Wo es 
zur Herrſchaft gelangt, da hat das Volk ſeine geiſtige 
Einheit verloren. Es iſt im inneren Auseinanderfallen 
begriffen. „In den Demokratien gibt es kein Volk“ 
(Berdiajew, a. a. O., S. 111). Hans Kelſen iſt daher 
genötigt von einer „Unſicherheit in der Beſtimmung des 
Begriffes Volk“ und einer „gefährlichen Problematik“ 
dieſes Zentralbegriffes der demokratiſchen Ideologie 
zu ſprechen (a. a. O., S. 31). 


Die Brüchigkeit des Staates, der 
ganzen Rechtsordnung im Zweiten 
Reiche war eine Folge feiner mangeln⸗ 
den geiſtigen Einheit. Dem Rechte fehlte die 
innere völkiſche Kulturgewalt. Ihm war die trag⸗ 
fähige Grundlage großer Ideen, die echtes Volksgut ſind, 
entzogen. Es war nicht bewegt von einer gemeinſamen 
Weltanſchauung der Rechtsgenoſſen, von mythenbilden⸗ 
den Kräften der Nation und von den geiſtigen Ur⸗ 
ſprüngen eines wahren völkiſchen Aufſchwungs. Große 
Repräſentanten unſeres Volkes waren unbequeme 
Mahner in dieſer Richtung. Paul de Lagarde hat ſchon 
1875 feſtgeſtellt: „Unſere Einheit ... iſt noch keines⸗ 
wegs da.“ „Die Einheit ſelbſt ſoll erſt noch kommen, 
und ſie kann nur von innen heraus kommen. Das jetzt 
gegründete Reich ſchützt die Möglichkeit, ſie aus 
unſerem Herzen hervorwachſen zu laſſen ...: Die Eins 
heit ſelbſt iſt das Reich nicht“ (Deutſche Schriften, 
S. 194). Lagardes Leben ſtand im Dienſte der ſeeliſchen 
Befeſtigung unſeres Volkes. — Richard Wagner hat er⸗ 
ſchüttert die Schwäche des Zweiten Reiches erkannt und 
konſtatiert: „Die Idealität fehlt.“ Dies räche ſich. Die 
geiſtige Kultur des Reiches ſei vernachläſſigt worden. 
Wagners ganzes Kunſtſchaffen ſollte dazu dienen, dem 
Reiche eine geiſtige Kultur zu verleihen. Darum hat er 
die große Lehre von der Notwendigkeit der Regeneration 
des Volkes aufgeſtellt. Wie ferne die Organe des Reiches 
dem Wiſſen um die Einheit von Recht und Kultur 
waren, beweiſt eine Anſprache Richard Wagners aus 
dem Jahre 1877 über die Finanzierung des Bayreuther 
Werkes: „Die Regierungen kümmern ſich um nichts ... 
Wir ſind in einem ſchrecklichen Zuſtande. An eine Hilfe 
von ſeiten des Reichstags iſt nicht zu denken. Im Reichs⸗ 
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tag iſt nicht ein Menſch, der weiß, worum es ſich für 
uns handelt“ (Geſammelte Werke, Band 12, S. 330). 
Kraß erblicken wir hier den Gegenſatz zum national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kulturrechtswillen. Dr. Goebbels 
konnte 1933 im Rundfunk von Bayreuth aus er⸗ 
klären: „Es iſt eine ſtolze Genugtuung, die heute die 
Erben Richard Wagners erfüllen kann, bei dem Bewußt⸗ 
ſein, daß der Meiſter und ſein Werk wohlgeborgen ſind 
im Schutze und in der Fürſorge einer Regierung und 
eines Volkes, deſſen Führer im erſten Jahre der 
deutſchen Revolution an der Stätte Wagneriſchen 
Wirkens weilte, um dem größten muſikaliſchen Genius 
aller Zeiten ſeine demütigſte Huldigung zu Füßen zu 
legen.“ — Langbehn, der Rembrandtdeutſche, fand mit 
ſeinen hellſichtigen Erkenntniſſen die Aufmerkſamkeit 
der deutſchen Menſchen. Er dachte aufbauend: „Nicht 
der Staat, ſondern das Volk in ſeiner Einheit iſt das 
Vaterland.“ „Es iſt ein großes Gebrechen unſerer Zeit, 
die Fühlung mit dem Volkstum und Volksgeiſt verloren 
zu haben. Die große Kunſt iſt nun, wieder den Anſchluß 
an das Volk zu finden, das Volk ſelbſt wieder aufzufin- 
den, wo immer es ſei“ (Der Geiſt des Ganzen, S. 32 f.). 
— Noch vor dem Weltkrieg rief der Jenaer Philoſoph 
Rudolf Eucken zu einer Sammlung der Geiſter auf. Er 
gab das Urteil ab: „Alle Hauptpunkte des Lebens zeigen 
einen verworrenen Stand der Dinge.“ Für die Zus 
kunft ſieht er dem Staate nicht bloß die Aufgabe geſtellt, 
„den Menſchen Ruhe und Sicherheit zu gewähren; auch 
bei ihm wird eine Eröffnung eigentümlicher geiſtiger 
Gehalte und Aufgaben geſucht werden“ (Zur Sammlung 
der Geiſter, S. 18, 101). Dieſe Einſicht teilte Wilhelm 
Wundt, der große Leipziger Philoſoph. Er verwarf die 
liberale Staatsauffaſſung als einen Ausfluß engliſcher 
utilitariſtiſcher Ethik. Bekümmert ſtellte dieſer dem 
Politiſchen aufgeſchloſſene Geiſt in ſeinem Lebens⸗ 
rückblick feſt: „Daß es Güter der gemeinſamen Kultur 
gibt, und daß ohne dieſe Güter das Leben und Streben 
der einzelnen keinen höheren Wert hat, davon iſt kaum 
irgendeinmal die Rede“ (Erlebtes und Erkanntes 
S. 379). — Das Recht eines Volkes iſt die geiſtige 
Begegnung des Volkes mit ſich ſelbſt. Es iſt ein Spiegel 
des Bildes, das ſich ſeine Menſchen machen von ihrer 
Würde und ihrer Sendung. Wo aber das deutſche 
Menſchentum ſo richtungverloren und ſelbſtvergeſſen 
wurde, wie es viele Große ſeiner Kulturträger beklagt 
haben, da iſt auch fein Recht müde, entſcheidungsfeind⸗ 
lich und gelähmt geworden. Es beſaß keinen feſten Zu⸗ 
griff und Ausgriff mehr. Es verfiel ſtärkeren fremden 
Lebensmächten: dem Geiſte des Weſtens, des angel- 
ſächſiſchen Kapitalismus, der romaniſchen Formenart, 
dem marxiſtiſchen Materialismus und Klaſſenhaß. Das 
Recht ſelbſt wurde in Rechte verſchiedener Struktur zer⸗ 
riſſen. Es wurde zum pluraliſtiſchen Recht. Wir 
hatten in Wirklichkeit kein Recht mehr, 
weil wir keine Kultur mehr hatten. Für 
eine Zuſammenordnung und planmäßige Leitung der 
völkiſchen Kräfte, wie ſie Haenel forderte, fehlte die 
Vorausſetzung; denn „wahrhaft geiſtige Kultur iſt 
geiſtige Geſammeltheit“ (N. Berdiajew: Die Philo- 
ſophie des freien Geiſtes S. 37). 

Hier ſetzt die größte Aufgabe des 
Nationalſozialismus ein: Die Deut⸗ 
ſchen zum Volke zu bilden, zueiner Ge⸗ 
meinſchaft des Lebens zu führen und 
damit Kultur und Recht zu verſchwei⸗ 
ßen. Der totale Bereich von Volk und Staat war in 
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die Gefahr des Untergangs und der Vernichtung gezogen 
worden. Die nationalſozialiſtiſche Revolution mußte 
darum auch in Abwehr und Gegenſtoß die Totalität 
ihrer rettenden Weltanſchauung erſtreben. Sie will den 
Sieg der deutſchen Lebensgeſetze. Sie iſt die Durch⸗ 
dringung unſeres Volkes mit dem Geiſte ſeiner Art. Der 
Wille zur Totalität geht auf die Sicherung einer unzer⸗ 
brechbaren und lückenloſen Kampffront als Schutzlinie 
für den Lebenskreis unſeres Volkes. Er iſt die letzte 
Quelle der Legitimität aller unſerer Rechtseinrichtungen. 
Er bedeutet die geiſtige Geſchloſſenheit des deutſchen 
Rechtsſyſtems. Er verbürgt die Einheit des Rechtes. 
Der innerpolitiſch- neutrale Staat und der außen 
politiſch⸗pazifiſtiſche Staat brachten den Rechtszerfall. 
Das wertindifferente Recht war ein Verzicht auf uns 
beugſame Maßftäbe der Gerechtigkeit; denn Gerechtigkeit 
iſt kein Ausweichen, ſondern ein Bekennen. Sie iſt ein 
Eintreten für Werte und ein Durchſetzen derſelben. Der 
„agnoſtiſche Staat“ führte zum allgemeinen Charakter- 
verfall und zur Verlumpung des Volkes. Diefe ſub⸗ 
ſtanzloſen Begriffe des liberalen und demokratiſchen 
Rechtsſyſtems werden verworfen. Der Nationalſozia⸗ 
lismus bringt ein mythiſch bewegtes Recht. Sein Staat 
iſt militant. Der Nationalſozialismus gibt ſeinem Recht 
und Staat, ſeiner Kultur die Prägung ſeines Weſens 
als einer der gewaltigſten geiſtigen Angriffsbewegungen 
in der Geſchichte der Welt. Sie werden ausgreifend und 
damit ſchöpferiſch. Ein neuer Gerechtigkeitsbegriff ver- 
ſchafft ſich machtvolle Geltung. So wie er großgeartet 
und nach göttlichen Geſetzen der Schöpfung ausgerichtet 
iſt, ſo wird auch die Kultur dieſes Reiches den Charakter 
ſeines Rechtes annehmen. Nur ſtrenge, von elementaren 
Subſtanzwerten beſtimmte, das Volksganze ſieghaft 
dirigierende Geſetze ſchaffen das Fundament für eine 
Kultur baumeiſterlicher Gewalt. Nietzſche, der die Dinge 
und Erſcheinungen dämoniſch durchdringende Erkenner, 
hat ſchon eine ſolche Auffaſſung vom Rechte mit dem 
Begriffe des Lebendigen in Verbindung gebracht. In 
der „Genealogie der Moral“ (Abſchn. 110 formuliert er: 
„Gerecht ſein iſt immer ein poſitives Verhalten.“ „Der 
aktive, der angreifende, übergreifende Menſch iſt immer 
noch der Gerechtigkeit hundert Schritte näher geſtellt als 
der reaktive ...“ Es habe „zu allen Zeiten der aggreſſive 
Menſch als der Stärkere, Mutigere, Vornehmere auch 
das freiere Auge, das beſſere Gewiſſen auf ſeiner Seite 
gehabt“ (Geſammelte Werke Muſarion - Ausgabe, 
Band 15, S. 340). Der Bereich der Kultur iſt von der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution der ungebundenen 
individuellen Willkür entriſſen worden. Die national- 
ſozialiſtiſche Kulturrechtsgeſetzgebung band das ger 
ſamte Geiſtesleben wieder an das Volkstum. Sie ſtellte 
es wieder in das Volk hinein und wies ihm in der 
Volksordnung ſeinen Standort an. 


Oberſte Aufgabe einer Rechtsordnung iſt die Ausrich⸗ 
tung der Nation nach ihren wahren Charakterwerten, 
ihren gottgegebenen ſchöpferiſchen Naturanlagen und 
nach den tiefſten Geheimniſſen ihrer Seele. Der Natio⸗ 
nalſozialismus hat mit einer umfaſſenden Kulturrechts⸗ 
geſetzgebung die rechtlichen Vorausſetzungen einer ſolchen 
charakterlichen und geiſtigen Diſziplinierung des 
Volkes geſchaffen. Die innere Front unſeres Rechtes 
ſoll zur Unverwundbarkeit und Unangreifbarkeit be⸗ 
feſtigt werden. Die Unverletzlichkeit der Lebensgeſetze 
unſeres Volkes iſt zum Rechtsprinzip erhoben worden. 
Sie wurde das ſichere Fundament der geiſtigen Freiheit 
des Willens. Der weltanſchauliche Verrat am Volke, ein 
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Rechtsverrat größten Ausmaßes, war wohl die letzte 
Urſache des Niederganges des Zweiten Reiches. Er ſoll 
unmöglich gemacht werden. Den Rechtsſchutz hatte ihm 
das liberale Recht der freien Diskuſſion in Wort und 
Schrift und das demokratiſche Recht der Demagogie“) 
verliehen. Wir denken an die Unterhöhlung und Ver⸗ 
giftung der geiſtigen Verfaſſung unſeres Volkes ſchon in 
der Vorkriegszeit auf dem Gebiete der Kunſt, der Philo⸗ 
ſophie und in den Weltanſchauungslehren, wenn wir 
ſchon aus dem vorigen Jahrhundert die warnende 
Stimme des weitblickenden ſpaniſchen Staatsmanns 
Donoſo Cortés vernehmen: „Die Diskuſſion iſt ein 
geiſtiger Dolch').“ Er hatte Stoßfreiheit gegen unfer 
Volk durch die liberalen Grundrechte und die demo 
kratiſche Maſſenbeeinfluſſung. So war es z. B. 
möglich, daß ſchon vor dem Kriege geſagt werden konnte 
„Berlin iſt im Theaterleben nur eine Provinz Frank⸗ 
reichs“). Ein anderes jüngſt bekannt gewordenes Bei⸗ 
ſpiel ift die jüdiſche Vorherrſchaft im Lichtſpielweſen“). 
Es gehört zu den Schutzfunktionen des 
Rechts, ſolche Giftſtoffe von einem 
Volke fernzuhalten. Es muß aber darüber 
hinaus das Recht die Aufgabe geiſtiger 
Führung erfüllen. Zu ſeinem Zwecke gehört die 
Sammlung und Förderung, die Entfaltung und Steige⸗ 
rung der beſten völkiſchen Kräfte, der geſamten Nation 
in artgleichem Lebensempfinden und Lebenswillen und 
die Garantie ihrer Ausrichtung nach der Rangordnung 
unſerer artechten Lebenswerte. Das deutſche 
Recht als Recht des Friedens beruht da- 
her auf der weltanſchaulichen Sicher- 
ſtellung der geiſtigen Einheit der 
Nation. 

Durch die Entwicklung weitgreifender ungeheurer 
Einwirkungsmöglichkeiten auf Geiſt und Seele eines 
Volkes mit den modernen Mitteln der Preſſe, der Lite⸗ 
ratur, des Films, des Rundfunks und der Bühne iſt 
die Gefahr der verantwortungsloſen Herrſchaft illegaler 
Mächte und der Mißbrauch der Preſſe für kapitaliſtiſche 
Zwecke gegeben. Die innere Übereinſtimmung zwiſchen 
dem Volk und ſeinem Rechte kann ſo unterbrochen, eine 
Führung geſtört und ſabotiert werden, da es kein 
ſtabiles Recht ohne Anerkennung, Billigung oder Akkla⸗ 
mation durch das Volk gibt. Das Dritte Reich hat hier⸗ 
für mannigfache Formen gefunden. So ſind z. B. kürz⸗ 
lich mit Recht von Reichsminiſter Dr. Goebbels auf 
dem „Heiligen Berg“ bei Heidelberg am 25. Juni 35 
die Thingſtätten als „die Landtage unſerer Zeit“ ber 
zeichnet worden. Die erſte Maßnahme war darum die 
Einrichtung eines Reichsminiſteriums für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda durch die Verordnung vom 
13. März 1933 (RGBl. S. 104). Sein Aufgabenkreis 
wurde beſtimmt durch die Verordnung vom 30. Juni 
1933 (RGBl. S. 449): den fortdauernden Konſens und 
Kontakt des Volkswillens mit der Staatsleitung herbei⸗ 
zuführen und zu ſichern. Es ſorgt für die geiſtige 
Mobilmachung im Sinne der nationalſozialiſtiſchen 


) Max Weber in „Parlament und Regierung“ 1918 
S. 112: „Demokratiſierung und Demagogie gehören zuſammen“. 

) Donoſo Cortés: Katholizismus, Liberalismus und 
Sozialismus nach ihren Grundprinzipien — ein Eſſay, 8. Kap. 
Aberſetzung von L. Fiſcher „Der Staat Gottes“ S. 1%. 

3) Proſeſſor Dr. Schwering: Die literariſche Fremd. 
herrſchaft in Deutſchland. Kriegsvorträge der Aniverſität 
Münſter 1914 S. 16. 

5 Nationalſozialiſtiſche Monatshefte: Jaſon: Jüdiſcher 
Einfluß auf die Filmproduktion. Auguſtheft 1935. 
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Revolution, die politifhe Willensbildung der Nation 
und die ſtets erneute Aktualiſierung der völkiſchen 
Geſtaltungskräfte, der integrierenden Elemente der 
Nation. „Zur Hauptaufgabe der Abteilung 3 des 
Miniſteriums gehört die durchgreifende Erneuerung des 
deutſchen Rundfunkweſens. Es wurde aus einem 
geiſtig richtungsloſen und willkürlich geleiteten Syſtem 
zu einem Inſtrument der Führung. Im Rundfunk 
ſpricht jetzt die Stimme unſeres Volkes. Er ſchließt 
alle deutſche Herzen in entſcheidenden Stunden unſeres 
Geſchickes zu einer gewaltigen Gemeinſchaft zufammen 
zur Demonſtration und Wahrung deutſcher Lebens- 
rechte. Dies iſt von großer Bedeutung, da der Rund- 
funk ein wichtiges Kampffeld im modernen Völker⸗ 
ringen bildet. Die Tragweite der völkiſchen Ausein⸗ 
anderſetzungen, die ſich in ſeinem Wellenreich abſpielen, 
läßt eine Feſtſtellung des Reichsſendeleiters Ha da- 
movſky erkennen: „Wirft man einen Blick auf die 
Europa⸗Wellenkarte, ſo gewinnt man beim erſten Hin⸗ 
ſehen faſt den Eindruck, es handle ſich nicht um eine 
Rundfunkkarte, ſondern um die Karte der 1932 vor⸗ 
handen geweſenen wehrpolitiſchen Einkreiſung Deutſch⸗ 
lands.“ (In „Hitler erobert die Wirtſchaft“.) 


Durch das Reichskulturkammergeſetz vom 22. 9. 1933 
(RGBl. S. 661 f.) wurde die Kulturhoheit des Reiches 
begründet. Durchführungsverordnungen wurden am 
1. 14. 1933 und 9. 11. 1933 (RGBl. I S. 797, 969) 
und ein Ergänzungsgeſetz am 15. 5. 1934 (S. 413 
ROBL) erlaſſen. „Die Reichskulturkammer hat die 
Aufgabe, durch Zuſammenwirken der Angehörigen aller 
von ihr umfaßten Tätigkeitszweige unter der Führung 
des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda die deutſche Kultur in Verantwortung für Volk 
und Reich zu fördern, die wirtſchaftlichen und ſozialen 
Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und 
zwiſchen allen Beſtrebungen der ihr angehörenden 
Gruppen einen Ausgleich zu bewirken“ (§ 3 Abf. 1 
I. DO.). Damit iſt eine Rangordnung vorgefehen: 
Es iſt der Vorrang des Dienſtes an der Gemeinſchaft, 
der Primat der deutſchen Geiſteswelt beſtimmt gegen⸗ 
über der ſtändiſchen Ordnung aller geiſtig Schaffenden. 
Wirtſchaftliche Bedürfniſſe der Berufsgruppen ſind den 
Geboten und Zielen der geiſtigen Leiſtungen für die 
Nation untergeordnet. Das kulturelle Leben des Volkes 
iſt unter Führung geſtellt worden. Ihr Weſen in bezug 
auf das kulturelle Schaffen hat Reichsminiſter Dr. 
Goebbels in ſeiner Rede vor der Reichstheater⸗ 
kammer am 17. 6. 35 dahin gekennzeichnet: „Wir be⸗ 
ſitzen nicht den Ehrgeiz, dem Dirigenten vorzuſchreiben, 
wie er eine Partitur zu dirigieren hat; aber was dem 
Geiſt unſerer Zeit entſpricht, darüber behalten wir uns 
das ſouveräne Vorrecht vor zu beſtimmen. Die Politik 
macht nicht die Technik der Dinge, aber ſie gibt den 
Dingen ihren Kurs, ſie kontrolliert ihren Einſatz und 
überwacht die Durchführung dieſes Einſatzes.“ Der 
Wirkungsraum der geiſtig Schaffenden iſt in der Form 
der Selbſtverwaltung abgegrenzt und gegliedert. Dieſe 
umfaßt Vereinigungen mit der Eigenſchaft von Körpers 
ſchaften des öffentlichen Rechts: Reichsmuſikkammer, 
Reichskammer der bildenden Künſte, Reichstheater⸗ 
kammer, Reichsſchrifttumskammer, Reichspreſſekammer, 
Reichsrundfunkkammer und Reichsfilmkammer. Ver⸗ 
einigt tragen dieſe Kammern die Bezeichnung Reichs⸗ 
kulturkammer. Sie bilden eine Geſamtkörperſchaft des 
öffentlichen Rechts. Dieſe Körperſchaften ſind nicht 
Ordnungsgebilde des Staates in hergebrachtem Sinn. 
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Sie find Gemeinſchaftsformen innerhalb des Reiches als 
umfaſſender deutſcher Volksordnung. Sie find national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtsgeſtaltungen, alſo anderer Art als 
die liberale Verwaltungsform der Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts. Wir können ſie vielleicht als 
Reichseinungen bezeichnen, um einen alten 
deutſchen Rechtsbegriff aufzugreifen, dabei aber zugleich 
ihren exiſtenziellen politiſchen Charakter zum Ausdruck 
zu bringen (O. v. Gierke: Genoſſenſchaftsrecht, Band 1, 
S. 220 f.). Sie ſind Verfaſſungsinſtitutionen. Daraus 
ergeben ſich eine Reihe juriſtiſcher Merkmale: Es iſt der 
Organiſationszwang, die Kammerpflichtigkeit feſtgelegt. 
Alle an der Geſtaltung der Kultur Mitwirkenden, und 
zwar die ſchaffenden und die nachſchaffenden Kräfte ſind 
zu einer Kammereinheit zuſammengefaßt. So gehören 
z. B. zur Reichstheaterkammer nicht nur die Schau- 
ſpieler ſondern auch die Dichter und die Verleger ($ 4 
I. DVO. u. II. DVO.). Der Begriff des Kulturgutes 
iſt an das Wirken durch „Übermittlung an die Offent⸗ 
keit“ ($ 5 J. DVO.) gebunden. Die Geſtaltung der 
Kammerverfaſſung ift nach den deutſchen Verfaſſungs⸗ 
rechtsformen der Führung und des Führerrates erfolgt 
(G 11 f. I. DO.). Die Präſidenten find die alleinigen 
Hoheitsträger. Der Präſident der Reichskulturkammer 
iſt der Miniſter für Volksaufklärung und Propaganda. 
Er ernennt die Präſidenten der Einzelkammern. Dieſen 
ſteht ein Präſidial⸗Rat und ein Verwaltungsbeirat zur 
Seite. Die Präſidenten der Einzelkammern bilden einen 
Beirat der Reichskulturkammer, den Reichskulturrat. 
Die Einzelkammern gliedern ſich in Fachverbände oder 
Fachſchaften. Die Zugehörigkeit zu ihnen bedeutet zu⸗ 
gleich die mittelbare Mitgliedſchaft zur Einzel» und zur 
Reichskulturkammer. Die Fachverbände haben eigene 
Rechtsperſönlichkeit mit durch die Präſidenten geneh- 
migten Satzungen. Die Fachſchaften ſind nur rechtlich 
unſelbſtändige Gliederungen einer Kammereinheit. Ein 
ſchwerwiegendes Eingriffs⸗ und Organiſationsrecht der 
Führung enthält § 25 J. DVO. in Verb. mit SI RKKG. 
Es findet ſich auch in anderen Geſetzen, die der Ge⸗ 
ſtaltung einer neuen Sozialordnung auf der Grundlage 
“ver Deloſtverwäülttung Bienen, z. B. im Meéihhsndyr⸗ 
ſtandsgeſetz. $ 25 Abſ. 1 I. DVD, lautet: „Die Reichs⸗ 
kulturkammer und die Einzelkammern können Bedin⸗ 
gungen für den Betrieb, die Eröffnung und die Schlie⸗ 
hung von Unternehmungen auf dem Gebiete ihrer Zur 
ſtändigkeit feſtſetzen und Anordnungen über wichtige 
Fragen innerhalb dieſes Gebietes inſonderheit über 
Art und Geſtaltung der Verträge zwiſchen den von ihnen 
umfaßten Tätigkeitsgruppen treffen.“ Auf dieſer 
Rechtsbeſtimmung beruht ein weittragendes und be⸗ 
deutſames Satzungsrecht für den auto⸗ 
nomen Rechtskreis der Kulturkammer. 
Hierauf ſind auch z. B. die drei grundlegenden 
Anordnungen für das Zeitungsweſen 
vom 24. April 1935, die Anordnung zur Wahrung der 
Unabhängigkeit des Zeitungsverlagsweſens, die Anord⸗ 
nung über Schließung von Zeitungsverlagen zwecks Be⸗ 
ſeitigung ungeſunder Wettbewerbsverhältniſſe und die 
"anotonung zur Beseitigung der Standälpreſſe gegkunder. 
Die erſtere dient der Beſeitigung der Anonymität des 
Zeitungskapitals und dem Ausſchluſſe aller die Volks⸗ 
gemeinſchaft ſchädigenden Sonderintereſſen beruflicher, 
ſtändiſcher und konfeſſioneller Art aus der Tagespreſſe. 
„Zeitungen dürfen nach ihrer inhaltlichen Geſtaltung 
nicht auf einen konfeſſionellen, beruflich oder intereſſen⸗ 
mäßig beſtimmten oder beſtimmbaren Perſonenkreis ab- 
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geftellt fein“ (Art. IV; vgl. die Erläuterungen des 
Präſidenten Amann der Reichspreſſekammer im V. B. 
vom 21. 5. 1933). So wird die rechtliche Verantwort- 
lichkeit und wirtſchaftliche Haftung des Verlegers als 
Einzelperſon oder von Perſonalgeſellſchaften auch auf 
der Grundlage der bezeichneten Beſtimmung erſtrebt. 

Die Preſſe iſt kein Werkzeug verantwortungsloſer 

anonymer privater Gruppen mehr, keine Waffe gegen 
den Staat und kein Exponent der Geldmächte. In der 
Begründung zum Schriftleitergeſetz vom 4. 10. 1933 
(RGBl. I S. 713 f.) iſt darum gefagt: „Die Preſſe 
i ſt Mittel der geiſtigen Ein wirkung auf 
die Nation; ſie iſt Rultur⸗,„Erziehungs⸗ 
vor allem aber auch Staats- und National⸗ 
erziehungsmittel, wie Schule, Rundfunk, 
Bühne, Film. Sie iſt alſo ihrem Weſen nach eine öffent- 
liche Einrichtung, das Gegenteil deſſen, was die liberale 
Anſchauung und das liberale Recht in ihr ſieht.“ An die 
Stelle der unperſönlichen Preſſe iſt der verantwortliche 
Schriftleiter gerückt. Seine Arbeit iſt „eine in 
ihren beruflichen Pflichten und Rechten vom Staat 
geregelte öffentliche Aufgabe“ (§ 1 SchG.). Seine 
Stellung iſt darum, wie es in der amtlichen Begründung 
heißt, „amtsähnlich“. Damit iſt die Verpflichtung 
des Schriftleiters auf die Volksgemeinſchaft ausge— 
ſprochen. Eine Auffaſſung hat ſich wieder durchgeſetzt, die 
ſich ſchon im mittelalterlichen Einungsrecht vorgefunden 
hat (Gierke: Genoſſenſchaftsrecht, Band 1, S. 360). Die 
berufsmäßige Einflußnahme auf die geiſtige Willens 
bildung der Gemeinſchaft enthält eine Funktion öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Art und gleicht deshalb einem Amte“). 
Dies bringt das Zurücktreten der Rechtsſtellung des Ver⸗ 
legers mit ſich und eine Abwandlung des privatrecht⸗ 
lichen Dienſtverhältniſſe ($$ 16, 17, 29, 30 Sch.). 
Vor allem aber hat das Geſetz Zulaſſungsbedingungen 
für den Schriftleiterberuf aufgeſtellt (§ 5 f. SchG.). 
Einzelheiten enthält außerdem die DVO. vom 19. 12. 
1933 (RGBl. S. 1085). Gefordert werden u. a. die 
ariſche Abſtammung, fachmänniſche Ausbildung und 
Beſitz der Eigenſchaften, „die die Aufgabe der geiſtigen 
Dntwrkemqz; ak Ver Dffeitlichfcsti rtf dorti!“ tuch) ME 
Recht der geiſtigen Berufe iſt Leiſtungsrecht und Recht 
der Ausleſe. Es iſt nicht mehr wie früher jeder ver— 
krachte Windbeutel nach ſonſtigem Schiffbruch berufen, 
das Schickſal des Volkes durch die Preſſe mitzugeſtalten. 
Du Prel hat zutreffend darauf hingewieſen, der 
Schriftleiter ſei gleichſam „ein politiſcher Willensträger 
der Nation“ (NS-Rechtshandbuch, S. 555). Dem 
großen Einflußrecht des Schriftleiters auf das Volks⸗ 
leben entſpricht eine ſtreng gefaßte Verantwortlichkeit 
berufs⸗, ſtraf⸗ und zivilrechtlicher Art (o 13 ff., 20, 21 
SchG.). Die völkiſche Selbſtzucht verpflichtet ihn u. a. 
„aus den Zeitungen alles fernzuhalten, was geeignet 
iſt, die Kraft des Deutſchen Reiches nach außen oder 
im Innern, den Gemeinſchaftswillen des deutſchen 
Volkes, die deutſche Wehrhaftigkeit, Kultur oder Wirt⸗ 
ſchaft zu ſchwächen oder die religiöſen Empfindungen 
anderer zu verletzen“ ($ 14 Ziff. 2 Sch.). 

Die. Shooter. werden. durch, das. T. g. . af 
vom 15. 5. 1934 (RGBl. S. 414) „hinſichtlich der Er⸗ 
füllung ihrer Kulturaufgabe der Führung des Reichs⸗ 
miniſters für Volksaufklärung und Propaganda“ 
unterſtellt ($ 1 Abſ. 1 ThG.). Das Theater iſt damit 
wieder eine Angelegenheit der Nation geworden, ein 


) Bgl. Erich Jung: Archiv für ziv. Praxis Band 118 
S. 59 und Zeitſchrift für Rechtsphiloſophie Band 2 S. 304. 
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Kampfmittel der Führung zur Geſtal⸗ 
tung des Volkes nach ſeiner idealen 
Weſenheit. Auf der Bühne werden die Nation und 
ihr Mythos in ein Bild gebracht. Hier wird zur Ab— 
wehr feindlicher Lebensmächte und zur Wiedergeburt 
des eigenen Volkes eine ſtärkere ſchöpferiſche Gegenform 
im Geiſte, ein ſcharf umriſſenes Gegenbild im Ideal 
aufgerufen und wider die Feinde des Volkstums in Be⸗ 
wegung geſetzt. So rettete einſt Aeſchylos, Mitkämpfer 
in den perſiſchen Kriegen, das Griechenvolk und wurde 
zu ſeinem geiſtigen Befreier. So ſchuf Richard Wagner 
feine un vergänglichen Worttondramen, um dem Volke 
neue Maßſtäbe zu ſeiner Regeneration zu vermitteln. 
So wird nur das Schwindelgefühl einem Volke ge⸗ 
nommen, das es packt, wenn es ſeinen Glauben an die 
wahrhaften Götter ſeiner Seele zu verlieren beginnt. 
In dieſem Sinne erklärte Reichsminiſter Dr. Goebbels: 
„In Wirklichkeit aber iſt die Kunſt nichts als der 
plaſtiſche Ausdruck eines Volkstums.“ „Kunſt iſt 
ſchöpferiſche Propaganda“ (Rede vom 17. 6. 1935, 
V. B. 19. 6. 1935). Theaterveranſtalter ſind darum 
nicht reine Privatunternehmer. Sie ſind vielmehr 
„eine Art Amtsträger“ (Aßmann im NS⸗Rechtshand⸗ 
buch, S. 543). Sie haben ihre „Aufgabe nach beſter 
künſtleriſcher und ſittlicher Überzeugung im Bewußtſein 
nationaler Verantwortung zu erfüllen“ (§ 2 Abſ. 2 
ThG.). Theaterarbeit iſt zu öffentlichem Dienſt ge⸗ 
worden. Sie hatte ſich gelöſt von dem Willen des 
Volkes. Sie iſt in ihn wieder zurückgeführt worden. 
So iſt die Notwendigkeit beſonderer Zulaſſungsbeſtim⸗ 
mungen begründet ($ 3 ThG. und DO. vom 18. 5. 
1934 RG Bl. S. 413). Auch fie enthalten den Eignungs⸗ 
grundſatz. Eine Auswirkung des völkiſchen Verpflich⸗ 
tungsbewußtſeins, der ethiſchen Verankerung des natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Rechtes iſt das Beſtätigungserfor⸗ 
dernis des $ 4 ThG. „Die Anſtellung von Bühnen⸗ 
leitern, Intendanten, Theaterdirektoren, erſten Kapell⸗ 
meiſtern und Oberſpielleitern bedarf der Beſtätigung 
durch den zuſtändigen Miniſter.“ Damit rechtfertigt ſich 
auch die Befugnis des Miniſters zur Unterſagung der 
Ausübung der Tätigkeit, wenn ſich ein Mangel an Zu⸗ 
verläſſigkeit oder Eignung zeigt. Die Führung des 
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Theaterlebens kann das Aufſichtsrecht beanſpruchen über 
Vereinigungen von Theaterbeſuchern und Vereini⸗ 
gungen, die nicht öffentliche Theateraufführungen ver⸗ 
anſtalten. Die geſtaltende und nicht nur ſchützende Ber 
einfluſſung der Theaterkunſt ermöglicht $5 Abſ. 1 ThG.: 
„Der zuſtändige Miniſter kann die Aufführung be⸗ 
ſtimmter Stücke im allgemeinen oder im einzelnen Falle 
unterſagen oder verlangen, wenn er es zur Erfüllung 
der Kulturaufgabe des Theaters für notwendig hält, 
ſofern dem Träger des Unternehmens durch das Ver⸗ 
langen keine Nachteile oder Mehrkoſten entſtehen, die 
ihm billigerweiſe nicht zugemutet werden können.“ 

Alle dieſe Beiſpiele aus dem neuen Kulturrecht ver⸗ 
anſchaulichen den grundſätzlichen Wandel des Verhält- 
niſſes von Recht und Kultur durch die nat.⸗ſoz. Revo⸗ 
lution. Das Recht i ſt wieder in die Kultur 
und die Kultur in das Rechtein bezogen 
worden. Beide ſind unteilbares völkiſches Leben. 
Die nat.⸗ſoz. Revolution will dieſem Leben den ihm 
arteigenen geſchloſſenen Stil gewinnen. Unter ihm 
„kann man nur die auf einen einheitlichen Willenskern 
zurückgehende Ausſtrahlung in Politik, Kunſt und 
Wiſſenſchaft begreifen, die auch auf den verſchiedenſten 
Gebieten des Lebens die gleiche innere Vorausſetzung 
des Urteils und der äußeren Haltung gibt.“ (A. Roſen⸗ 
berg im WB. v. 8. 6. 1935, Rede zu Düſſeldorf 
v. 7. 6. 1935). In dieſem Sinne iſt auch das Recht in 
das Kampffeld der Zeit geſtellt. Es iſt auch im Geiſtigen 
wehrhaftes Recht geworden. Es hat ſeine Autorität 
wieder gewonnen. Die Kultur aber, insbeſondere die 
Kunſt, iſt aus engen iſolierten Bezirken, aus Klubs, 
Bünden und Zirkeln herausgerückt und in den konkreten 
Lebensordnungen des Volkes ſelbſt wieder heimiſch 
geworden. Sie gehört dem ganzen Volke und nicht einer 
einzelnen kleinen Schicht oder Spezialiſtengruppe. So 
wird das Volk unter dem Primat des Politiſchen, d. h. 
ſeiner Schickſalsgeſtaltung durch völkiſche Führung, zum 
geſchloſſenen leiblichen und geiſtigen Kosmos. Alles 
aber iſt die große Rechtsſchöpfung unſeres Führers. 
Wir haben ihm als wahrhafte Soldaten und Krieger 
95 Rechtes nimmermüde Werkleute bei dieſer Arbeit 
zu ſein. 


Die Gerichtsverfaſſung im neuen Staat 
Von Landgerichtsdirektor i. R. T we, Bremen. 


Die Verſuche, eine grundlegende Anderung unſeres 
Gerichtsaufbaues herbeizuführen, ſind alt. Es iſt nicht 
ohne Wert, ſich den Gang der Reformbeſtrebungen kurz 
vor Augen zu führen und den leitenden Gedanken nach⸗ 
zugehen. Man wird erkennen, was uns heute von jenen 
trennt. f 


Den ſtärkſten Antrieb erhielten dieſe Beſtrebungen 
in der Vorkriegszeit durch den Frankfurter Ober⸗ 
bürgermeiſter Adickes. Er ging aus von der über⸗ 
großen Vermehrung der Richterſtellen. Die Sum⸗ 
mierung von Mittelmäßigkeiten mache keinen hervor⸗ 
ragenden Mann, die Ergebniſſe ſeien nicht genügend, 
das Vertrauen zur Rechtspflege ſei im Schwinden be⸗ 
griffen. Vorbild müſſe England ſein, und die 
Parole müſſe lauten: wenig Richter, aber dieſe an 
hervorragender Stelle. Für die erſte Inſtanz ſieht er 
ausſchließlich Einzelrichter vor, die obere Inſtanz iſt in 
der Regel mit zwei bis drei Richtern beſetzt. Anders 


als der Amtsrichter, der nach feiner Meinung halb rich- 
terliche, halb verwaltungsmäßige Arbeit zu leiſten hat, 
werden die eigentlichen Spruchrichter aus der Beamten⸗ 
laufbahn herausgehoben. 

Die Adickesſchen Gedanken verurſachten damals eine 
Fülle von Außerungen. Zu erwähnen iſt Mügels Vor⸗ 
ſchlag (DIZ. 1906, 1109 ff.). Er behält grundſätzlich 
die Viergliederung der Gerichte bei. Eine Erſparung an 
Richterkräften ſoll dadurch erzielt werden, daß in Zivil⸗ 
ſachen die amtsrichterliche Zuſtändigkeit erhöht wird, 
und daß beim Landgericht in erſter Inſtanz Einzelrichter 
entſcheiden. Alle Reviſionen in Zivil- und Strafſachen 
gehen an die Oberlandesgerichte. Das Reichsgericht wird 
beſchränkt auf die Prüfung, ob ein OLG. von Entſchei⸗ 
dungen eines anderen OLG. oder des NG. abweicht, 
und entſcheidet im Plenum, wenn ſolche Abweichung 
feſtgeſtellt wird. 

Bald wird es ſtiller um Adickes. Als er 1915 ſtarb, 
war das Echo verhallt. 
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In der Nachkriegszeit erfcheint die Frage unter neuer 
Beleuchtung: Verwaltungsreform, Rationaliſierung, 
Vereinfachung, Verbilligung, Rückſichtnahme auf die 
Notlage Deutſchlands ſind der Ausgangspunkt. Die 
Verringerung der Richterzahl iſt auch jetzt das Haupt⸗ 
ziel, wenn auch zunächſt von einem anderen Geſichts⸗ 
punkt aus als früher. 


Am 14. November 1923 brachte Schiffer den bekann⸗ 
ten Antrag zur Vereinfachung des Rechtsweſens ein. 
Die ordentliche Gerichtsbarkeit ſoll durch Bezirksgerichte, 
Obergerichte und das Reichsgericht ausgeübt werden. 
Bei den Bezirksgerichten, die im allgemeinen ihre Ge⸗ 
ſchäfte im Wege des Einzelrichtertums erledigen, werden 
Spruchkammern und Wirtſchaftskammern, für Straf⸗ 
ſachen Schöffengerichte, Schöffenkammern und Schwur⸗ 
gerichte gebildet, deren Zuſtändigkeit ſich über mehrere 
Gerichtsbezirke erſtrecken kann. Im Jahre 1928 führte 
Schiffer ſeine Gedanken weiter aus in ſeinem Buche 
„Die deutſche Juſtiz“ und in feinem Entwurf eines 
Geſetzes zur Neuordnung des deutſchen Rechtsweſens. 
Neben die große tritt die kleine Juſtizreform. Ein er⸗ 
heblicher Teil der Geſchäfte wird Rechtspflegern zu⸗ 
gewieſen. 

Schon 1927 hatte Wunderlich (DIZ. 1927, 27 ff.) 
auf die Notwendigkeit hingewieſen, Rückſicht zu nehmen 
auf den verlorenen Krieg und die dadurch verurſachten 
finanziellen Schwierigkeiten. Er verlangt Dreigliede⸗ 
rung. Die Möglichkeit, mit ihr auszukommen, ſucht er 
darzutun durch Hinweis auf die überwundene Poſt⸗ 
kutſchenzeit und das Verſchwinden der Entfernungen 
im Zeitalter des Fernſprechers, des Autos, des Motor⸗ 
rades und des Flugzeugs. Alle Straf- und Zivilſachen 
ſollen an Amtsgerichte gehen, deren Zahl zu verringern 
iſt, darüber gibt es Landgerichte als Berufungsgerichte 
und ein Reichsgericht als Kaſſationshof. Wunderlich 
verſpricht ſich davon eine Vereinfachung, Beſchleunigung 
und Verbilligung des Verfahrens. Die Herabſetzung 
der Zahl der Richter wird, wie er hofft, auch die Mög⸗ 
lichkeit geben, ihre materielle Lage zu verbeſſern. 

Neben Wunderlich war es unter den Richtern vor 
allem Reichert, der ähnlichen Gedanken zuneigte (insbeſ. 
„Die deutſchen Gerichte der Zukunft“ 1912; DRZ. 
1928, 164 ff.). Auch ihm ſchien die Trennung der rechts⸗ 
verwaltenden Tätigkeit von der ſpruchrichterlichen 
Rechtspflege das geeignete Mittel zu ſein, um die Aus⸗ 
leſe von Richterperſönlichkeiten und damit die Hebung 
des deutſchen Richterſtandes zu ermöglichen. Im Sep⸗ 
tember 1929 führte er die Entſchließung des Kölner 
Richtertages herbei, in der die Notwendigkeit einer 
grundlegenden Juſtizreform zum Zweck der Hebung des 
deutſchen Rechtsweſens bejaht wird. 


II. 


Die Gedanken, die bei allen dieſen Vor⸗ 
ſchlägen leitend waren, können jedoch für 
uns keine genügende Grundlage mehr 
ſein. Einziges Ziel iſt die Schaffung eines Gerichts⸗ 
aufbaues, der eine dem nationalſozialiſtiſchen Staate 
gemäße Rechtſprechung ſicherſtellt. 

Die Rechtspflege muß volksnah und volksverbunden 
ſein. Dabei tritt das ordnende Denken in den 
Vordergrund im Gegenſatz zur reinen 
Verſtandes⸗ und Begriffs jurispru⸗ 
denz. Der Entſcheidende ſoll richten und ſchlichten, 
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Ausgleich und Sühne herbeiführen und fo im wahren 
Sinne des Rechtes walten. Der Nutzen für das Volks⸗ 
ganze iſt Richtſchnur auch für das richterliche Handeln. 
Dieſe Gedanken muͤſſen auch maßgebend fein, wenn 
man die Stätten ſchaffen will, in denen eine ſolche Recht⸗ 
ſprechung geübt wird. 

Die Bedeutung der Verbilligung, Vereinfachung und 
Beſchleunigung braucht man nicht zu unterſchätzen. Ihr 
Wert richtet ſich aber immer danach, ob ſie auch der 
Rechtſprechung in dem erörterten Sinne dienen. 

Danach iſt auch die Verringerung der Richterzahl, ſo 
erwünſcht ſie ſein mag, als tragender Gedanke unge⸗ 
eignet. Die Zahl der Richter kann ſtets nur bemeſſen 
werden nach den Bedürfniſſen der Rechtspflege. Aus 
der Rechtspflege läßt ſich die Rechtſprechung nicht als 
ein Sondergebiet herausheben, Spruchrichter und Nicht- 
ſpruchrichter laſſen ſich nicht ſcheiden. Insbeſondere iſt 
der Verſuch, die Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der ſtreitigen gegeneinander abzugrenzen, ein ver⸗ 
gebliches Bemühen. Weder nach dem Gegenſtand oder 
dem Zweck noch nach den Mitteln laſſen ſie ſich trennen. 
Es würde verfehlt ſein, wenn man die beiden innerlich 
nahe verwandten Gebiete auseinanderreißen wollte. 
Auch die freiwillige Gerichtsbarkeit 
mit ihren für den Volksgenoſſen und das Volksganze ſo 
wichtigen Entſchließungen verlangt in ihrer 
Geſamtheit den unabhängigen Richter. 
Dabei können viele einzelne Geſchäfte ausgeſchieden und 
geſetzlich dem Rechtspfleger übertragen werden. 


III. 


Ein mit Richtern beſetztes Amtsgericht muß 
danach auch in Zukunft das Grundgericht bleiben. Sein 
Bezirk muß im weſentlichen dem jetzigen entſprechen. Die 
Behauptung, die Bezirke könnten erheblich vergrößert 
werden, kann man nicht mit dem Hinweiſe auf die 
überwundene Poſtkutſchenzeit beweiſen. Es kommt dar⸗ 
auf an, daß das Eingangsgericht den Menſchen und den 
Ereigniſſen ſo nahe wie möglich gerückt wird. Nur ſo 
wird die Grundlage geſchaffen werden können für eine 
gute, ſchnelle, vom Vertrauen der Eingeſeſſenen getra⸗ 
genen Lokalrechtſprechung. 


Was die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts an⸗ 
langt, ſo iſt der Gedanke abzulehnen, es nur als 
Sammel⸗ und Klärbeden aufzubauen, dem lediglich die 
Vorbereitung von Prozeſſen, Verſäumnis⸗ und Aner⸗ 
kenntnisurteile, Vergleiche und von den Parteien ge⸗ 
wünſchte Schiedsurteile zugewieſen werden. Ebenſo un⸗ 
möglich iſt es, das Amtsgericht in Strafſachen auf eine 
ordnende, ſammelnde und pflegende Tätigkeit zu be⸗ 
ſchränken. Eine ſolche Regelung würde alle Vorzüge 
eines volksnahen Gerichts preisgeben. Das Amtsgericht 
muß auch da, wo der Streit ſich nicht durch Verſäumnis, 
Anerkenntnis oder Vergleich erledigt, in einem geſetzlich 
geregelten Umfange die Befugnis haben, ſelber Recht zu 
ſprechen. Im übrigen würde der Zwang, jede Sache 
zunächſt beim Amtsgericht durchlaufen zu laſſen, meiſt 
nur zu nutzloſer Verzögerung führen. 

Es empfiehlt ſich aber auch nicht, umgekehrt den Amts⸗ 
gerichten die geſamte erſte Inſtanz zu übertragen. Große, 
umfangreicher Vorbereitung bedürftige Prozeſſe eignen 
ſich nicht für die Rechtſprechung dieſer Gerichte. Es 
würde danach unzweckmäßig ſein, bei ihnen Kammern 
aus Mitgliedern desſelben Gerichts oder mehrerer be- 
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nachbarter Gerichte zu bilden oder gar ſolche Kammern 
nur bei den größeren Amtsgerichten einzurichten. Die 
Boltsverbundenheit derartiger Kammern würde nicht 
größer ſein als die der jetzigen Landgerichte, die Mög⸗ 
lichkeit, Erfahrungen zu ſammeln und eine gute ſtetige 
Rechtſprechung zu gewährleiſten, geringer. 

Man könnte an eine gleitende Zuſtändigkeit denken, 
an die Schaffung einer Stelle, die für jede einzelne Sache 
das geeignetſte Gericht beſtimmt. Aber die Unterſchei⸗ 
dung nach Art oder Schwierigkeit würde ſtets Unſicher⸗ 
heit und meiſtens nur eine unerwünſchte Verzögerung 
und Weiterung bedeuten. Es muß bei feſten Grund⸗ 
lagen verbleiben. Im bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreit trifft man mit einer Wertgrenze und der 
Heraushebung gewiſſer Arten von Prozeſſen immer 
noch am beſten den Umkreis der einer 
ſchnellen, ſchlagkräftigen Juſtiz am 
meiſten bedürftigen Sachen. Dabei iſt zu 
prüfen, ob man bei Beſtimmung des Streitwerts mehr 
als bisher das Intereſſe berückſichtigen ſoll, das für den 
einzelnen Volksgenoſſen nach ſeiner Vermögens⸗ und 
Erwerbslage die Erledigung feines Rechtsſtreits hat. 
Aber die Aufſtellung eines ſolchen Grundſatzes würde 
die Quelle zahlreicher Irrtümer und Mißgriffe werden 
müſſen. 

In Strafſachen bleibt das Amtsgericht ebenfalls 
in einem geſetzlich zu umgrenzenden Umfange entſchei⸗ 
dendes Gericht. Der Amtsrichter urteilt unter Zuzie⸗ 
hung von Schöffen. Sie werden ſtets erneut die 
unbefangene, unverdorbene Auffaſſung des Volkes an 
den Richter herantragen. Ihre Mitwirkung fördert die 
Volkstümlichkeit der Strafrechtspflege und ſtärkt den 
Rechtsſinn im Volke. Für den Richter ergibt ſich der 
Vorteil, daß er genötigt iſt, ſeine Rechtsgedanken in 
einer auch Nichtjuriſten verſtändlichen Weiſe zu ent⸗ 
wickeln, ehe er ſie im Urteil verkündet. 

Das iſt ein ſehr weſentlicher Vorzug auch gegenüber 
dem Einzelrichter, deſſen Einführung lediglich eine Spar⸗ 
maßnahme war. An ſeine Stelle hat in Zukunft wieder 
das Schöffengericht zu treten. Das Widerſpruchsrecht 
des Beſchuldigten nach $ 26 Abſ. 2 GVG. fällt fort. Das 
Einzelrichtertum iſt um ſo eher zu entbehren, als die 
Übertretungen und Privatklagen ganz aus der Straf⸗ 
prozeßordnung herausgenommen werden müſſen. 

Für Privatklagen insbeſondere wird ein von 
formalen Bindungen möglichſt zu befreiendes Frie⸗ 
dens verfahren zu ſchaffen fein. Friedensrichter 
iſt der Amtsrichter. Er iſt der beſte Mann für ein ſolches 
Amt. Das Friedensverfahren iſt ganz beſonders geeignet, 
ihn in lebendigſter Fühlung mit den Nöten ſeiner 
Volksgenoſſen zu erhalten, er wird auch hier ihre Sprache 
und Denkweiſe am beſten verſtehen und würdigen. 

Die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts umfaßt alles, 
was nicht an ein oberes Gericht durch Geſetz verwieſen 
iſt oder durch Entſchließung der Staatsanwaltſchaft 
dorthin gebracht wird. 

Neben Zivil⸗ und Strafſachen iſt dem Amts gericht 
die freiwillige Gerichtsbarkeit in 
vollem Umfang zu übertragen. Die Ausnahmen, 
die in den Ländern noch beſtehen, ſind zu beſeitigen. 


Das Amtsgericht iſt daher in Zukunft wie heute das 
unentbehrliche Grundgericht. 
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IV, 


Desgleichen kann kein Zweifel beftehen, daß einem 
höchſten, in der Zuſtändigkeit dem Reichsgericht ent⸗ 
ſprechenden Gerichte feine Bedeutung erhalten bleiben 
muß. Man braucht den Wert von Präjudizien nicht 
zu überſchätzen und wird dennoch anerkennen müſſen, 
daß ein oberſtes, völlig im Nationalſozialismus 
wurzelndes Gericht als eine Ouelle einheitlichen 
Rechts nicht entbehrt werden kann. Wollte man es 
beſchränken auf Rechtsſprüche nach Anrufung durch ein 
Inſtanzgericht, ſo würde man es ſeines gerichtlichen 
Charakters entkleiden. Solche Rechtsauskünfte würden 
weit weniger Verbindung mit dem wirklichen Leben 
haben als heute die Reviſionsentſcheidungen, bei denen 
die Rechtsauffaſſung doch immer in Hinblick auf feſt⸗ 
geſtellte tatſächliche Vorgänge ſich bildet. 


V. 


Es erhebt ſich danach nur die Frage, ob ein 
Gericht oder ob zwei Gerichte zwiſchen Amts- 
gericht und Reichsgericht einzubauen 
ſind. 


Die Dreigliederung wurde früher im weſentlichen aus 
Gründen der Sparſamkeit, insbeſondere zur Verminde⸗ 
rung der Richterzahl gefordert. Daß eine größere Ent- 
fernung vom Tatort und von der Wohnung der Be⸗ 
teiligten neben einer Erſchwerung der Wahrheitsfindung 
auch eine erhebliche Verteuerung mit ſich bringt, iſt dabei 
nicht genügend beachtet worden. 

Eindrucksvoller iſt die Bezugnahme auf die Sonder⸗ 
gerichte und auf die Parteigerichte, die mit drei In⸗ 
ſtanzen auskommen. Beweiſend iſt das nicht. Jenen 
Gerichten ſind Sonderaufgaben zugewieſen. In Wirk⸗ 
lichkeit kommt aber auch die ordentliche Rechtspflege 
mit drei oder gar zwei Inſtanzen aus. Es iſt lediglich 
eine Frage der Zweckmäßigkeit und der Volksnähe, ob 
man dieſe Inſtanzen in drei oder in vier Gerichts⸗ 
körpern unterbringt. 

Die Frage, ob ein einziges Obergericht genügt, hängt 
ab von der Zuſtändigkeit, die man dem Amtsgericht zu⸗ 
weiſt, und von der Frage der Berufung. Folgt man 
dem Vorſchlage, dem Amtsgericht nur einen beſchränk⸗ 
ten, für die lokale Juſtiz geeigneten Aufgabenkreis zu 
übertragen, ſo bedeutet das, daß man das Obergericht 
auch als erſte Inſtanz braucht. Dann aber iſt ein Ge⸗ 
richt, deſſen Bezirk etwa einen Gau umfaſſen würde, 
den Menſchen und dem Tatort viel zu ferne. Noch mehr 
gilt das, wenn man, die Berufungsfähigkeit der Amts⸗ 
gerichtsſachen bejaht. 

Weder im bürgerlichen Rechtsſtreit noch im Straf- 
verfahren iſt die Berufung gegen Urteile des Amts- 
gerichts zu entbehren. Das folgt aus der ortsgebun⸗ 
denen Art dieſer Entſcheidungen, bei denen raſche Re⸗ 
gelung ihre beſondere Bedeutung hat. Eine Be⸗ 
rufungsgrenze in Zivilſachen kann es in Zu⸗ 
kunft nicht mehr geben. Sie behält ſtets etwas 
Willkürliches und erweckt den Anſchein unterſchiedlicher 
Behandlung der Volksgenoſſen. Ein Ausgleich wird 
dadurch zu ſchaffen fein, daß man dem Berufungs- 
gericht das Recht gibt, die Berufung, wenn ihre Durch- 
führung ausſichtslos iſt, durch Beſchluß zurückzuweiſen. 
In Strafſachen iſt die Berufung wahlweiſe neben der 
Reviſion zuzubilligen. Im Friedensverfahren wird es 
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im allgemeinen Rechtsmittel nicht geben können. Dem 
Friedensrichter wird aber die Befugnis einzuräumen 
ſein, im Einzelfall ein Rechtsmittel zuzubilligen. Er 
wird davon Gebrauch machen, wenn ſchwierige Tat⸗ 
oder Rechtsfragen zu entſcheiden ſind. 


Sämtliche Berufungen gehen an ein oberes 
Gericht Landgericht), das noch genügend ortsnahe 
iſt, deſſen Bezirk danach ungefähr dem des jetzigen 
Landgerichts entſprechen muß. 

Das Landgericht iſt außerdem erſtinſtanzliches Gericht 
in allen Zivil⸗ und Strafſachen, die nicht zur Zuſtändig⸗ 
keit des Amtsgerichts gehören. Eine gleitende Grenze 
iſt auch hier als zur Rechtsunſicherheit führend abzu⸗ 
lehnen. 

Beim Landgericht müſſen auch die Eheſachen 
verbleiben. Für eine Übertragung auf die Amtsgerichte 
kann man nicht anführen, daß dieſen bereits die Ent⸗ 
ſcheidung bei gewiſſen Streitigkeiten von Eheleuten 
und die Regelung der Kindererziehung bei geſchiedenen 
Ehen übertragen ſei. Die Bedeutung der Ehe erfordert, 
daß Rechtsſtreitigkeiten, die die Scheidung, Nichtigkeit, 
Anfechtung einer Ehe oder die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zum Gegenſtand haben, nicht gleichgeſetzt werden 
den Sachen, die wegen ihrer verhältnismäßig geringeren 
Tragweite der Rechtſprechung der Amtsgerichte zufallen. 


Für den erſtinſtanzlichen Strafprozeß werden 
auch in Zukunft einzelne Verbrechenstatbeſtände aus⸗ 
zuwählen ſein, die ſich für die einmalige gründliche 
Verhandlung vor einem Landgericht beſonders 
eignen. Daneben müſſen durch die Staatsanwaltſchaft 
auch andere Sachen vor das Landgericht gebracht 
werden können, wenn es nach ihrem Umfang und ihrer 
Bedeutung erforderlich iſt. Die Beſchränkung auf aus⸗ 
geſprochene Monſtreſachen iſt abzulehnen, ganz abge⸗ 
ſehen davon, daß es unmöglich iſt, den Begriff geſetzlich 
zu umgrenzen. 

Das Landgericht entſcheidet als Kollegial⸗ 
gericht. Die Berater ſind bei den ihm obliegen⸗ 
den ſchwierigeren Entſcheidungen unentbehrlich. 
Das gilt nicht zuletzt auch dann, wenn man ſich zugunſten 
des Führergrundſatzes entſcheidet. Allein ſchon die Be⸗ 
wältigung des Techniſchen, vor allem aber die Ermög⸗ 
lichung richtiger Tatſachen⸗ und Rechtsfindung verlangt 
hier gebieteriſch eine Mehrheit von Richtern. 

Dabei iſt die Strafkammer einheitlich zu ge⸗ 
ſtalten. Die Beſetzung in der Hauptverhandlung mit 
drei Richtern und zwei Schöffen hat ſich bewährt. Die 
kleine Strafkammer muß in der großen aufgehen. Sie 
bietet in ihrer Zuſammenſetzung nicht die unbedingt 
erforderliche Gewähr für die Richtigkeit der meiſt end⸗ 
gültigen Tatſachenfeſtſtellung und Rechtsanwendung. 
Die Schöffen auszuſchalten, fehlt es an jedem Grunde, 
wenn man anerkennt, daß ſie als Mittler unbefangener 
Volksauffaſſung wertvoll ſind. 


Das Schwurgericht muß in der Form eines 
großen Schöffengerichts beſtehen bleiben. Der Name 
Schwurgericht iſt beizubehalten. In ſeiner ganzen 
drohenden Bedeutung iſt er für unſere Rechtsſprache 
unentbehrlich. Es empfiehlt ſich nicht, die Schwur⸗ 
gerichte mit den Strafkammern zu verſchmelzen, indem 
man etwa nur die Zahl der Laien bei gewiſſen Straf⸗ 
ſachen vermehrt. Die Heraushebung nach Bedarf anzu⸗ 
beraumender Tagungen und die jedesmalige Ernennung 
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eines ausgewählten Vorſitzenden entſpricht der Be⸗ 
deutung dieſer Gerichte. Sie wird dadurch hervorzu⸗ 
heben ſein, daß man ihren Verhandlungen beſondere 
Feierlichkeit und Würde verleiht. Die Zuſtändigkeit 
ſollte gegenüber der jetzigen nicht weſentlich mehr ver⸗ 
ringert werden. Insbeſondere iſt die Aburteilung des 
Meineides beim Schwurgericht zu belaſſen. 

Gegen Urteile des Schwurgerichts kann es ebenfo- 
wenig wie gegen erſtinſtanzliche Urteile der Straf⸗ 
kammer eine Berufung geben. Die Behauptung, man 
müſſe erſt recht in großen Sachen Berufungsmöglichkeit 
geben, wenn man ſie bei kleinen gewähre, iſt nicht 
richtig. Es kommt lediglich darauf an, auf welche Weiſe 
am beſten ein die Wahrheit ermittelndes, den Schuldigen 
gerecht ſtrafendes, den nicht Schuldigen ſchützendes 
Urteil ermöglicht wird. Nur in den kleineren, das 
Amtsgericht beſchäftigenden Strafſachen trifft es zu, 
daß eine zweite Verhandlung vor einem oberen Gericht 
das beſſere Urteil gewährleiſtet. In den größeren 
Prozeſſen, die der Strafkammer und dem Schwurgericht 
zuzuweiſen ſind, beſteht die Gefahr, daß das zweite 
Urteil der Wahrheit auch nicht entfernt ſo gerecht wird 
wie das erſte. Schon die hier erforderliche längere Zeit 
zwiſchen den beiden Urteilen führt dazu, daß bei den 
Beteiligten Erinnerungsbilder verblaſſen und Eindrücke 
aus der erſten Verhandlung ſich mit eigenen Wahr⸗ 
nehmungen vermengen. 

Die bisherigen Darlegungen ergeben die Notwendig⸗ 
keit der Beibehaltung eines weiteren Gerichts und da⸗ 
mit einer Viergliederung des Gerichtsaufbaus. Das 
Oberlandesgericht muß vorhanden ſein als 
Gericht der Beſchwerde, der Berufung 
in Zivilſachen und der Reviſion in 
Strafſachen. In Zivilſachen iſt auch ihm die Be⸗ 
fugnis zu geben, ausſichtsloſe Berufungen durch Ber 
ſchluß zurückzuweiſen. 

Erſtinſtanzliches Gericht bleibt das Oberlandesgericht 
für ihm zugewieſene Hochverratsſachen. 


VI. 


Zum Schluſſe ein Wort über die Staatsan⸗ 
waltſchaft. Als Inſtrument der Staatsleitung iſt 
fie notwendig weiſungsgebunden. Es iſt danach aus- 
geſchloſſen, daß man auch nur für einzelne Teile der 
Tätigkeit den Beamten der Staatsanwaltſchaft unab⸗ 
hängig machte. Die Staatsanwälte ſind nichtrichterliche 
Beamte, die Staatsanwaltſchaft muß aber eine Einrich⸗ 
tung der Rechtspflege bleiben. Eine Verſchmelzung mit 
der Kriminalpolizei iſt abzulehnen. Sie würde die 
Staatsanwaltſchaft ihrer Hauptaufgabe entfremden. 


VII. 


Als Ergebnis iſt feſtzuhalten, daß der Auf bau 
unſerer Gerichte keiner weſentlichen 
Anderung bedarf, daß eine Erſchütterung der 
Fundamente vielmehr ſchädlich fein würde. Es ent- 
ſpricht nicht der Art unſeres Staats, Einrichtungen zu 
zerſtören, die er ſeinen großen Zwecken dienſtbar machen 
kann. Weſentlich für eine Erneuerung unſeres Rechts⸗ 
weſens iſt die Schaffung eines deutſchen Rechts, ein 
Verfahren und ein Rechtswahrertum, die durchdrungen 
ſind vom Geiſte des nationalſozialiſtiſchen Staats. 
Dieſer neue Geiſt kann ſehr wohl im alten Hauſe ſeine 
Stätte finden. 
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Worauf ftüßt der oͤeutſche Richter feine Entſcheidͤung? 


Von Hubertus 
Vorbemerkung der Schriftleitung: 

Die Arbeit iſt bewußt nur als Anregung, nicht als 
erſchöpfende Darſtellung der Frage gedacht. Sie rückt 
die weltanſchaulichen und verfaſſungsrechtlichen Grund ⸗ 
lagen in den Vordergrund, es iſt dabei gleichwohl 
recht gut der unmittelbare Zuſammenhang mit den 
Schwierigkeiten Be Berufsausübung gewahrt. 
Vielleicht regt der Aufſatz nicht nur zum Nachdenken, 
ſondern auch zur eingehenden Bearbeitung an. 

Das Ethos des richterlichen Berufes hat von der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution — einer Revolution 
auch der geſamten Grundlagen unſeres Rechtslebens — 
nicht unberührt bleiben können. Eine Erörterung der 
durchaus neuartigen Stellung des nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Richtertums müßte darum im Rahmen jener 
Alternativen, die mit der Behandlung des Verhältniſſes 
Richter und Geſe tz etwa im erſten Jahrzehnt des 
gegenwärtigen Jahrhunderts vorgegeben waren, zu 
Irrtümern und Mißverſtändniſſen führen. Die ver⸗ 
Fafungsrechkrche vuge ver 2Wetucarer und vvriwermarer 

Zeit hat z. B. dem Satz von der richterlichen 

Unabhängigkeit einen Inhalt gegeben, der heute 

in keiner Weiſe mehr verbindlich iſt. 


Der Primat des Verfaſſungsrechts. 

Es hieße dieſen Satz in ſeiner Bedeutung und ſeiner 
Struktur verkennen, wollte man ihn rein formal ver⸗ 
ſtehen. Wenn heute verſichert wird, daß der National- 
ſozialismus die Unabhängigkeit des Richters gewähr⸗ 
leiſten werden), ſo bedeutet das dem Inhalt, dem „Sinn⸗ 
gehalt“ nad”) etwas ganz anderes als die konſtitu⸗ 
tionelle Garantie dieſer Unabhängigkeit unter einer 
liberalen Staatsverfaflung”). 

Die Teilung der Gewalten, ohne die eine 
liberale Verfaſſung nicht denkbar iſt“), begründet die 
Selbſtändigkeit der Juſtiz, fingiert ihren unpolitiſchen 
Charakter), definiert einen beſtimmten Rechts⸗ und 
Geſetzesbegriff) und identifiziert die Entſcheidung mit 
dem Ergebnis eines Syllogismus“), ohne einen 
logiſchen Widerſpruch zu entdecken. 

Mit der Beſeitigung der Weimarer Berfaffung‘) iſt 
dieſe Welt innerlich unmöglicher Vorſtellungen praktiſch 


. B. Adolf Hitler in der Reichstagsrede am 
23. März 1933, Hans Frank am 1. Oktober 1933 vor den 
Richtern des Reichsgerichts. 

) Heinrich Henkel, „Die Anabhängigkeit des Richters 
in ihrem neuen Sinngehalt“, Damen) 1934. 

) Vgl. die Parallele zur Freiheit der Wiſſenſchaft bei 
Hans Frank, „Nationalſozialismus und Geistesleben vom 
Geſichtspunkt der Rechts. und Wirtſchaftstheorie“, in der 
Nationalen Wirtſchaft 1934 S. 373 ff. 

9) Art. 16 der franzöſiſchen Erklärung der Menſchenrechte. 

5) Die richterliche Gewalt iſt „en quelque fagon nulle“ 
und „invisible“ (Montesquieu, De l’Esprit des lois, 
X1/6). Arteile find nur „un texte precis de la loi“, die 
Richter „des &tres inanimés“; der Richter iſt „la bouche qui 
prononce les paroles de la loi“. 


e) Damit iſt das Dogma von der Lückenloſigkeit 
des Geſetzes eng verknüpft! Nach Art. 4 und 5 des Code 


Bung, Berlin. 


und theoretiſch') aufgegeben. Damit iſt das Problem 
der richterlichen Entſcheidung neu geſtellt und muß 


weltanſchaulich von einer anderen Grundlage aus und 


methodiſch mit anderen Mitteln bewältigt werden. 


Der Richter, der die Unabhängigkeit ſeiner Spruch⸗ 


tätigkeit und die anſcheinend unlöslich damit ver⸗ 


bundene Bindung an das Geſetz“) für das Fundament 
feines Berufsethos hält, wird von dieſer Problem- 


ſtellung nicht verſchont, da die Wandlung des 


Geſetzesbegriffs ihn zwingt, eine neue Vor⸗ 


ſtellung von der Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung zu 


gewinnen. Er kann dies aber nicht, ohne ſich über die 
totale Veränderung der Verfaſſungslage klargeworden 
zu ſein. Denn das eine iſt jedenfalls unbeſtritten und 
unbeſtreitbar, daß alles Geſetzesrecht im Verfaſſungs⸗ 


recht „verankert“ iſt, daß Geſetzesrecht Verfaſſungsrecht 


vorausſetzt. 


Das Parteiprogramm iſt objektives Recht. 


Daß die Legalität der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 
lution kein Bekenntnis zum Legalitätsſyſtem der 
Weimarer Verfaſſung enthält, iſt heute allgemein an⸗ 
erkannt!). Ein Streit über dieſen Gegenſtand hätte 
von vornherein überflüſſig ſein müſſen, nachdem der 
Führer der Bewegung bereits im Jahre 1924 erklärt 
hatte, daß die Legalität nur ein Mittel zur Beſeitigung 
dieſer Art Legalität ſein könne und daher eine Be⸗ 
urteilung ausſchließlich unter Zweckmäßigkeitsgeſichts⸗ 
punkten vertrage“). Keinen anderen Sinn hatte auch 
der Legalitätseid vom 25. September 1930. Die erſt⸗ 
malige und einmalige Verbindung von Legalität und 
Revolution macht für die deutſche Zukunft nicht nur die 
Legalität, ſondern auch die Revolution unmöglich!“). 
Es handelt ſich hier um eine Myſtik geſchichtlicher 
Begriffe und Tatſachen, die hier nicht näher erläutert 
werden kann. 

Die Weimarer Verfaſſung mit ihrer Legalität iſt alſo 
verſchwunden. Sie iſt weder „formell“ abgeſchafft, noch 
formell durch eine andere geſchriebene Verfaſſung 
erſetzt worden. Wenn ich nun ſage, daß das Partei- 
programm an die Stelle der Weimarer Verfaſſung 
getreten ſei, ſo geſchieht dies auf die Gefahr des Miß⸗ 
verſtändniſſes hin, daß nun das Parteiprogramm als 
Verfaſſungsurkunde aufzufaſſen ſei, die ſich zwar dem 
Inhalte, aber nicht der Form nach von den Ver⸗ 
faſſungskodifikationen des 19. Jahrhunderts unter⸗ 
ſcheide. Nein, darum handelt es ſich nicht. Die Alter⸗ 
native geſchriebenes — ungeſchriebenes Recht verſagt 
überhaupt in den Zuſammenhängen, die durch den 
Nationalſozialismus aufgegeben ſind. Hierin liegt 
nicht, wie es wohl manchmal dargeſtellt wird, eine 
„Mißachtung des geſetzten Rechts“: vielmehr kommt 


eivil darf der Richter einerſeits den Anwendungsbereich des 
Geſetzes nicht ausdehnen, andererſeits aber auch unter dem 
„Vorwand“, das Geſetz ſchweige, ſei dunkel oder ungenügend, 
feinen Spruch nicht verweigern, will er ſich nicht der „Rechts · 
beugung“ ſchuldig machen (Art. 127, 185 des Code Penal). 

) Das Geſetz bildet den Oberſatz, der „Fall“ den Anterſatz, 
das Arteil den Schluß. Natürlich kann ein konkreter Fall kein 
„Satz“ ſein. Außerdem iſt die konkrete Entſcheidung nie reſtlos 
(und daher überhaupt nicht) aus einer Regel ableitbar. 

) Carl Schmitt, „Staat, Bewegung, Volk“, S. 5 ff.; 
Staatsſekretär Lammers, vgl. DIZ. 19384 S. 1341. 


„) Bol. E. R. Huber, O83. 1934 S. 950 ff., insbeſ. 
S. 960 


10) Daß die Anabhängigkeit eine Bindung zum Korrelat 
haben müſſe, verſteht ſich von ſelbſt. Daß aber die Bindung 
als „Bindung ans Geſetz“ heute ſehr glücklich bezeichnet würde, 
iſt damit nicht geſagt. 

5 Schmitt, a. a. O.; Freisler, D. J. 1934 


5 5. 

1) Mein Kampf, S. 104 f. 

2) Proklamation des Führers, Nürnberg 1934. Siehe „Der 
1088 85 ie Nürnberg, 1934, 5.—10. September“, München 
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es darauf an, die nationalfozialiftifche Verfaſſung als 
Verfaſſungs⸗Lage zu begreifen, ohne in die ſinnloſe 
Vorſtellung einer „unſichtbaren“ Verfaſſung zu ver⸗ 
fallen. Es iſt leicht, zu verſtehen, worum es geht, wenn 
man ſich vergegenwärtigt, daß das Parteiprogramm 
ja auch nicht als eine „Kodifikation“ der Grundſätze 
unſerer Weltanſchauung zu begreifen iſt, ſondern daß 
die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung hier in 
einigen wenigen Sätzen ſichtbar geworden und damit 
der Irrlehre vorgebeugt iſt, als ob die Bewegung eine 
unſichtbare Bewegung ſei oder werden könne. 


Da der Wille des Führers die Geltungs⸗ 
grundlage unſeres geſamten Geſetzes⸗ 
rechts einſchließlich des aus vornationalſozialiſtiſcher 
Zeit rezipierten darſtellt“), iſt es in erſter Linie von 
Bedeutung, was der Führer felbft über das Partei⸗ 
programm geſagt hat. Danach hat das Parteiprogramm 
dogmatiſchen Charakter, es enthält das auch in der For⸗ 
mulierung unabänderliche Glaubensbekenntnis der Be⸗ 
wegung“), die vorerſt „Partei““), dann „Orden“ 
iſt“). Solange die Bewegung Partei iſt (d. h. ſolange 
neben ihr noch andere Parteien auftreten), bildet ſie 
in ihrer Verfaſſung die Verfaſſung des Staates vor, 
den fie einmal geſtalten wird?). Hat aber die Ber 
wegung die Macht im Staate erobert, iſt ihre Revo⸗ 
lution gelungen, dann find ihre „Parteidogmen“ 
„Staatsgrundſätze“, alſo „Verfaſſung“, geworden!). 
Und zwar ſind ſie nicht Verfaſſung geworden durch eine 
konſtituierende Nationalverſammlung, nicht durch for⸗ 
melles Geſetz, ſondern „mit dem Siege ihrer Ideen“ 
ſelbſt“'). In dieſem Sinne iſt das Parteiprogramm 
als der urſprünglich unabänderlich formulierte Führer⸗ 
wille objektives Recht und Geltungsgrundlage aller 
im Dritten Reiche geltenden Geſetze. 


Essentia legis interpretatio 


Wenn wir einen beliebigen Kommentar aufſchlagen, 
werden wir feſtſtellen, daß der Geſetzestext im Vergleich 
zur Kommentierung einen verſchwindend geringen 
Raum einnimmt. In der Kommentierung ſpiegelt ſich 
eine Fülle „herrſchender Meinungen“, Präjudizien uſw. 
wider. Dagegen bezieht ſich vorerſt die „Bindung ans 
Geſetz“ nur auf den Geſetzes wortlaut. Die kon⸗ 

ſequente Gewaltenteilungslehre muß den Geſetzes⸗ 

wortlaut für genügend klar und für erſchöpfend hal⸗ 
ten, ſo daß jede Auslegung überflüſſig wird und als 

Delikt gegen die Grundlagen der Verfaſſung er⸗ 

ſcheint“). Dieſe Auffaſſung hat nicht nur den Vor⸗ 


2) Carl Schmitt, a. a. O.; Freisler. 

16) Mein Kampf, S. 511, 422 f. 

16) Mein Kampf, S. 418. 

1) Rede des Führers auf dem Schlußkongreß am 10. 9. 
1934; „Der Kongreß zu Nürnberg“, S. 211. 

16) Mein Kampf, S. 503. 

10) Mein Kampf, S. 418. 

20) Nl. a. O. 


21) Aber Kommentarverbote vgl. Geibs geſchichtlichen 
Band des „Lehrbuchs des deutſchen Strafrechts“, Leipzig 1861, 
und das dort angegebene Schrifttum. Quiſtorps Straf⸗ 
geſetzbuch⸗Entwurf ſah in § 5 für „Nechtsgelehrte“, die ſich mit 
der Auslegung des Geſetzes befaſſen, Geldſtrafe evtl. Gefängnis 
vor, für Auslegung im Rückfalle war Landesverweiſung an⸗ 
gedroht. Während der 50 S'hre, die das bayer. StGB. von 
1813 galt, iſt dazu kein Kommentar erſchienen, weil eine Ver⸗ 
ordnung die Auslegung verboten hatte. Friedrich der 
Große glaubte zwar, daß „les choses parfaites ne sont 
pas du ressort de Thumanité“, verlangte aber „des lois 
claires, qui ne donnent pas lieu à des interpretations“ 
(Oeuvres IX, Berlin 1848). 
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teil der Folgerichtigkeit. Sie ſtellt auch grundſätzlich 
die Auslegung auf dieſelbe Stufe wie die Ana⸗ 
logie und offenbart damit eine geſunde Abneigung 
gegen unweſentliche Unterſcheidungen, wie die zwiſchen 
intenſiver und extenſiver Auslegung, Auslegung und 
Analogie, Geſetzes- und Rechtsanalogie. Insbeſondere 
iſt die Analogie ihrem Begriffe nach ſtets eine unzu⸗ 
läſſige; wird ſie dennoch geſetzlich für zuläſſig erklärt, 
ſo wird damit ſowohl die Analogie, als auch der alte 
Geſetzesbegriff „legal“ befeitigt””). 

Hält man prinzipiell an der Gewaltenteilung feſt, 
ſo muß man auch auf dieſem Geſetzesbegriff beſtehen 
und annehmen, daß in der Sphäre des reinen Geltens 
die Norm ſich ſelbſt anwende, wenn auch durch den 
„Mund“ des Richters? ). Eine Kritik dieſer Lehre iſt 
heute nicht mehr notwendig; es gilt, zu zeigen, was aus 
ihrer Beſeitigung nun folgt. 


Das Geſetz iſt auslegungsfähig und -bedürftig. Der 
Kommentar bietet den ſinnfälligen Beweis, daß das 
Geſetz ohne die Auslegung nichts iſt. Hobbes' Satz 
„Essentia legis interpretatio“ wird durch die Rechts⸗ 
praxis tauſendfach beſtätigt. 


Das Geſetz als Generalklauſel 


Die ſog. Generalklauſeln haben dem neuen Rechts⸗ 
denken zunächſt als Einbruchsſtelle gedient“). Gewiſſe 
Vorbehalte wurden als geeignet angeſehen, die Rechts⸗ 
praxis von innen heraus zu erneuern”). Dennoch 
wäre es verkehrt, die Generalklauſeln für etwas grund 
ſätzlich anderes zu halten, als es die übrigen Geſetze 
ſind“). Der nun allgemein anerkannte Satz, daß die 
Generalklauſeln aus dem Geiſte der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung, auf der Grundlage des rechtsver⸗ 
bindlichen Parteiprogramms auszulegen und anzu— 
wenden ſind, gilt ebenſo für alle übrigen Geſetze. Denn 
alle Geſetze ſind Generalklauſeln, in⸗ 
ſofern ſie generelle Regeln enthalten?). Man kann 
in ſie weder „fliehen“, noch aus ihnen (wohin?) 
zurückkehren, ohne vom Regen in die Traufe zu geraten. 
Was darum von den ſog. Generalklauſeln feſtſteht, daß 
ſie nämlich auf der Grundlage des Parteiprogramms 
auszulegen ſind, gilt in der gleichen Weiſe und in dem 
gleichen Were alich von Auen’ ubrigen Geſetzen. Auer⸗ 


2) Dieſen Gedanken kann ich hier nicht näher ausführen; 
rgl. darüber meinen Aufſatz über die ſtrafrechtliche Analogie 
in Nr. 10 des Organs der Reichsgruppe „Jungjuriſten“ des 
BS., „Jugend und Recht“. — Es handelt ſich hier um 
dieſelbe Myſtik der geſchichtlichen Begriffe, die wir bei der 
Verbindung von Legalität und Revolution beobachten können. 

22) Vgl. Carl Schmitt, „Aber die drei Arten des rechts ⸗ 
wiſſenſchaftlichen Denkens“, S. 13 ff.; derſ., „Politiſche Theo⸗ 
logie“, 2. Aufl., S. 42. 

) Carl Schmitt, „Fünf Leitſätze für die Rechtspraxis“, 
im Deutſchen Recht 1933, Heft 7 vom 15. Dezember, S. 201 f. 

25) Vgl. z. B. zu 8 903 BGB.: Wieacker, „Zum Wan- 
del der Eigentumsverfaſſung“, DJ. 1934 S. 1446 ff. 

20) Im Verwaltungsrecht glaubt F. W. Jeruſalem, 
„Das Verwaltungsrecht und der neue Staat“, Jena 1935, 
S. 6 ff., von einer Geſetzmäßigkeit der Verwaltung im „eigent⸗ 
lichen“ und im „uneigentlichen“ Sinne ſprechen zu können; 
eine gewiſſe Quantität an Ermeſſen verändert die Qualität 
des Geſetzes (formal). Siehe auch J. W. Hedem ann, 
„Die Flucht in die Generalklauſeln. Eine Gefahr für Recht 
und Staat“, Tübingen 1933. Vielleicht hätte es beſſer ge- 
heißen: „Eine Gefahr für den Rechtsſtaat“. 

2) Aber die Generellität als begriffsnotwendige Qualität 
85 f ai fiehe Carl Schmitt, „Verfaſſungslehre“, 

5 ff. 
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dings wird damit der Begriff der Generalklauſel ver⸗ 
nichtet. Es wird ferner verhindert, daß das „geltende 
Recht“ gegen die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
ausgeſpielt wird; ebenſo entfällt aber auch jede Mög⸗ 
lichkeit, irgendein verſchwommenes und allgemeines 
Recht gegen das Recht zu ſtellen. Dieſe Gefahr iſt 
freilich weniger drohend als jene. Immerhin iſt der 
Satz, daß das Geſetz ein Akt der Führung!), Wille und 
Plan des Führers“) ſei, vollſtändig ins allgemeine 
Bewußtſein übergegangen. Von der Forderung, daß 
das geltende Geſetz nicht gegen das Parteiprogramm 
ausgeſpielt werden darf, läßt ſich das nicht unein⸗ 
geſchränkt behaupten; die Warnung vor einem neuen, 
nationalſozialiſtiſch getarnten Poſitivismus iſt darum 
nicht ohne Gegenſtand. 


Inſtitution und Entſcheidung 


Der Satz „Das Geſetz iſt ein Akt der Führung“ 
richtet ſich polemiſch gegen die Gewaltenteilungslehre 
der liberalen Theorie und hat in dieſer Eigenſchaft 
einen gewiſſen Wert. Er erſchöpft aber keineswegs die 
Frageſtellung, welche die neue Zeit ſtellt. Denn es gibt 
verſchiedene Arten von Führungsakten, und die formale 
Kategorie bietet keine Anhaltspunkte dafür, was denn 
die Beſonderheit des Geſetzes vor anderen Arten der 
Führung ausmache. 


Es iſt darum notwendig, ſich der im poſitiviſtiſchen 
Zeitalter verlorengegangenen Wahrheit zu erinnern, 
daß jede Norm eine normale Situation vorausſetzt“). 
Das Geſetz folgt der wechſelnden Lage, es bewirkt ſie 
nicht. Das Konkrete wird bezeichnet durch die res 
sic stantes; die Normalität deutet auf eine vorhandene 
Ordnung hin. Die konkrete Ordnung bedeutet (allge⸗ 
mein geſprochen) dasſelbe wie Gemeinſchaft. Gemein⸗ 
ſchaft iſt kein abſtrakter Allgemeinbegriff, keine Summe 
von Wertvorſtellungen' ), fondern konkrete Geſtalt. Sie 
iſt notwendig gegliederte Gemeinſchaft. Die Glie⸗ 
derung der Gemeinſchaft erkennen wir an ihren I nſti⸗ 
tutionen. Inſtitutionen ſind die Familie, der 
Betrieb, der Hof, der Sturm uſw. Der Inſtitution 
entſpricht in der perſonalen Sphäre der Typus). Der 
Nationalſozialismus hat neue Inſtitutionen gebildet 
und neue Typen gezüchtet. 


Es iſt in Zukunft keine „richtige“ Geſetzesanwendung 
denkbar, wenn nicht von den Inſtitutionen und Typen 
der nationalſozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft aus⸗ 
gegangen wird. So tritt an die Stelle eines abſtrakten 
Normendenkens ein konkretes Ordnungsdenken. 


Es ließe ſich einwenden, daß das Normendenken doch 
wenigſtens in bezug auf ſolche Geſetze einen Sinn habe, 
die nach der Machtübernahme durch den Nationalſozia⸗ 
lismus erlaſſen ſeien. Tatſächlich muß man zwiſchen 


2) Reinhard Höhn im „Deutſchen Recht“ 1934 S. 433 ff.; 
Juſtus Beyer in „Jugend und Recht“ 1934 S. 121 ff. 

20) Carl Schmitt in der DIZ. 1935 S. 919. 

0) Carl Schmitt, et die drei Arten des rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Denkens“, S. 23. 

) Bol, dazu Höhn, Nechtsgemeinſchaſt und Volks. 
gemeint“ (Banu 1935); derſ. im „Deutſchen Recht“ 
1935 S. 233 ff. 

ar) Aber die typenbildende Kraft der Weltanſchauung: Alfred 
R 15 5 f berg, „Der Mythus des 20. Jahrhunderts“, 
S. 5 
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neuen und rezipierten Geſetzen unterſcheiden. Aber der 
Unterſchied beſteht, von der Rechtspraxis her geſehen, 
darin, daß es bei den neuen Geſetzen leichter iſt, die 
Auslegung in Übereinſtimmung mit dem Parteipro⸗ 
gramm zu halten. Es läßt ſich indes nicht verkennen, 
daß ſich die Entſcheidung nie vollſtän⸗ 
dig durch Schlußfolgerung aus dem 
Geſetzableiten läßt. Die Entſcheidung iſt nicht 
das Reſultat ihrer Begründung”). Es gibt eine uns 
mittelbare Beziehung wohl vom Geſetz zur Auslegung, 
nicht aber vom Geſetz zur Entſcheidung. In der Lehre 
von der materiellen Rechtskraft tritt dies deutlich 
hervor. Jeder Praktiker weiß auch, daß z. B. im Zivil⸗ 
prozeß die Frage, ob ein Paragraph ſtrikt oder weit 
anzuwenden ſei, nicht aus dem Geſetze ſelbſt gelöſt 
wird. Andererſeits iſt es auch nicht gleichgültig, wie 
entſchieden wird, ſo notwendig die Streitlage danach 
verlangt, da ß entſchieden wird. Es wäre alſo verkehrt, 
die Entſcheidung aus ihrer Unrichtigkeit zu recht⸗ 
fertigen“), was bei einer normativiſtiſchen Rechts⸗ 
kraft⸗Theorie nahe läge. Die Kluft zwiſchen der ab— 
ſtrakten Norm und der konkreten Entſcheidung läßt ſich 
niemals ganz ſchließen, wenn man nur auf der einen 
Seite das Geſetz, auf der anderen den unter dasſelbe zu 
ſubſumierenden individuellen „Fall“ ſieht. Der „Fall“ 
hebt ſich tatſächlich auch nicht ab von der Geſetzesnorm, 
ſondern von der konkreten Gemeinſchaftsordnung, ins⸗ 
beſondere von der zugehörigen Inſtitution, die von 
jeder „Rechtsordnung“ vorausgeſetzt wird. Es gibt keine 
unmittelbare Berührung von Geſetz und Entſcheidung, 
wohl aber von Inſtitution und Entſcheidung. Das 
Geſetz hat in dieſem Verhältnis die Bedeutung und den 
Wert eines Funktionsmodus der im Prozeß handelnden 
Perſonen! ). Es ſchwebt allerdings dann nicht mehr in 
abſtrakter Ferne über der lebendigen geordneten Wirk⸗ 
lichkeit, wenn ſeine Beziehung zur Inſtitution einerſeits 
und die Beziehung der Inſtitution zum „Fall“ anderer⸗ 
ſeits erkannt iſt. Damit wird das Geſetz nicht miß⸗ 
achtet oder in feiner Bedeutung für die richterliche Ent⸗ 
ſcheidung gering veranſchlagt; es gewinnt vielmehr 
erſt ſo einen vernünftigen und von normativiſtiſchen 
Widerſprüchen freien Sinn. Es verliert die Qualität 
des „toten Buchſtabens“. 


Das Präjud iz 


Die Entſcheidung des höheren Gerichts iſt das „Vor⸗ 
Urteil“ ſchlechthin. Welche Bedeutung hat das Vor⸗ 
Urteil für die richterliche Entſcheidung? 


Die Gerichtsverfaſſung iſt ſelbſt eine Inſtitution. 
Schon als Begriff läßt ſich die Zuſtändigkeit des ent⸗ 
ſcheidenden Richters normativiſtiſch nicht erfaſſen“). 
Aus dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz oder der Zivil⸗ 
prozeßordnung läßt ſich über die praktiſche Bedeutung 
des Präjudizes nichts entnehmen. Der Normativiſt 
würde aus dem Umſtande, daß im Geſetz zwar die 
Unabhängigkeit des Richters, aber keinerlei präjudi⸗ 
zielle Bindung begründet wird, auf die Unerheblichkeit 


) Carl Schmitt, „Politiſche Theologie“, 2. Aufl., S. 41. 


) Vgl. Carl Schmitt, „Aber die drei Arten des rechts 
wiſſenſchaftlichen Denkens“, S. 25. 


35) Bgl, Carl Schmitt, „Staat, Bewegung, Volk“, S. 15. 


0) Carl Schmitt, 151855 die drei Arten des rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Denkens“, S. 16. 
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von Präjudizien ſchließen. Doch die Praxis der Gerichte 
widerlegt ihn. Selbſtverſtändlich gehört eine gewiſſe 
präjudizielle Bindung zu jeder Gerichtsverfaſſung, in 
der die „Einheitlichkeit der Rechtſprechung“ gewähr⸗ 
leiſtet werden ſoll. 


Jedoch ergeben ſich für die heutige Lage gewiſſe 
Schwierigkeiten. Wir haben keine Präjudizien. 
Das Jahr 1933 bezeichnet einen neuen Anfang. Das 
Recht ſteht auf einem neuen Boden. Und es wäre 
unſinnig, ſich auf Präjudizien zu ſtützen, die dem alten 
Boden entſproſſen ſind. Es müſſen neue geſchaffen 
werden. Die Bedeutung der Inſtanzen kehrt ſich eine 
Zeitlang um. Das heißt: in präjudizieller Hinſicht 
kommt im Gegenſatz zu früher das Amtsgericht an die 
erſte, das Reichsgericht an die letzte Stelle. Der Amts⸗ 
richter oder der erſtinſtanzliche Landrichter ſteht „an 
der Front“; er bewältigt die Aufgabe neuer Präju⸗ 
dizienſchöpfung zunächſt allein. Der Reichsgerichtsräte⸗ 
kommentar, auch in neueſter Auflage, läßt ihn im Stich, 
weil er alte Entſcheidungen anzieht, die vielleicht zum 
großen Teil noch brauchbar ſein mögen, deren 
Brauchbarkeit aber auf jeden Fall von 
neuem und von dem neuen Rechtsboden 
aus feſtgeſtellt werden muß. 


Die Schwierigkeit der Situation liegt auf der Hand. 
Der Sinn der präjudiziellen Bindung iſt die Einheit- 
lichkeit der Rechtspflege. Die Präjudizienſchaffung ob⸗ 
liegt zunächſt und vorläufig den Gerichten der unterſten 
Inſtanz. Es gibt zahlloſe Amtsgerichte, aber nur ein 
Reichsgericht. Die Einheitlichkeit der Rechtspflege wird 
alſo in der Übergangszeit (die noch recht lange währen 
kann) nicht durch das eine Reichsgericht, ſondern durch 
die Vielheit der Amts- und Landgerichte gewährleiſtet. 


Daß die Tätigkeit der unteren Gerichte auf dieſe 
Weiſe erheblich unbequemer geworden iſt, als ſie früher 
manchmal ſein konnte, verſchlägt nicht viel; im Gegen⸗ 
teil: es iſt ſchöner, weniger bequem, dafür aber ſegens⸗ 
reicher wirken zu können. Die Frage der Einheitlichkeit 
der Rechtspflege als eine Teilfrage des Rechtsſicherheits⸗ 
problems iſt drängender und wichtiger. Wie wird die 
Einheitlichkeit gewährleiſtet? 


Es wäre falſch, nur von der Einheitlichkeit der 
Gerichtsorganiſation auszugehen. Man kann 
heute, nach dem Wegfall der Gewaltenteilung, die 
Gerichtsorganiſation nicht getrennt 
vom Geſamtaufbau der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staats⸗ und Volksordnung 
betrachten. Die neugewonnene Einheit von Recht 
und Weltanſchauung, Recht und völkiſcher Sittlichkeit, 
verbietet eine „rein juriſtiſche“ Arbeitsweiſe. Der 
Richter ſelbſt ſteht mitten in der inſtitutionellen Ord⸗ 
nung des Volkes, der Bewegung, des Staates. Die 
programmatiſchen Außerungen der maßgebenden und 
verantwortlichen Männer, welche die neue Ordnung 
führend geftalten, werden die Grundlage neuer Prä- 
judizien abgeben und die nichtvorhandenen Präjudizien 
des Reichsgerichts vorläufig erſetzen müſſen. Viele 
Richter haben dies inſtinktiv richtig erkannt und ſich in 
ihren Urteilsgründen auf ſolche Außerungen bezogen. 
Wenn ſie ſich dabei gelegentlich einer Ausdrucksweiſe 
bedient haben, die noch dem alten Geſetzesdenken zu⸗ 
geordnet iſt, und etwa die Außerungen eines Miniſters 
über die Unpfändbarkeit von Radioapparaten als 
„Geſetz“ bezeichnet haben, ſo darf der Mißgriff in der 
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Formulierung nicht über die ſachliche Richtigkeit des 
Gemeinten hinwegtäuſchen. Die Äußerung des bar 
maligen preußiſchen Juſtizminiſters hat ein Präjudiz 
erſetzt, ſie hat auch die Wirkung echter Präjudizien 
gehabt und das hervorgebracht, was man früher eine 
„herrſchende Meinung“ nannte. Die Reden des Führers 
find in dieſem Zuſammenhange von beſonderer Bedeu- 
tung, weil ſich in der Perſon des Führers die deutſche 
Einheit verkörpert: Hitler iſt Deutſchland und Deutſch⸗ 
land iſt Hitler. Die Rechtspflege ſteht nicht mehr neben 
der politiſchen Einheit, ſondern bildet einen Teil von 
ihr. Was der Führer über die verfaſſungsrechtliche Be⸗ 
deutung des Parteiprogramms ſagt, iſt darum rechts⸗ 
verbindlich. Es liegen bereits zahlreiche Entſchei⸗ 
dungen vor, in deren Begründung das Parteiprogramm 
als objektives Recht bezeichnet wird. Eine ähnliche 
Wirkung hat das Wort des Führers auf dem Leipziger 
Juriſtentag 1933 gehabt, daß es im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staate keinen Gegenſatz zwiſchen Recht und 
Moral mehr gebe. Ein Urteil, welches davon ausginge, 
daß etwas „moraliſch“ zwar eine große Schweinerei, 
„rein rechtlich“ aber in beſter Ordnung ſei, würde heute 
unmöglich ſein. 


Zuſammenfaſſung 


Worauf ſtützt der deutſche Richter ſeine Entſcheidung? 
Welches ſind heute die Grundlagen der Rechtspraxis? 


1. Der Unabhängigkeit des Richters von Verwal⸗ 
tungsbefehlen entſpricht als Korrelat ſeine Abhängigkeit 
von den Inſtitutionen der Volksordnung. Die Inſtitu⸗ 
tionen der Volksordnung ſind gegründet in der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Weltanſchauung und der Wille des Führers ſind 
eins. Die dogmatiſche Formulierung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung und die urſprüngliche 
Manifeſtation des Führerwillens enthält das Partei⸗ 
programm. Das Parteiprogramm iſt obiektives Recht 
und als f olches v vom Rich Fer zu beachten. 

2. Die Bindung des Richters an das Geſetz iſt von 
der Bindung an die programmatiſchen Grundſätze der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung nicht weſensver⸗ 
ſchieden. Beide Arten der Bindung können alſo nicht in 
Widerſpruch zueinander geraten. Eine Verletzung der 
Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
kann darum nicht durch Berufung auf ein angeblich 
geltendes Recht gerechtfertigt werden. Der Führer kann 
nicht Entgegengeſetztes wollen; der Geſetzgeber will 
nichts anderes, als der Führer der Bewegung. 


3. Die Kunſt der Rechtſprechung bewährt ſich in der 
Auslegung des Geſetzes. Auslegung und Entſcheidung 
ſind nicht an veraltete Präjudizien gebunden. An die 
Stelle veralteter Präjudizien ſind in weitem Maße als 
verbindlich gedachte Außerungen des Führers und 
anderer führender Männer in Volk, Bewegung und 
Staat getreten. Dieſe Außerungen haben nicht die 
Wirkung eines Geſetzes. 


4. Eine ſinnvolle Anwendung des Geſetzes iſt nicht 
möglich ohne die Kenntnis und lebendige Anſchauung 
der Inſtitutionen, welche das Geſetz vorausſetzt. Folge⸗ 
richtig können nur Nationalſozialiſten gute Richter ſein. 
Der Richter muß ſich auch außerhalb ſeines Amtes in 
der Gemeinſchaft des Volkes aktiv betätigen, um gut 
Recht ſprechen zu können. 
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Strafvollzugsfragen auf dem XI. Internationalen Strafrechts⸗ und 
Gefängnis kongreß 
Von Dr. jur. W. Strube, Strafanſtaltsoberdirektor, Berlin-Moabit. 


Der Kongreß, der alle fünf Jahre abwechſelnd in 
einer Hauptſtadt der angeſchloſſenen 32 Staaten zu 
tagen pflegt, fand in der Zeit vom 18. bis 24. Auguſt 
1935 erſtmalig in Berlin ſtatt. Er war von etwa 
130 amtlichen Vertretern aus mehr als 50 ausländiſchen 
Staaten und mindeſtens ebenſo vielen nichtamtlichen 
Teilnehmern aus dem Auslande beſucht. Deutſchland 
war als Gaſtland naturgemäß am ſtärkſten beteiligt. 
Insgeſamt mögen etwa 800 Fachleute des In- und 
Auslandes an dem Kongreß teilgenommen haben. 

Die Beratungen fanden der Überlieferung gemäß 
zunächſt getrennt in 4 Sektionen ſtatt, von denen jede 
drei Fragen zu beantworten hatte, die von den Mit⸗ 
gliedſtaaten an den Kongreß gerichtet waren. Der Stoff 
war durch ſchriftliche Gutachten vorbereitet. Zu mancher 
Frage lagen über ein Dutzend gedruckter Außerungen 
vor. Sie wurden bei Beginn der Beratungen in der 
Sektion von einem Generalberichterſtatter zuſammen⸗ 
gefaßt vorgetragen und daran ſchloß ſich eine Aus⸗ 
ſprache, die gewöhnlich mit einer Entſchließung endete. 
Sodann folgte eine zweite Beratung des Stoffes in 
der Vollverſammlung, die wiederum mit einem münd⸗ 
lichen Bericht begann und mit einer Abſtimmung endete. 
Wie auf früheren Kongreſſen, ſo hatte auch diesmal 
jeder Teilnehmer eine Stimme, ſo daß das Gaſtland 
die Mehrheit zu erreichen ſtets in der Lage geweſen 
wäre. Man bemühte ſich jedoch, bereits in den Sektions⸗ 
ſitzungen die Anträge ſo zu faſſen, daß ſie allgemeine 
Zuſtimmung fanden und möglichſt einſtimmig ange⸗ 
nommen werden konnten. Nur bei einer von den 
12 Fragen gelang dies nicht und es wurde deswegen 
von einer Abſtimmung in dieſem Falle überhaupt ab⸗ 
geſehen. 

Die erſte Sektion behandelte Fragen der 
Strafgeſetzgebung. über ſie hat Dr. Wald⸗ 
mann bereits berichtet, ſo daß darauf hier nicht weiter 
eingegangen zu werden braucht“). 


II. Sektion 


Verwaltung 

Die erſte Frage ſtellte zur Erörterung, ob die 
Methoden, die im Strafvollzug mit dem Ziele 
der Erziehung und Beſſerung der Rechts⸗ 
brecher angewendet werden (ſtarke Humaniſierung des 
Vollzuges, weitgehende Vergünſtigungen, beträchtliche 
Lockerungen des Strafzwanges im Strafvollzug in 
Stufen) geeignet ſeien, den gewünſchten 
Erfolg herbeizuführen. Dieſes Problem war 
von Deutſchland auf die Tagesordnung geſetzt worden. 
Es führte zu einer ſehr lebhaften Ausſprache auf dem 
Kongreß. Eine Einigung wurde jedoch nicht erzielt. 
Die ſchriftlichen Vorgutachten ließen allerdings dieſen 
Ausgang der Verhandlungen nicht vorausſehen, da ihre 
Verfaſſer ſowohl im Falle der Bejahung wie im Falle 
der Verneinung der Frage ſtarke Einſchränkungen nach 
der anderen Richtung forderten und auf dieſe Weiſe ſich 


1) Dr. Waldmann, „Der deutſche Richter im Rahmen 
des XI. Internationalen Strafrechts⸗ und Gefängniskongreſſes“ 
Deutſche Richterzeitung, 27. Jahrgang, Heft 8/9, Seite 227 
bis 231. 


einer gemeinſamen Mittellinie trotz gegenſätzlichen 
Ausgangspunktes näherten. 


Die am weiteſten gehenden Forderungen erhob der bel⸗ 
giſche Gutachter, der von der Auffaſſung ausging, daß 
ſehr häufig die Hauptſchuld am Verbrechen nicht der Täter, 
ſondern die Geſellſchaft habe. Nach ſeiner Anſicht müßte 
man daher den Rechtsbrecher durch Anwendung ſozialer 
Maßnahmen zu fördern ſuchen und er zog als Vergleich an, 
daß man auch einen durch eigene oder fremde Schuld Er⸗ 
krankten nicht zu ſtrafen, ſondern zu heilen pflege. Nur bei 
gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßigen Verbrechern hielt er die 
Durchführung des Abſchreckungs⸗ und Vergeltungsgedankens 
für angebracht. Der Gutachter aus den Vereinigten 
Staaten von Rordamerika meinte, daß Ab⸗ 
ſchreckung und Vergeltung bereits durch den Urteilsſpruch er⸗ 
reicht würden und die Freiheitsentziehung an ſich bereits eine 
genügende Strafe wäre, ſo daß der Gefängnisaufenthalt 
nicht nur zur Erhaltung, ſondern auch zur Verbeſſerung des 
Geſundheitszuſtandes, der Arbeitsleiſtung und der Ein⸗ 
ſtellung des Gefangenen zur Allgemeinheit benutzt werden 
müßte. Größten Wert legte er auf die individuelle Be⸗ 
urteilung und Behandlung der Gefangenen, die auf Grund 
eingehender Perſönlichkeitsforſchung zu erfolgen hätte. Auch 
der norwegiſche Berichterſtatter lehnte den Ver⸗ 
geltungs⸗ und Abſchreckungsgedanken ab mit der Begründung, 
daß Strafe und Verbrechen nicht gegeneinander abwägbare 
Größen ſeien, daß man ferner die Forſchungsergebniſſe der 
Pſychiatrie, Pſychologie, Soziologie und Erblehre beachten 
müßte und ſchließlich, daß man empfängliche Gefangene 
ſchon durch die bloße Freiheitsentziehung, aber unempfäng⸗ 
liche auch nicht durch einen harten Strafvollzug abſchrecken 
könnte. Andererſeits lehnte er alle Übertreibungen, wie 
Kino und Geſangsaufführungen ohne erzieheriſchen und be⸗ 
lehrenden Wert, Selbſtverwaltung der Gefangenen, Einkauf 
von Zuſatznahrungsmitteln, Fußball⸗Wettſpiele und Löſung 
der ſexuellen Frage durch Gewährung von Beſuchen der 
Ehefrau oder Freundin als mit dem Strafzweck unverein⸗ 
bar grundſätzlich ab. 

Der ſpaniſche Gutachter ſchilderte, wie in ſeinem 
Lande durch übertriebene Lockerungen des Vollzuges die An⸗ 
ſtaltsordnung zerſtört wurde. Er erkannte deshalb Ver⸗ 
geltung und Abſchreckung als Ziele des Strafvollzuges an, 
wünſchte aber Milderungen für Gelegenheitsverbrecher und 
Erſtbeſtrafte. Der ungariſche Berichterſtatter ſtellte an 
den Eingang ſeiner Ausführungen, daß man an die 
Wurzel des Strafrechts überhaupt rühre, 
wenn man der Strafe den Charakter 
eines übels nähme. Er warnte vor einer Indie 
vidualiſierung um jeden Preis und vor übertriebenen Ver⸗ 
günſtigungen, weil dann die Wirkung der Generalprävention 
verloren gehe. Nur für eine kleine Gruppe wirklich Beſſe⸗ 
rungsfähiger ließ er den Beſſerungsgedanken gelten. Auf 
dieſen Standpunkt ſtellte ſich im weſentlichen auch der 
deutſche Vertreter. 

Der Generalberichterſtatter verſuchte eine Vereinigung 
beider Richtungen, indem er eine Entſchließung ent⸗ 
warf, die neben der Vergeltung und Abſchreckung als 
Zweck der Strafe auch die Erziehung und Beſſerung der 
Gefangenen als Ziel des Strafvollzugs zum Ausdruck ; 
brachte. Die ſich anſchließende Ausſprache verſchärfte 
jedoch die grundſätzlichen Gegenſätze und führte dazu, 
daß die unter angelſächſiſch-norwegiſcher Führung 
ſtehende Gruppe es ablehnte, die Worte „Sühne“ oder 
„Vergeltung“ in die Entſchließung aufzunehmen, 
während die Vertreter der Staaten mit autoritärer 
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Staatsführung nachdrücklich betonten, daß unbedingt 
auf dieſe Ziele hingewieſen werden müßte. Die 
folgende Abſtimmung ergab eine ſtarke Mehrheit für 
den vermittelnden Antrag des Generalberichterſtatters. 
Auf Wunſch der Verſammlung folgte eine namentliche 
Abſtimmung getrennt nach Ländern mit dem Ergebnis, 
daß ſich 9 Stimmen für und 10 Stimmen gegen den 
Entwurf der Entſchließung ausſprachen. Da aber mehr 
als 50 Länder am Kongreß beteiligt waren, gab auch 
dieſe Abſtimmung kein klares Bild, ſo daß der Vor⸗ 
ſitzende ſich entſchloß, durch den Generalberichterſtatter 
beide Anſichten, die in den Vorgutachten und in der 
Sektion herausgearbeitet waren, der Vollverſammlung 
vortragen zu laſſen, ohne einen Antrag auf Abſtimmung 
zu ſtellen. 


Es iſt zu bedauern, daß in dieſer ſehr wichtigen Frage 
keine klare Entſcheidung gefallen iſt. Schuld war 
daran ſicher, daß bei manchen ausländiſchen Vertretern 
der Verdacht vorherrſchte, man wolle durch Erwähnung 
des Abſchreckungszieles den Gebrauch grauſamer Straf⸗ 
mittel decken. Nahrung hatte dieſe Anſicht dadurch ge⸗ 
funden, daß im Auslande Lügennachrichten über einen 
Rückfall des deutſchen Gefängnisweſens in mittelalter 
liche Zuſtände verbreitet waren. Aufklärung 
brachten bei den Kongreßteilnehmern 
die Anſtaltsbeſichtigungen, die zu Beginn 
der zweiten Hälfte der Kongreßwoche ſtattfanden und 
beſonders auch die Studienreiſe durch bayeriſche 
und ſächſiſche Gefangenenanſtalten, die von der Reichs⸗ 
regierung für die amtlichen Vertreter der fremden Länder 
im Anſchluß an den Kongreß veranſtaltet wurde. Die 
Ausländer wurden ſichtlich davon überzeugt, daß 
Deutſchland in den vergangenen Jahren weit über das 
vernünftige Maß der Humaniſierung des Strafvollzugs 
hinausgegangen war und infolgedeſſen nun zu der 
grundſätzlichen Einſtellung zurückkehren mußte, daß 
ohne den Ernſt des Strafvollzuges die Ziele der Straf- 
geſetzgebung nicht verwirklicht werden können. 

Die zweite Frage betraf den Einfluß der 
Arbeitsloſigkeit in Induſtrie und 
Landwirtſchaft auf die Gefangenen⸗ 
arbeit und fand ohne Schwierigkeit eine Löſung, der 
man wohl allgemein zuſtimmen kann. Man erkannte 
als Grundſatz an, daß die Gefangenenarbeit 
ein weſentlicher Beſtandteil des Straf⸗ 
vollzuges ſei, und daß der Mangel an Arbeit ſich 
ungünſtig auf Geſinnung und Haltung der Gefangenen 
auswirke. Deshalb wurde vorgeſchlagen, den Ge⸗ 
fangenenanſtalten in erſter Linie Staatsaufträge aller 
Art zu übertragen oder landwirtſchaftliche Arbeiten und 
Kultivierung von Odländereien mit Gefangenenkräften 
vorzunehmen, ferner grundſätzlich weiteſtgehend Ma⸗ 
ſchinen durch Handarbeit zu erſetzen und dem Arbeits⸗ 
mangel durch Kurzarbeit zu begegnen. Wer auch dann 
noch nicht beſchäftigt werden kann, ſolle durch Unter⸗ 
richt und Leibesübungen oder durch andere geiſtige oder 
körperliche Betätigung vor dem Schaden der Haft be⸗ 
wahrt und für das Leben in der Freiheit vorbereitet 
werden. 

In den Vorgutachten war mehrfach erwähnt, daß die Be⸗ 
fürchtungen der Offentlichkeit, die Gefangenenarbeit könne 
eine empfindliche Konkurrenz für den freien Markt darſtellen, 
ſtark übertrieben ſeien. In Ungarn fallen z. B. auf 
5 000 000 arbeitsfähige Menſchen 8200 Gefangene, von 
denen 5000 arbeiten. Davon werden 2000 für Anſtalts⸗ 
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bedürfniſſe beſchäftigt und nur 3000 kommen überhaupt als 
Konkurrenten des freien Marktes in Frage. Der deutſche 
Berichterſtatter hielt eine Gefahr für das freie Gewerbe auch 
deshalb für ausgeſchloſſen, weil ein Gefangener als in der 
Regel ſchlecht oder gar nicht ausgebildeter Arbeiter er— 
fahrungsgemäß höchſtens ein Drittel der Leiſtungen eines 
freien Mannes ſchaffe. Der ſchweizeriſche Gutachter 
wollte das Hauptgewicht auf die landwirtſchaftlichen Arz 
beiten gelegt haben und ſchilderte als volkswirtſchaftlichen Er- 
folg, daß das Landgut der von ihm geleiteten Anſtalt Witz⸗ 
wil nach dem Urteil Sachverſtändiger dereinſt als für Ge⸗ 
treideanbau unbrauchbar bezeichnet worden ſei, jetzt aber der 
„Roggen von Witzwil“ nach Kultivierung des Geländes als 
Markenware in der Schweiz gelte. 

Es war ferner die Nebenfrage geſtellt, wie ſich die 
Lebensbedingungen der Gefangenen zu den Lebens- 
bedingungen der freien Bevölkerung verhalten ſollten. 
Man einigte ſich dahin, daß im Gefängnis eine 
einfache und zweckmäßige Lebenshal⸗ 
tung, die die Geſundheit und Arbeitskraft der Ge⸗ 
fangenen erhält, nötig ſei, daß ſie aber keineswegs 
den Lebensumſtänden eines unbeſcholtenen Volks- 
genoſſen entſprechen dürfe. 


Die dritte Frage ſuchte den Unterſchied 
zwiſchen dem Vollzug der Freiheitsſtrafe und 
dem Vollzug von Sicherungsmaßregeln, die 
mit Freiheitsentziehung verbunden ſind, feſtzulegen. 
Dieſe Frage wurde nur grundſätzlich gelöſt, ohne daß 
man im einzelnen die praktiſchen Unterſchiede be⸗ 
ſtimmte. So wurde in die Entſchließung als Richtlinie 
aufgenommen, daß Sicherungsmaßregeln und Frei⸗ 
heitsſtrafe nicht in der gleichen Anſtalt vollzogen wer⸗ 
den ſollten, und daß die Behandlung der Sicherungs⸗ 
verwahrten ſich merklich von dem Vollzug der ſtrengſten 
Freiheitsſtrafe (für Deutſchland: Zuchthausſtrafe) un- 
terſcheiden müſſe. Denn bei der Strafe ſei die Frei⸗ 
heitsentziehung eine Übelzufügung wegen ſchuldhafter 
Tat, während die Sicherungsmaßnahmen den Schutz 
der Volksgemeinſchaft ohne Rückſicht auf das Schuld- 
maß zum Ziele habe. Man regte an, den Unterſchied 
beider Haftarten im einzelnen auch bei der Durch⸗ 
führung, alſo etwa bei der Bekleidung, im Ausmaß des 
Arbeitsverdienſtes, in der Auswahl des Leſeſtoffes uſw. 
zum Ausdruck zu bringen. Von praktiſchen Vorſchlägen 
ſah man aber ab. Vielmehr ſchloß die Entſchließung 
mit der Feſtſtellung, daß ſich bei der Verſchiedenheit der 
Verwahrten keine allgemein gültigen Richtlinien für die 
Behandlung feſtſtellen ließen, z. B. auch nicht ent⸗ 
ſchieden werden könne, ob beim Vollzug der Sicherungs- 
maßregeln die Anwendung eines Stufenvollzuges am 
Platze ſei. 

III. Sektion 


Vorbeugung 
Die erſte Frage, in welchen Fällen und nach welchen 
Grundſätzen ſich im modernen Strafſyſtem die An⸗ 
wendung der Steriliſation und Kaſtration 
empfehle, gab zu einer lebhaften und gegenſätzlichen 
Ausſprache Anlaß, worüber Dr. Waldmann bereits 
berichtet hat. Auch die zweite Frage iſt von ihm 
bereits erörtert, ob es empfehlenswert ſei, Perſonen 
die Ausübung ihres Berufes zu verbieten, wenn ſie 
wegen eines mit ihrem Beruf zuſammenhängenden 

Verbrechens verurteilt worden ſind. 
Es braucht daher hier nur noch auf die dritte 
Frage eingegangen zu werden. Sie lautet: „Iſt es 
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wünſchenswert, Heime für Entlaſſene zu 
ſchaffen? Wie ſind ſie einzurichten?“ 

Schon auf dem Kongreß zu Rom im Jahre 1885 
wurde dieſes Problem erörtert”), Damals trat in der 
Sektionsberatung eine überwiegende Mehrheit für die 
Einrichtung ſolcher Heime ein. Aber in der Vollver⸗ 
ſammlung wurde beſchloſſen, die Einrichtung von Ent⸗ 
laſſenenheimen nicht zu empfehlen. Ausſchlaggebend für 
die Entſcheidung war, daß man die Zuſammenballung 
verbrecheriſcher Elemente in ſolchen Heimen fürchtete 
und daß man keine Bevorzugung entlaſſener Straf⸗ 
gefangener vor unbeſtraften Erwerbsloſen wünſchte. 

Die Vorgutachten für den diesjährigen Kongreß waren 
wiederum geteilter Anſicht. Einige Bearbeiter, darunter auch 
der deutſche Vertreter, lehnten aus den erwähnten und an⸗ 
deren Gründen die Einrichtung von Spezialheimen ab. Eine 
größere Zahl anderer Berichterſtatter hielt Heime für un⸗ 
bedingt notwendig, verlangte aber, daß bei der Auswahl der 
aufzunehmenden Entlaſſenen eine ſtrenge Prüfung nach der 
Eignung erfolgen müſſe. Im deutſchen Gutachten wurde 
noch beſonders darauf hingewieſen, daß ſich in der Nach⸗ 
kriegszeit faſt alle deutſchen Spezialheime als nicht lebens⸗ 
fähig erwieſen hätten, oder aber nur mit außergewöhnlich 
hohen Zuſchüſſen hätten in Betrieb gehalten werden können. 
Deshalb kam der deutſche Vertreter zu der Anſicht, daß es 
vorzuziehen ſei, Vorbeſtrafte mit Nichtvorbeſtraften gemiſcht 
in größeren Heimen oder Arbeiterkolonien unterzubringen’). 

Die Vollverſammlung nahm eine Entſchließung an, 
die allen Richtungen Rechnung trug. Sie legte als 

Grundſatz feſt, daß die Strafentlaſſenenfür⸗ 
ſorge notwendig für die Rehabili⸗ 
tation der Entlaſſenen ſei. Sie brachte zum 
Ausdruck, daß die Wiedereingliederung in die Geſell⸗ 
ſchaft am beſten durch Unterbringung in eine freie Ar⸗ 
beitsſtelle erreicht werden könne. Wo das nicht möglich 
ſei, empfahl ſie die Aufnahme in Arbeiterkolonien und 
anderen gemiſchten Heimen. Schließlich ließ fie aber 
auch die Möglichkeit offen, unter beſonderen Verhält⸗ 
niſſen kleine Heime für ſolche Strafentlaſſenen einzu⸗ 
richten, deren Aufnahme in gemiſchten Heimen nicht 
in Frage kommt. 
IV. Sektion 
Jugend 

Über die erſte Frage, ob man den Jugend⸗ 
gerichten die Befugnis geben fol, Maß⸗ 
nahmen nicht allein gegen Kinder und Jugendliche, 
die auf Abwege geraten, ſondern auch gegen ſolche 
„e tretfav., die. 2) nöchſß. nux. iH c FH 

ſind, iſt bereits in der vorigen Nummer berichtet. 

Die zweite Frage, wie die Unter⸗ 
ſuchungshaft Minderjähriger zu geſtalten 
fei, hatte den größten Teil der Berichterſtatter dazu 
veranlaßt, zunächſt die Vorfrage zu erörtern, ob nicht 
überhaupt und in welcher Form bei Minderjährigen 
von der Verhaftung abgeſehen werden könnte. Selbſt⸗ 
verſtändlich ging allgemein die Anſicht dahin, daß man 
verſuchen müßte, dieſe jungen Menſchen möglichſt vor 


) Bol. Strube Gefangenenfürſorgefragen auf den Inter ⸗ 
nationalen Gefängniskongreſſen, Monatsblätter für Gerichts- 
hilfe, Gefangenen und Entlaſſenenſürſorge, 10. Jahrgang, 
Dezember / Januar 1934/35, Heft 3/4. 

) Vgl. Braune, Iſt in der Strafentlaſſenenfürſorge das 
beſondere Abergangsheim oder das gemiſchte Heim vor- 
zuziehen? (Bericht des Vereins zur Beſſerung der Straf- 
gefangenen Berlin, Selbſtverlag, Berlin 1931.) 
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der Haft und ihren Gefahren zu bewahren. Wenn 
aber dieſe ideale Löſung nicht zu erreichen ſei, dann 
— fs meinten die Gutachter wohl übereinſtimmend — 
wäre es nötig, daß für Minderjährige während der 
Haft in beſonderer Weiſe geſorgt werde. Die Ent⸗ 
ſchließung der Vollverſammlung verlangte, daß der 
Jugendliche in der Anſtalt ein Heim und eine Werk- 
ſtatt oder eine Schule finden müſſe, die auf jeden Fall 
von den Unterbringungsräumen für verurteilte Jugend⸗ 
liche und Erwachſene völlig getrennt zu liegen hätten. 
Als Muſter ſchwebte offenſichtlich die durch das 
engliſche Jugendgerichtsgeſetz von 1933 angeord- 
nete Einrichtung von „Remand homes“ vor, in die 
alle unter 17 Jahre alten Minderjährigen unter⸗ 
gebracht werden, oder die in Italien beſtehenden „Be⸗ 
obachtungsſtellen für Jugendliche“, in denen anthro⸗ 
pologiſche, pſychologiſche und biographiſche Erhebungen 
zur Feſtſtellung der Gründe des unſozialen Verhaltens 
vorgenommen werden. Der deut ſche Gutachter wies 
aber mit Recht darauf hin, daß bei der glücklicherweiſe 
geringen Zahl ſolcher Jugendlichen ſich die Einrichtung 
derartiger Heime nicht überall durchführen ließe und 
deshalb verſucht werden müſſe, im Rahmen der Unter⸗ 
ſuchungsgefängniſſe abgeſchloſſene Abteilungen einzu⸗ 
richten, die von ausgeſuchten Beamten betreut werden 
und in denen dem Anſtaltslehrer beſondere Aufgaben 
zukommen. 


Die dritte Frage ſchnitt die Entlaſſenen⸗ 
fürforge für Jugendliche und Halbe 
erwachſene an. Sie griff damit aus dem ge⸗ 
ſamten Fürſorgeproblem einen wichtigen Teil heraus. 
Die Frage, ob amtliche oder freiwillige Wohlfahrts- 
pflege vorzuziehen ſei, wurde nicht entſchieden, viel⸗ 
mehr Zuſammenarbeit beider Stellen ſchon während 
des Gefängnisaufenthaltes der Jugendlichen empfohlen. 
Als Träger der Arbeit wurde eine amtliche oder freie 
Organiſation vorgeſchlagen, die ſich ſowohl aus Be⸗ 
amten der Anſtalt wie aus freiwilligen Mitarbeitern 
der Bevölkerung zuſammenſetzen müſſe. Großer Wert 
wurde darauf gelegt, daß die Jugendlichen und 
Halberwachſenen nicht ohne Arbeit und 
Unterkunft entlaſſen werden. Wenn es 
nicht anders ginge, ſollten fie unter probeweiſer Ent⸗ 
laſſung in ein halboffenes Heim gebracht werden, von 
wo aus ſie ſich für das Leben bewähren könnten. Die 
Überwachung während dieſer Zeit ſollte mehr eine 
Hilfe als eine Aufſicht fein und hätte engſte perſönliche 
Fühlungnahme zwiſchen den Schutzhelfern und den 
Schutzbefohlenen zur unbedingten Vorausſetzung. 


Schlußergebnis 

Der Zweck der gefaßten Entſchließungen iſt nicht, 
daß ſie nun in allen Ländern ſofort durch Geſetze oder 
Verwaltungsvorſchriften durchgeführt werden. Gerade 
von deutſcher Seite iſt während dieſes Kongreſſes oft⸗ 
mals betont worden, daß nach national: 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung die ſtaat⸗ 
liche Eigenart der Länder keinesfalls 
unterdrückt werden dürfe. Jedoch auch ohne 
Geſetzeskraft ihrer Entſchließungen iſt eine ſolche 
Tagung für die am Kongreß beteiligten Länder von 
außerordentlicher Bedeutung: Wertvoll iſt ſchon die 
Stoffſammlung, denn in den ſchriftlichen Vorgutachten 
iſt ein Überblick über die Verhältniſſe und die Geſetz⸗ 
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gebung aller Kulturvölker niedergelegt. In der Aus⸗ 
ſprache auf dem Kongreß ſelbſt ſind dieſe Mitteilungen 
ergänzt und erklärt. Die perſönliche Fühlungnahme 
der Kongreßteilnehmer untereinander hat eine weitere 
Förderung der Strafrechts- und Gefängnisprobleme 
gebracht. So mancher Ausländer, der mit 
vorgefaßter Meinung nach Berlin gekommen iſt, 
hat ſicher durch Ausſprache mit ſeinen 


Strafſchärfend 


Von Amtsgerichtsrat 


Von der Rechtslehre und auch nicht ſelten von der 
mündlichen und ſchriftlichen Urteilsbegründung der 
Praxis nur ſtiefmütterlich behandelt find die Straf⸗ 
zumeſſungs gründe. Es iſt begreiflich, daß bei 
umfangreichen Sachen zuerſt die Feſtſtellung des um⸗ 
ſtrittenen Sachverhalts die Aufmerkſamkeit auf ſich lenkt, 
es iſt begreiflich, daß die Strafzumeſſung in den Hinter⸗ 
grund tritt, wenn Zweifel über die Anwendung einer 
Geſetzesbeſtimmung auf den feſtgeſtellten Sachverhalt 
erſt geklärt werden müſſen, es iſt endlich begreiflich, 
wenn in jahrelanger Übung der Zweitakt der Gegen⸗ 
überſtellung: „ſtrafſchärfend wirkte“ — „ſtrafmindernd 
wirkte“ zur Schematiſierung zu werden droht. Die 
eigentümlichen Strafzumeſſungsgründe dürfen aber 
nicht aus der niedergelegten Faſſung der Entſcheidung, 
auch wenn fie bis zur ſchriftlichen Niederlegung rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, zurückgedrängt werden, ſie dürfen 
nicht letzten Endes in der Beratung des Kollegiums oder 
der Überlegung des Einzelrichters ſteckenbleiben; denn 
man darf nicht vergeſſen, daß den Angeklagten und den 
Zuhörer mehr als die Unterordnung der Tat unter den 
Paragraphen des Geſetzes die Wertung der Tat durch 
die erkannte Strafgröße ergreift, weil er dieſe Wertung 
auch ohne juriſtiſches Fachwiſſen begreift. Bei der Ab⸗ 
faſſung und Verkündung der Gründe der Strafzu⸗ 
meſſung berührt der fachlich geſchulte Rechtswahrer die 
Tatſachen und Wertungen, die das Geſamtbild der Tat 
und des Täters nach dem Empfinden des Volkes aus⸗ 
machen. Hier gilt es Geſetz und Gerechtigkeit in die 
deutliche Übereinſtimmung treten zu laſſen. Wenn daher 
ein wichtiges Ziel der Beſtrafung, nämlich die Sicherung 
der Gemeinſchaft ſowohl durch Abſchreckung als durch 
Beſſerung der Störenfriede erreicht werden ſoll, ſo kann 
die wirkſame Strafzumeſſung und ihre treffende Be⸗ 
gründung entſcheidende Dienſte hierbei leiſten. Die 
Richtigkeit dieſer Behauptung wird beſtätigt durch die 
bekannte Erſcheinung, daß die Vorwürfe der unange⸗ 
brachten Schwächlichkeit, wenn ſie gegen die Strafjuſtiz 
vergangener Zeit erhoben wurden, ſich kaum gegen die 
Einordnung der Tat unter die Strafgeſetze, ſondern 
gegen die Strafzumeſſung innerhalb des gegebenen 
Strafrahmens richteten, deſſen Ausfüllung ja überhaupt 
die Allgemeinheit beſonders intereſſiert. In den Straf⸗ 
zumeſſungsgründen kann und ſoll auch ſchon vor 
Vollendung des neuen Strafgeſetzes 
die neue Wertung der menſchlichen Güter und 
Eigenſchaften zum Ausdruck kommen. Die Strafzu⸗ 
meſſung iſt es endlich, bei deren Erkenntnis der junge 
Rechtswahrer beſonderer Unterrichtung bedarf, da ihm 
auf dieſem Gebiet die theoretiſche Vorbildung nichts 
geboten hat, gerade auf dieſem Gebiet aber die hervor⸗ 
tretenden völkiſchen und menſchlichen Aufgaben das 
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reichsdeutſchen Berufsgenoſſen eim 
richtiges Bild von den Zielen des— 
neuen Reiches und vom Sinn der 
nationalſozialiſtiſchen Strafrechts⸗ 
pflege erhalten. Der Kongreß hat daher 
weit über das fachmänniſche Intereſſe 
hinaus eine große politiſche Aufgabe 
erfüllt. 


- fitafmindernd 
Dr. Graf, Münden. 


Intereſſe gegenüber dem ſpröden Rechtsſtoff des Alltags- 
wecken und erhalten können. 

Eine erſchöpfende Gegenüberſtellung der Strafzu⸗ 
meſſungsgründe iſt nicht geplant und auch nicht möglich, 
da ſie ſo mannigfaltig ſind wie das Leben ſelbſt. Einige 
grundſätzliche und einige aktuelle Probleme 
ſind aber einmal der Erörterung wert. Ich beſchränke 
mich dabei auf die Zumeſſung der Straf höhe inner⸗ 
halb des geſetzlich eröffneten Strafrahmens der Freiheits⸗ 
ſtrafen. 

Jeder, der für eine Tat und einen Täter die Strafe 
zu finden hat, ſieht zwei verſchiedene Wege, auf denen 
er dieſes Ziel erſtreben kann: Der eine wird zunächſt 
zum Geſetzbuch greifen, den für die feſtgeſtellte Tat an⸗ 
gedrohten Strafrahmen ſtudieren, das Gewicht der Tat 
und die Erſcheinung des Täters innerhalb dieſes 
Rahmens abwägen und daraus die angemeſſene Strafe 
finden. Der andere wird ſich das Ergebnis der Haupt- 
verhandlung hinſichtlich der Tat und des Täters vor⸗ 
ſtellen und von dieſer Vorſtellung aus überlegen, welche 
Strafe in dieſem Fall angemeſſen ſein wird. Er wird 
dann erſt ſeine Auffaſſung über die verdiente Strafe 
mit dem geſetzlichen Strafrahmen in Einklang bringen. 

Der erſte Weg, der unwillkürlich dem geſetzlichen 
Strafrahmen durch die Hervorkehrung ſeiner Grenz⸗ 
maße die größere Auswirkung verleiht gegenüber dem 
zweiten, mehr den Spielraum des freien Ermeſſens be⸗ 
tonenden Weg, wird klar erſichtlich zumeiſt von den 
angehenden Rechtskundigen beſchritten. Der zweite 
Weg liegt vor allem dem „Laienrichter“. Dem, der be⸗ 
rufsmäßig mit der Strafzumeſſung verbunden iſt, ver⸗ 
miſchen ſich die beiden dargelegten Möglichkeiten, ohne 
daß ihm beim Einzelfall die Wahl oder die Abgrenzung 
zwiſchen beiden Arten, die Strafgröße zu finden, zum 
Bewußtſein kommt, weil ihm die Grenzen des Straf- 
rahmens meiſt geläufig ſind. Das gewachſene Gefühl 
für die Strafhöhe könnte auch dazu führen, den Tat⸗ 
richter auf den zweiten Weg zu verweiſen. Daß er auch 
von dem Berufsrichter zuweilen eingeſchlagen wird, 
beweiſt die Bemerkung, die man anſchließend an Ur⸗ 
teilsverkündungen zuweilen hören kann, daß nämlich 
das Gericht es bedaure, nicht die oder jene Strafe aus⸗ 
ſprechen zu können, weil fie geſetzlich nicht zuläſſig ſei, 
eine öfter überflüſſige als nötige Bemerkung, deren 
günſtige Wirkung wenigſtens vom Standpunkt des An⸗ 
ſehens des Rechts aus fragwürdig bleibt; denn ſie kann 
den Anſchein des Zwieſpalts erwecken zwiſchen dem 
menſchlichen und ſittlichen Wollen der Richter und 
ihrem durch das Nüſtzeug des Geſetzes erlaubten 
Können, während doch die Überbrückung dieſes Gegen⸗ 
ſatzes durch die Vereinigung von Rechtsempfinden und 
geſetztem Recht die Kunſt der Rechtſprechung ausmacht. 


Heft 10 1935 


Häufiger als auf der Suche nach einer gewünſchten 
Bträfſcharfung wird das Betreten des zweiten 
Weges und ſeine Gefahr durch die Strafminderung 
offenbar. Wenn in vergangener Zeit jahrelang in der 
Praxis der Gerichtsſäle kaum mehr erlebt wurde, daß 
auch in ſchweren Fällen der Strafrahmen bis zur 
oberen Grenze der Höchſtſtrafe ausgenutzt wurde, wenn 
der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank auf dem Juriſten⸗ 
tag 1933 die Rechtswahrer mahnte, daß der Verbrecher 
vor dem Recht zittern müſſe, ſo war, wenn irgendwo 
Anlaß zu der Klage des alten deutſchen Rechtsſprich⸗ 
wortes „Gelindigkeit der Strafe gibt oft Urſache zur Tat“ 
beſtand, ſicher nicht der nach oben hin überall chöchſtens 
bei der Erpreſſung nicht) ausreichende Strafrahmen des 
RStGB. ſchuld, ſondern feine Beiſeiteſetzung, die 
Außerachtlaſſung der Rolle feiner Grenzmaße unter der 
Neigung, die individuellen Eigenheiten des Einzelfalles 
und der Einzelperſon übermäßig zu betonen. 

Es iſt alſo nicht nur für die Fälle, in denen die 
Grenze der geſetzlichen Mindeſtſtrafe (z. B. bei kleinen 
Zechbetrügereien im Rückfall) zu beachten iſt, am Platz, 
an die Bedeutung des Strafrahmens zu erinnern, 
allerdings bedürfen auch ſeine abſoluten Grenzen, die 
bei manchen Delikten ſowohl nach oben ( 123, I, 244, 
J StGB.) als nach unten ( 244, Abſ. I und II, je⸗ 
weils letzter Halbſatz, 268, Abſ. II StGB.) wenig ein- 
prägſam abgeſtuft ſind, der Selbſtkontrolle durch 
Nachſchau, um bei der Strafzumeſſung nicht überſehen 
zu werden. 


Notwendiger als die Mahnung an dieſe Rolle des 
Strafrahmens als unbedingte Grenze der Strafgröße 
bleibt die Erinnerung an die Beziehung des 
Strafrahmens zu der in ſeinen Grenzen gefundenen 
angemeſſenen Strafe. Dieſe Beziehung be⸗ 
ruht auf der Wertung der beſtimmten Art von Taten, 
die das feſtgeſtellte Delikt durch das Geſetz mit Hilfe 
des Strafrahmens findet. Wenn das Reichsgericht 
(St. 59, 423; 57, 379) ausſpricht, daß Umſtände, die 
einem Vergehen nach Auffaſſung des Geſetzgebers als 
Weſensbeſtandteil innewohnen (Verheerung der Sitt⸗ 
lichkeit und Kraft des Volkes durch die Abtreibung, der 
Verluſt eines Menſchenlebens bei der fahrläſſigen 
Tötung), bei dem betreffenden Delikt nicht mehr als 
Strafzumeſſungsgründe im Einzelfall verwertet werden 
dürfen, ſo würde umgekehrt die vom Geſetz der Straftat 
zuteil gewordene Wertung zunichte werden, wenn 
trotz feſtgeſtellter Strafſchärfungsgründe oder unter 
Außerachtlaſſung ihrer Feſtſtellung die Mindeſtſtrafe 
lediglich deshalb zugemeſſen würde, weil ſie an ſich 
dem Gericht hoch erſcheint (etwa für den Einbruch des 
wiederholt im Rückfall verurteilten Diebes, der auf 
geringe Beute ſtößt). Es iſt rechtsirrig, wenn die 
Höchſt⸗ oder Mindeſtſtrafe als normale Strafgröße an⸗ 
geſehen wird, weil der geſetzliche Strafrahmen als zu 
niedrig oder zu hoch angeſehen wird (RGSt. 67, 279). 
Andererſeits iſt aber auch dem Strafrahmen kein Zwang 
zu entnehmen, die Mindeſtſtrafe etwa nur beim Vor⸗ 
liegen von Strafminderungsgründen allein oder die 
Höchſtſtrafe nur auf den ſchwerſten, überhaupt denkbaren 
Fall des feſtgeſtellten Deliktes anzuwenden. Wenn der 
Strafrahmen eine Beziehung der Grenzen der Straf— 
drohung zum Maß der erkannten Strafe auch mit ſich 
bringt, ſo iſt dieſes Verhältnis doch keine mathematiſche 
Reziprozität. Es kann daher auch bei der auf Grund 
des ſchon ermäßigten Strafrahmens der § 44, 49 
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StGB. erfolgenden Strafzumeſſung zwar nicht noch⸗ 
mäls die geringere Tragweite eines Tatverſuchs oder 
einer Hilfshandlung gegenüber der Haupttat an ſich 
ausgewertet werden, wohl aber kann die beſondere 
Primitivität oder Unzulänglichkeit der begonnenen 
Ausführung oder der Hilfsleiſtung nochmals als Straf⸗ 
minderungsgrund innerhalb des ermäßigten Straf⸗ 
rahmens gewürdigt werden. 


Die Strafzumeſſungsgründe werden herkömmlich in 
ftraferhöhende und ſtrafmindernde oder weniger gut 
wegen der Verwechſlung mit den eigentlichen „mildern⸗ 
den Umſtänden“ ſtrafmildernde Gründe eingeteilt. 
Auch dieſe herkömmliche Scheidung iſt eines Wortes 
wert; denn nicht alle hergebrachten Gründe paſſen für 
alle Fälle, auf die ſie in wirtſchaftlich und weltanſchau⸗ 
lich veränderten Zeiten gemünzt worden ſind, manche 
wirken entgegen dem herkömmlichen Gebrauch bei ſchär⸗ 
ferem Zuſehen bald in dieſer bald in jener Richtung 
ſtrafmindernd oder ſtrafſchärfend. Man braucht nicht 
gleich an die Witzblattfigur des mit der Strafrechts⸗ 
praxis der paſſiven Erfahrung ausgeſtatteten Angeklag⸗ 
ten zu denken, der belaſtet wird, weil er einen Diebftahl 
keck am lichten Tage in einem viel beſuchten Haus aus⸗ 
geführt habe, und darauf erwidert, daß ihm das letzte⸗ 
mal vorgehalten worden ſei, daß er nachts heimlich 
eingeſchlichen ſei, man kann auch bei anderen für die 
Strafzumeſſung verwendeten Vorgängen feſtſtellen, daß 
ſie ohne Rückſicht auf die übliche Auswertung bald zu⸗ 
gunſten, bald zuungunſten des Angeklagten wirken 
oder überhaupt nicht verwertbar ſind. Einer der 
häufigſten Strafminderungsgründe, die Notlage (im 
weiteren wirtſchaftlichen Sinn, nicht im Sinn des Tat⸗ 
beſtandsmerkmals der bekannten Notdelikte), verliert an 
Bedeutung, wenn es ſich, wie nun häufig, um Straf⸗ 
taten auf Koſten wirtſchaftlich nicht beſſer 
geſtellter Opfer handelt. Die Erregbarkeit oder 
Hemmungsloſigkeit kann bei einer Beleidigung noch als 
Minderungsgrund hingenommen werden, die gleiche 
Eigenſchaft erhöht aber bei einer Einmiſchung in einen 
Raufhandel oder bei Sittlichkeitsverbrechen, beſonders 
ſolchen gewalttätiger Art, die Gefährlichkeit für den 
Betroffenen und für die Gemeinſchaft, die von der durch 
die Anlage drohenden Wiederholung betroffen wird. 
Ich erinnere gerade hier an die Steigerung des Ge⸗ 
ſchlechtstriebes bei Lungenkranken, die oft weitgehendſt 
berückſichtigt wird, wegen der erhöhten Gefährdung der 
angegriffenen Opfer und der naheliegenden Minder⸗ 
wertigkeit der etwaigen Leibesfrucht zum mindeſten bei 
wiederholter ſträflicher Auswirkung entgegengeſetzter 
Wertung bedarf. Als ein weiteres Beiſpiel für ver⸗ 
mehrbare Fälle mag die Trunkenheit gelten, die bei 
einem Wirtshausgeplänkel zugunſten des Angeklagten, 
bei dem Unfall des Kraftfahrers zu ſeinem Nachteil 
wirken wird. 

Dieſe Beiſpiele, die das doppelſeitige Geſicht einiger 
Strafzumeſſungsgründe aufklärten, wurden ſo gewählt, 
daß ſie zugleich dafür zeugen ſollen, daß neue 
Rechtsgedanken, von denen das zukünftige 
Strafgeſetz der Rechtsreform und das ganze heutige 
Leben getragen wird, ſchon jetzt die Straf- 
zumeſſung auf Grund des geltenden StGB. be⸗ 
einfluffen müſſen. Die Diſziplinierung und 
Reinhaltung der Volksgemeinſchaft, die 
Überordnung ihres gemeinen Nutzens 
über das ſelbſtſüchtige Streben des einzelnen, die 
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Hervorhebung des Willens und der 
Treue ſtrahlen ihre Wirkung auf die Strafbemeſſung 
aus. Wenn der Geſetzgeber ſchon die Trunkenheit — 
um bei dem zuletzt genannten Beiſpiel zu bleiben — in 
ihrer ſinnloſen Steigerung unter Strafe geſtellt hat bei 
Begehung einer Straftat nach dem alten Rechtsſprich⸗ 
wort „Was einer trunken fündigt, muß er nüchtern 
büßen“ ($ 330 à StGB.), fo gilt auch für die Straf⸗ 
zumeſſung bei der leichten Berauſchung entſprechend 
dem Grundſatz des $ 51 Abſ. II StGB. der Leitgedanke, 
daß der ſchuldhafte Täter, insbeſondere der Gewohn⸗ 
heitstrinker, nicht mehr auf die übertrieben milde Be— 
urteilung nach ſeiner individuellen Schwäche rechnen 
kann, ſondern mit verſchärftem Zugriff wegen gemein⸗ 
ſchädlicher Auswüchſe erfaßt wird. Wie ſchon immer 
Vorſicht angebracht war, wenn ſich der Sittlichkeits⸗ 
verbrecher — um mit dieſem ſchon genannten Beiſpiel 
fortzufahren — auf die Verführung durch das Ent- 
gegenkommen verdorbener Jugend berief, ſo lehrt uns, 
ſelbſt wenn dieſe Schutzbehauptungen der Nachprüfung 
ſtandhalten, das Intereſſe der Gemeinſchaft das Augen⸗ 
merk darauf zu richten, ob der Täter ſich ſeine jugend⸗ 
lichen Opfer nicht gerade deshalb für ſeine unſittlichen 
Angriffe bedacht auswählte, weil er ihre Verwahrloſung 
und damit ihre Willfährigkeit erkannte. Auch dieſe 
Jugendlichen, die noch keine Einſicht in die Folgen und 
die Schädlichkeit ihres ungereiften Trieblebens beſitzen, 
müſſen gegen die Ausbeutung ihres labilen Zuſtandes 
geſchützt werden, den ältere und erfahrene Sittlichkeits⸗ 
verbrecher ſich mit Kennerblick zunutze machen. Das 
Willensſtrafrecht, das entſtehen ſoll, drängt bei der 
Strafzumeſſung den Erfolg, der zumeiſt ſchon in der 
Art des Deliktes zum Ausdruck kommt, den Umfang des 
ſachlichen Schadens in ſeiner Bedeutung zurück gegen⸗ 
über der Bedeutung der Einſtellung und des Planes 
des Täters und der entſtandenen Gefahr. Wie das 
neue Verkehrsſtrafrecht nicht mehr bloß bei Verletzung 
im voraus ſcharf umriſſener Normen und darin aus⸗ 
geſprochener Fahrregeln (ſiehe die Rechtſprechung zu 
§ 17, Abſ. I KVO. v. 10. 5. 32), ſondern durch ein 
allgemeines, weit greifendes konkretes Gefährdungs⸗ 
delikt jede ſchuldhafte Verkehrsbehinderung unter Strafe 
ſtellt, ſo wird der Richter gegenüber dem Ausgang und 
den Folgen eines Unfalles, die mehr oder minder vom 
Spiel des unberechenbaren Zufalls abhängen, die Art 
und den Umfang der entſtandenen, vorausſehbaren 
Gefährdung in den Vordergrund treten laſſen. 
Er wird die Dichte des Verkehrs, die Stockung des Ge⸗ 
ſamtverkehrs durch den Schnelligkeitsegoismus des ein⸗ 
zelnen Fahrers gegenüber der Mehrzahl der übrigen 
geſtörten Verkehrsteilnehmer betonen, er wird auf 
diſziplinwidriges Verhalten an Stoppſtellen und gegen⸗ 
über anderen polizeilichen Weiſungen, auf die Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit des Fahrers, die Beunruhigung der Ver⸗ 
kehrsteilnehmer und ihre in den Wirkungskreis des 
beanſtandeten Verhaltens einbezogene Zahl ſehen. Auch 
die Veränderung des Eigentums begriffes iſt für 
die Strafzumeſſung ſchon jetzt von Bedeutung. Es 
gewinnt mehr als die rechneriſche Wert- oder Schadens⸗ 
ſumme das Verhältnis des Täters zum rechtmäßigen 
Nutznießer der Sache an Einfluß. Es erſcheint in an⸗ 
derem Licht das formale Verlangen des Abzahlungs⸗ 
verkäufers auf Beſtrafung nach nahezu völliger Be⸗ 
zahlung der unter Eigentumsvorbehalt gekauften und 
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vom Täter zurückbehaltenen oder verwerteten Sache!). 
Es muß aber die Rückſicht auf die mißliche Lage des 
Täters oder die Berufung auf den geringen Umfang 
der Beute weichen vor dem Vorwurf der Verletzung. 
treuhänderiſcher Pflichten und der Entziehung des 
Gutes von feiner gemeinnützigen Beſtimmung (3. B. 
bei der Aneignung auch nur geringer Mittel der 
Winterhilfe). Der Blick auf das Wohl der Geſamtheit 
läßt auch im Verhältnis der einzelnen untereinander 
bei den Kautions⸗ und Darlehnsſchwindeleien zum 
Ausbau morſch gewordener oder von Anfang an aus- 
ſichtsloſer Unternehmungen erkennen, daß die Falſch⸗ 
leitung von Geldern in verſchüttete Kanäle der Wirt⸗ 
ſchaft gemeinſchädlicher Eigennutz iſt, der ſich auf den 
Strafminderungsgrund der Suche nach Arbeit nicht mit 
Erfolg berufen kann. Der Gemeinnutz, das Willeng- 
moment und die Arbeitsleiſtung ſchaffen andererſeits 
ein Gegengewicht gegen die Wirkung der beſonderen 
Berufshaftung der § 222 Abf. II, 230 Abf. II StGB. 
Es iſt angebracht, Erfüllung beruflicher Pflichten, 
gleichzeitige Arbeitsleiſtung und beſonders Förderung 
öffentlicher Intereſſen zugunſten des Täters zu berüd- 
ſichtigen ). Anlaß für die Anwendung dieſes Gedankens 
findet ſich bei den Verkehrsſtraftaten nicht ſelten. Neben 
dem Gemeinwohl und der Treue iſt es die Ehre, 
deren Verletzung wieder ſchärfere Ahndung gewinnt. 
Ehrenſchutz in dieſem Sinn, der nachdrücklicher Strafe 
würdig iſt, wurde aber entgegen der Meinung vieler 
Strafantragſteller nicht geſchaffen für die Kränkung 
empfindſamer Selbſtüberſchätzung oder für die nach⸗ 
trägliche Scheidung kaum mehr auseinander zu klauben⸗ 
der Wortgefechte oder die Abwägung wüſter gewechſelter 
Schimpfworte, die nur auf den zurückfallen können, der 
Geſchmack daran fand, ſie in den Mund zu nehmen. 
Nachdrückliche Strafe gilt aber dem ernſt gemeinten, 
jedoch unverdienten Vorwurf der Pflichtverletzung, der 
Charakterloſigkeit oder Unfähigkeit. Die Betonung des 
Willenselementes des Täters ergibt auch umgekehrt, 
daß beim Fehlen des Bewußtſeins der Zuwiderhand⸗ 
lung gegen Rechtsnormen ſchon jetzt der Strafrechts⸗ 
irrtum, wenn auch nicht zur Entſchuldigung, ſo doch zur 
Strafminderung gereichen kann (vgl. RGSt. 68, 42). 


Die Aufzählung der ſämtlichen Strafſchärfungs⸗ 
und Strafminderungsgründe iſt weder bei der münd⸗ 
lichen noch bei der ſchriftlichen Urteils begründung 
nötig oder vorteilhaft. Die Aneinanderreihung von 
Gründen, die ſich oft im Verlauf der längeren Aus⸗ 
führung, wenn auch nur ſcheinbar und auf den erſten 
Blick, miteinander nicht vertragen, verwirrt den Ber 
troffenen wie den Zuhörer und ſchmälert die Wirkung, 
die ein bündiges Erkenntnis ausſtrömt. Tatſächlich 
wiegen auch bei der Findung des Urteils die weſent⸗ 
lichen Zumeſſungsgründe allein, deren Anführung auch 
ausreicht, daß bei treffender Schilderung kein Rechts⸗ 
mittel erfolgreich auf die Behauptung der Unvollſtändig⸗ 
keit ſich in der höheren Inſtanz ſtützen kann. Soweit 
dieſer eine Beurteilung des Strafmaßes zuſteht, ſoll ſie 
von dieſer Befugnis zum Vorteil des Anſehens der 
Rechtspflege und zur Verminderung übertriebener 


) So daß bei ſortdauerndem Zahlungswillen ſogar der 
on zur Anwendung des § 153 Slo. ſich durchſetzen 
ollte. 

2) Vgl. 3. 19 der nationalſozialiſtiſchen Leitſätze für ein 
neues deutſches Strafrecht, herausgegeben von Reichsminiſter 
Dr. Frank, Völkiſcher Beobachter vom 7. Mai 1935. 
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Rechtsmittelausſchöpfung nicht mit der Federwaage Ge⸗ 
brauch machen, ſondern ſoll mit dem Blick auf das 
Ganze nur wirkliche Fehlgriffe ändern oder nachträglich 
erſt bekanntgewordene Umſtände zum Ausgleich bringen. 

Das neue Strafrecht wird durch die Beſeitigung der 
ſachlichen und rechtlichen Konkurrenzen im Zuſammen⸗ 
hang mit der Einheitzftrafe”) der Strafzumeſſung durch 
den Richter noch weiteren Spielraum und noch größere 
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Bedeutung verleihen, als es bisher ſchon der Fall war. 
Takt und Sicherheit in der Strafzumeſſung müſſen 
daher vorhanden ſein und die Einheit und Einheitlich⸗ 
keit der Rechtſprechung entwickeln, die eine Grundlage 
der Rechtsſicherheit und des Gefühls der gerechten Be— 
handlung bei den Beteiligten bilden. 


3) Z. 25 der Leitſätze. 


Mitteilungeꝛwo ö 
der Reichs fachgruppe Richter und Staatsanwälte 


Der Reichsparteitag der Freiheit 1935 be⸗ 
deutet in ſeinem Geſamtverlauf einen Markſtein von gewal⸗ 
tiger Bedeutung in der Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung. Waren die Parteitage in ihrer bisherigen Ge⸗ 
ſtaltung eine Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kampfes und ſeine Zielſetzung für die Zukunft, 
ſo wuchs der diesjährige Parteitag weit über dieſen Rahmen 
hinaus. Zum erſten Male fand in ſeinem Verlauf eine 
Sitzung des Deutſchen Reichstags ſtatt, die durch 
die Annahme der drei neuen Geſetze, des Reichsbürgergeſetzes, 
des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre und des Reichsflaggengeſetzes von ganz beſon⸗ 
derer Bedeutung war. Alles in allem war dieſer Parteitag 
eine Darſtellung des ungeheuren Zuſammenwirkens von 
Partei als innerer Aufbauorganiſation 
und Wehrmacht als Verteidigungsorgani⸗ 
ſation als tragende Säulen des nationalſozialiſtiſchen 
Staates. 


Der Ablauf des Parteitages lag zwiſchen einer Proklama⸗ 
tion des Führers und ſeiner Schlußrede. Die Schluß⸗ 
rede entwickelte ein Verfaſſungsprogramm des 
Deutſchen Volkes für alle Zukunft. Dieſe programmatiſchen 
Ausführungen wie überhaupt die Ergebniſſe des Parteitages 
der Freiheit vom Blickpunkt des Rechts wahrers aus 
ſind in dem Aufſatz von Adami in dieſer Nummer auf⸗ 
gezeichnet. Hier kann auf ſeine Ausführungen verwieſen 
werden. Die wuchtigen Worte des Führers, die den Partei⸗ 
tag mit einleiteten, werden auch für uns Rechtswahrer Richt⸗ 
ſchnur in unſerer verantwortungsvollen Tagesarbeit ſein. 
Sie ſollen daher hier wörtlich mitgeteilt werden: 


„Was ſtaatlich gelöſt werden kann, wird ſtaatlich ge⸗ 
löſt. Was der Staat ſeinem ganzen Weſen nach nicht zu 
löſen in der Lage iſt, wird durch die Bewegung gelöft, 
denn auch der Staat iſt nur eine der Organiſations⸗ 
formen des völkiſchen Weſens .... Partei, Staat, Armee, 
Wirtſchaft, Verwaltung ſind alle nur Mittel zum Zweck. 
Der Zweck heißt Erhaltung der Nation. Dies iſt ein 
fundamentaler Grundſatz nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung. 
Was der Erhaltung der Nation erſichtlich abträglich iſt, 
muß beſeitigt werden. Wenn ſich eine Inſtitution zur 
Übernahme dieſer Aufgabe als nicht geeignet erweiſt, hat 
ſie eine andere zu übernehmen und durchzuführen. Wir 
alle werden einſt nicht gemeſſen nach unſerem formalen 
Verhalten, ſondern nach der erfolgreichen Verwirklichung 
unſeres Programms, d. h. nach der Sicherung unſeres 
volklichen Lebens, und inſonderheit muß ein Grundſatz 
mit fanatiſcher Verbiſſenheit durchgekämpft werden: Ein 
Feind des nationalſozialiſtiſchen Staates, gleichgültig ob 
innen oder außen, darf in Deutſchland keine Stelle wiſſen 
oder finden, die ihm mit Verſtändnis oder gar mit Hilfe 
zur Verfügung ſteht. . ... Nationalſozialiſt iſt nur der, der 
ſich unentwegt der Idee verpflichtet fühlt, ihr dient und 
für ſie wirbt, denn was wir in dieſem gemeinſamen 
Kampf innerlich erlebt haben, müſſen wir die kommende 
Generation ſtets aufs neue lehren, ſoll dieſe nicht in 
Kürze die Erfahrungen der Vergangenheit vergeſſen haben. 


So wollen wir uns an dieſem ſiebenten Parteitag der 
Bewegung ſchärfer als je zuvor zur Erkenntnis durch⸗ 
ringen, daß die Nationalſozialiſtiſche Partei eine ewige 
und ununterbrochene Miſſion der Erziehung unſeres 
Volkes und damit ihrer fortgeſetzten eigenen Bewährung 
zu erfüllen hat. Denn was immer wir an Leiſtungen 
vollbringen, über allem ſteht der Menſch, der ſie erlebt. 
Gleichgültig, welche Handlungen wir beabſichtigen, es iſt 
nur der Menſch, der ihnen den Erfolg und damit die 
letzte Weihe gibt. Das nationalſozialiſtiſche Bekenntnis 
iſt daher auch keine Angelegenheit des Parteibuches, ſon⸗ 
dern das Parteibuch kann nur fein die äußere Beſtätigung. 
des inneren Bekenntniſſes. Bekenntnis aber verpflichtet 
zu einer fortgeſetzten Selbſterziehung und einer ebenſo 
andauernden Werbung und Verbreitung.“ 

In ſeinem Aufruf an die deutſchen Rechts⸗ 
wahrer zum Reichsparteitag der Freiheit hatte der Reichs- 
juriſtenführer aufgefordert, dieſen Parteitag zu einem Be⸗ 
kenntnistage werden zu laſſen. Der Glaube an die Sen⸗ 
dung des Nationalſozialismus Adolf Hitlers müſſe von 
jedem Rechtswahrer hineingebracht werden in die Niede⸗ 
rungen des Alltags. Der goldene Schein der Morgenröte 
dieſes neuen ewigen deutſchen Rechtes müſſe auch hinein⸗ 
dringen in die Kreiſe, denen ſo oft der Vorwurf der Volks⸗ 
e der Verſtaubtheit und der Zopfigkeit gemacht 
wurde. 

Mit dem Reichsjuriſtenführer glauben wir an dieſes 
deutſche Recht und an ſeine Sendung in dieſem Reich der 
Freiheit und Einheit des deutſchen Volkes. 
Wir werden mit dieſem ehernen Glauben unſeren Marſch— 
fortſetzen, bis die letzte Poſition der Reaktion und der ver⸗ 
ſteckten und offenen Gegnerſchaft gegen die national⸗ 
ſozialiſtiſche Führung auch auf dem Gebiete der Rechtspolitik 
völlig beſeitigt iſt, denn der Nationalſozialismus, ſo hat der 
Reichsjuriſtenführer Reichsleiter Dr. Frank auf ſeiner Kon⸗ 
greßrede in Nürnberg erneut beſonders eindrucksvoll gezeigt, 
iſt Ausgangspunkt, Inhalt und Ziel der Rechtspolitik des 
Dritten Reiches. Die Bewegung und ihr Sieg haben allein die 
Beſinnung des deutſchen Rechtsdenkens auf die arteigenen 
Wurzeln erfolgreich möglich gemacht. Daher kann auch nur 
von der Bewegung aus dieſe Erneuerung 
verwirklicht werden. Es wird das ganze Streben der 
NSDAP. auf dem Geſamtgebiet der Rechtspolitik fein, 
dieſes Primat der Partei auf dem Gebiete der Neugeſtaltung 
unſeres Rechtslebens in unerbitterlicher Gedankenklarheit 
ſicherzuſtellen. Im Bewußtſein dieſer großen Sendung, die 
dem deutſchen Rechtsleben durch den Kampf der Bewegung 
geworden iſt, werden das Reichs rechtsamt der NSDAP., 
der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten und die 
Akademie für Deutſches Recht unermüdlich weiter tätig ſein, 
das deutſche Recht dem deutſchen Volke nahezubringen 
und zu einem wirkſamen Bollwerk gegen die Störer unſeres 
Aufbaues auszugeſtalten. 

Die Einſchaltung der Akademie für Deutſches 
Recht in die Reformarbeit bürgt dafür, daß die Neugeſtal⸗ 
tung des deutſchen Rechtslebens nach bewährten wiſſenſchaft⸗ 
lichen Methoden, aber nicht durch Fachgelehrte allein, ſondern 
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auch in engſter Fühlungnahme mit berufenen Männern des 
praktiſchen, politiſchen und wirtſchaftlichen Lebens durch⸗ 
geführt wird. 

Wie der Reichsjuriſtenführer in ſeinem Aufruf gezeigt hat, 
iſt das ganze deutſche Volk an dieſen Parteitagen mit ihrer 
ganzen ſymboliſchen Wucht und ihrem ſtaatlichen Feierbild 
eine Einheit. Immer war es die deutſche Einheit, die 
als gleichſam letzte Lebensmiſſion unſeres Volkes von 
Arminius bis Bismarck die deutſche Idee gab. Auf dem 
Parteitag der Freiheit repräſentierte ſich dieſe Einheit aus 
der geſchloſſenen einheitlichen Durchbildung der Partei und 
ihrer Führer, wie ſie ſtärker überhaupt nicht gedacht werden 
kann. In dieſem Sinne hat beſonders Alfred Roſen⸗ 
berg in ſeinem Leitartikel im VB. vom 19. September 
1935 von der unerhörten geiſtigen Einheit ge⸗ 
ſprochen. Dieſe geiſtige Einheit kommt auch in allen Reden 
des Parteitages zum Ausdruck, nicht minder in den Auf⸗ 
märſchen, die dieſe geiſtige Einheit durch ihre Wucht und 
glanzvolle Organiſation erſt recht zeigten. 

Aus der Zuſammenfaſſung der geſamten geiſtigen, organi⸗ 
ſatoriſchen und völkiſchen Arbeit, wie ſie der Parteitag 1935 
uns vor Augen führte, fol nur folgendes beſonders ers 
wähnt werden: Die Arbeitsfront als Überwinderin des 
Klaſſenkampfes, die Gründung des Reichsarbeits⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsrates, die Ergebniſſe der Organiſation „Kraft durch 
Freude“, die viel gewaltiger ſind, als man ſie aus einzelnen 
Veröffentlichungen bisher feſtſtellen konnte, die von den 
Reichsleiterrn Amann und Dietrich erſtatteten Berichte 
über den Aufbau und die Wirkſamkeit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Preſſe, wobei feſtgeſtellt werden konnte, daß 
auf dem Gebiete der Zeitungen das Parteiprogramm durch⸗ 
geführt iſt, daß im deutſchen Zeitungsverlagsweſen als 
einem Teil der deutſchen Kultur die jüdiſchen Beteiligungen 
beſeitigt find, der Bericht von Todt über die Reichsauto⸗ 
bahnen, die Wehrmacht als bewußt eingeordneter Körper 
„Volksheer“, der Rückgang der Kriminalität, wie er ſich aus 
dem Bericht des Reichsleiters Dr. Frank vor dem 
Kongreß ergab, der tatſächliche Kampf, den die Partei gegen 
den Bolſchewismus geführt hat und der in der Rede von Dr. 
Goebbels beſonders eindrucksvoll zum Ausdruck kam, der 
Aufmarſch der Hitler⸗Jugend, der den Führer zu wuchtigen 
Auslaſſungen über die künftige, die Diſziplinierung der 
Volksgenoſſen von klein auf ſicherſtellende Erziehungsarbeit 
der Deutſchen, von der Hitler⸗Jugend an, Anlaß gab, die 
Ausführungen des Staatsſekretärs Reinhardt über 
Steuerpolitik, wobei die Steuer als ſolche zurücktrat gegen⸗ 
über den mannigfachen Aufgaben, die aus einer Steuer- 
politik erwachſen und durch ſie zur Verwirklichung wohnungs⸗ 
politiſcher, währungspolitiſcher und bevölkerungspolitiſcher 
Ziele des Nationalſozialismus führen, der Bericht des Haupt⸗ 
amtsleiters Ludo wic i über die Siedlungsziele der Partei, 
die Tagung der Auslandsorganiſation der NSDAP. und die 
Verpflichtung der Auslandsdeutſchen auf den Führer, die 
volkspolitiſche Schädlichkeit der Juden, wie ſie aus einem 
Referat des Hauptamtsleiters Reichsärzteführer Dr. 
Wagner hervorging, das ſpezielle Beweiſe für die un⸗ 
geheure Beteiligung der Juden an der Kriminalität aller 
Art brachte, die Ergebniſſe der Ernährungspolitik, die Reichs- 
miniſter Darré vortrug, die Ergebniſſe des Winterhilfs- 
werks, die Reichsleiter Hilgenfeld ſchilderte. 

Hochbeachtlich iſt ferner die Kulturtagung, auf der der 
Führer in ſeiner eindrucksvollen Rede gerade die Not⸗ 
wendigkeit der Kunſt in der heutigen Zeit des Umbruches 
nachwies. 

Jedem Teilnehmer wird auch der Aufmarſch der SA., 
SS. und des NSKK., bei dem 120 000 Mann angetreten 
waren, beſonders durch die Rede des Führers ein unvergeß⸗ 
liches Erlebnis ſein, wies er ihnen doch ihre neue Aufgabe 
zu, die ſie in dem alten Geiſte erfüllen werden. Dieſer Geiſt, 
der niemals fragen ließ, wohin der Marſch geht, ſondern 
immer nur, wo die Fahne ſteht. 
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Das Gaurechtsamt Groß-Berlin veranſtaltete 
in der Zeit vom 1. bis 7. September 1935 gemeinſam 
mit dem Gau Kammergerichtsbezirk des BNSDI. in 


der Dietrich-Eckart-Schule in Hohenlychen eine Ge: 
meinſchafts⸗Schulungs-Woche, an der faſt 
50 Rechtswahrer aller Fachgruppen teil⸗ 


nahmen. Von herrlichem Wetter begünſtigt, verlebten die 
Teilnehmer auf der ſchönen Inſel im Großen Lychener See 
eine wunderbare Woche, die nur der Schulung des Geiſtes 
und des Körpers diente und eine von der großen Welt und 
ihrem Trubel abgeſchloſſene Gruppe ganz von ſelbſt zur 
praktiſchen Pflege engſter Kameradſchaft anhielt. Das 
äußere Leben der Teilnehmer iſt ausreichend gekennzeichnet, 
wenn noch hinzugefügt wird, daß es ſich bei guter und mehr 
als ausreichender Verpflegung in ſoldatiſcher Einfachheit und 
Sauberkeit vollzog. 

Der Schulungslehrplan umfaßte eine große Anzahl von 
Themen, die zuſammen einen Aufriß der ſchwebenden all⸗ 
gemeinen Fragen unſerer Zeit gaben. Es handelte ſich ja 
nicht darum, die rechtlich⸗fachlichen Kenntniſſe zu vertiefen, 
ſondern darum, das für die richtige Rechtswahrung erforder⸗ 
liche weltanſchauliche Wiſſen zu vermitteln und zu unter⸗ 
mauern. Täglich wurden zwei, drei oder auch vier Vorträge 
gehalten, denen je nach Bedarf eine Beſprechung folgte. 
Ausgangspunkt waren die raſſenmäßigen und im engeren 
Sinn weltanſchaulichen Grundlagen unſeres Volkstums. Im 
Anſchluß an eine Darſtellung der weltgeſchichtlichen Be⸗ 
deutung des Raſſenkampfes durch von Wedel-Parlom 
gab Dr. Ruttke eine Überſicht über die national⸗ 
ſozialiſtiſche Raſſengeſetzgebung und ihre Grund⸗ 
lagen. Die naturwidrigen Auffaſſungen des Liberalis-⸗ 
mus und des Marxismus und ihre vernichtende 
Wirkung auf Staat und Volk ſtellte Unger⸗Winkel⸗ 
ried dar. Einen breiten Raum nahm die Behandlung des 
Judentums, der Freimaurerei und des 
politiſchen Katholizismus ein. Am Leitmotiv 
des Kairoer Judenprozeſſes führte Die werge tief in die 
Probleme des Kampfes gegen das Judentum ein. Hierzu 
und über die Freimaurerei legte Dr. Plötzer umfaſſendes 
Quellenmaterial vor. Dr. Heusler ſprach über den 
politiſchen Katholizismus und ſein verhängnisvolles 
Wirken. Aus dem Gebiet der neuen Wirtſchaft behandelten 
Leonhard das Bauerntum und das Ernährungs⸗ 
weſen im neuen Deutſchland, Spangenberg die 
nationalſozialiſtiſche Arbeitsidee und 
Dr. Kölzow das Verkehrsweſen in ſeiner neuen 
Betrachtung. Dr. Froh ner gab in prächtiger Darſtellung 
einen Überblick über die nationalſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftspolitik, von der die Gruppe ganz beſonders 
gefeſſelt wurde. uber das Lebensbild des Führers 
und die Geſchichte der Bewegung ſprachen 
Arndt und Fähler, der auch die neue Arbeitsidee 
Höhepunkte brachten die Ausführungen von 
Dr. Oft und Dr. Volk, die den Blick über die Grenzen 
des Reiches in die Welt hinaus lenkten; Dr. Oſt kenn⸗ 
zeichnete die nationalſozialiſtiſchen und verwandten Be⸗ 
wegungen in Italien (und den Unterſchied zwiſchen 
Nationalſozialismus und Faſchismus), Frankreich und 
England; Dr. Volk gab aus tiefgründiger Kenntnis der 
Probleme einen umfaſſenden Abriß über die auß en⸗ 
politiſche Lage der Welt und Europas und die 
Stellung des nationalſozialiſtiſchen Reiches darin. Nachdem 
Dr. Zellien über die Organiſation des B RSD. und 
ſeine Aufgaben geſprochen hatte, führte Dr. Waldmann 
die Gemeinſchaftsarbeit noch einmal auf einen bemerkens⸗ 
werten Höhepunkt; er erarbeitete mit der Gruppe — teil⸗ 
weiſe in der Form zwangloſer Unterhaltung — Grun d⸗ 
lagen des neuen deutſchen Rechtsdenkens 
und gab ihr dabei wertvollſte Anregungen für die Weiter⸗ 
arbeit an der Löſung ſchwierigſter und letzter Fragen der 
Rechtsreform. 

Eine gemeinſame Abſchiedsfeier ſchloß die herrliche Woche 
ab. Mit dem Dank an den Gauführer Dr. Eſchſtruth 
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wurde ganz fpontan der Wunſch verbunden, daß es gelingen 
möge, recht viele Rechtswahrer durch einen ſolchen Lehrgang 
gehen zu laſſen. 

Gerade die Richter und Staatsanwälte, die in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit reichlich ſpät zum Nationalſozialismus geſtoßen 
ſind, müſſen jede Schulungsmöglichkeit ausnutzen. Es 
genügt nicht, ſich mehr oder weniger gelegentlich mit den 
großen Fragen der Zeit zu beſchäftigen. Es genügt vor 
allem nicht, ſich auf ein Selbſtſtudium an der Hand von 
Büchern und Zeitſchriften zu beſchränken oder es mit dem An⸗ 
hören von Vorträgen genug ſein zu laſſen. Natürlich wird 
niemand, der ſich das erforderliche geiſtige Rüſtzeug für 
ſeinen hohen Beruf als Rechtswahrer erwerben und erhalten 
will, auf die üblichen Methoden des Studiums verzichten. 
Aber in den Laſten und Mühen des Tages fehlt nur zu oft 
die Ruhe und die Sammlung, das Neue richtig zu erfaſſen 
und zu verarbeiten. Man muß Gelegenheit haben, einmal 
tagelang weiter nichts zu tun, als ſich in die ſchwebenden 
Fragen der Zeit zu vertiefen, ſie bis zu Ende durchzudenken 
und ſelbſt ſchöpferiſch an ihnen und damit an ſich ſelbſt zu 
arbeiten. Es iſt geradezu ideal, nach Art der bewährten 
Führerſchulen mit einer nicht zu großen Gruppe Gleich⸗ 


geſtimmter in einiger Abgeſchloſſenheit gemeinſam an der 


Förderung des eigenen Wiſſens zu ſchaffen. Alle Richter 
und Staatsanwälte, denen ſich die Möglichkeit dazu bietet, 
ſollten daher ähnliche gemeinſchaftliche Schulungslehrgänge 
mitmachen. Die Juſtizverwaltung wird wegen des dazu 
erforderlichen Urlaubs ſicherlich keine Schwierigkeiten machen. 
Beſondere wirtſchaftliche Opfer ſind alſo für die Richter 
und Staatsanwälte mit der Teilnahme an einer ſolchen 
Schulung nicht verbunden; ſie ſollten ſich daher nicht durch 
die Angehörigen der freien Berufe beſchämen laſſen, die ent⸗ 
weder einen Teil ihres planmäßigen Urlaubs opfern müſſen 
oder die Wahl haben zwiſchen der Einſtellung eines be⸗ 
zahlten Vertreters oder der Vernachläſſigung ihrer Praxis 
für dieſe Zeit. Kein Richter oder Staatsanwalt kann auch 
ernſthaft der Anſicht ſein, daß er einer ſolchen Schulung 
nicht bedürfe. Gerade wer das meint, braucht eine 
Schulung am nötigſten. Den größten Gewinn ziehen über⸗ 
dies gerade diejenigen aus einem ſolchen Lehrgang mit 
ſeiner Fülle von Anregungen, die ſich zur nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Erkenntnis durchgerungen hatten und immer darauf 
bedacht waren, dem Werden der Dinge geiſtig zu folgen und 
ſich ihre Grundlagen klar ſein zu laſſen. Sie können in Ruhe 
ihre Kenntniſſe einer Wiederholung und Kontrolle unter⸗ 
ziehen, können ſie weiterhin fördern, können in ſchwierigen 
Fragen leichter mitarbeiten als die Anfänger und können 
— was nicht unwichtig iſt — aus ihrer eigenen Studien⸗ 
erfahrung anderen Schulungsteilnehmern wertvolle Finger⸗ 
zeige geben. In der Erfahrung der deutſchen 
Richter und Staatsanwälte liegen un⸗ 
erſchöpfliche Kraftreſerven für den Kampf 
um die Rechtsreform. Jedermann muß dafür 
Sorge tragen, daß er dieſe ſeine Erfahrung und ſeine 
Kräfte richtig ausnutzt und verwertet, und jedermann hat 
daher die Pflicht, alle Möglichkeiten ſeiner eigenen Weiter⸗ 
bildung zu erſchöpfen. \ 

Es iſt unmöglich, hier auf beſchränktem Raum Einzel⸗ 
heiten der wiſſenſchaftlichen Arbeit des erſten Lehrgangs 
dieſer Art darzulegen. Aber es muß noch hinzugefügt 
werden, daß die Löſung aus der täglichen Arbeit, das un⸗ 
unterbrochene Zuſammenſein mit gleichſtrebenden An⸗ 
gehörigen der verſchiedenſten Fachgruppen, das Leben in der 
freien Natur, die ſportliche Betätigung gerade den Richter 
und Staatsanwalt aus dem Aktenſtaub in wohltuendſter 
Weiſe herausriß und ihn zugleich auf diejenige Seite ſeiner 
Ausbildung hinwies, die in der Vergangenheit nur zu ſehr 
vernachläſſigt worden iſt. Er mußte, ob er wollte oder 
nicht, kameradſchaftlich als Glied der Gruppe mitmachen, ſich 
als Teil des großen und bedeutungsvollen Rechtswahrer⸗ 
ſtandes fühlen und alle Reſte früherer Standesauffaſſungen 
hinter ſich laſſen. Für manche Teilnehmer — und es waren 
nicht die ſchlechteſten! — entſtanden in den erſten Tagen 
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ganz natürlich infolge der ungewohnten Umgebung und des 
völlig fremden Tones einige Schwierigkeiten. Aber davon 
iſt zum Schluß wohl nichts geblieben. Ob Stubendienſt 
oder hochwiſſenſchaftlicher Vortrag, ob Flaggenparade oder 
fröhlicher Geſang, ob hohes Geſpräch oder erheblicher Anz 
pfiff, alles ſtellte die Teilnehmer mitten in unmittelbarſtes 
Leben. Und bei ſchwierigſter Arbeit am Schreibtiſch oder im 
Dienſtzimmer wird ſo mancher Teilnehmer noch lange Zeit 
hindurch aus der Erinnerung an das gemeinſame Erleben 
die Kraft zu neuem Wirken ſchöpfen. Mit unſerm ganzen 
Denken ſind wir zurückgeführt worden zu den natürlichen 
Quellen unſerer Kraft, zur deutſchen Landſchaft, zu den 
Sternen über uns und zu uns ſelbſt. Seidel. 
* 


Der Vorſitzende des Oberſten Parteigerichts, Reichsleiter 
Buch, machte auf der Gaurichtertagung in München im 
Juli d. J. über Weſen und Aufgabe der 
Parteigerichtsbarkeit folgende grundſätzliche Aus- 
führungen. 

Parteirichter können nur Menſchen ſein, die ganz ſelbſtlos 
ſind. Dieſe Menſchen ſind ſehr ſelten. In höchſter Voll⸗ 
endung gibt es nur einen: den Führer. Denn das iſt das 
Geheimnis ſeiner Größe und ſeiner Macht. Er will nichts 
für ſich, alles für die anderen. Je näher ein Menſch dieſer 
Willenskrönung kommt, deſto ſtärker wird er ſein. Der 
Richterſpruch muß das Mächtigſte fein in der Flucht der Er⸗ 
ſcheinungen; diejenigen, die ihn fällen, müſſen ſelbſt die 
Stärkſten, alſo die Selbſtloſen ſein. Wenn der Staat 
ſeine Richter als die Diener am Recht bezeichne, 
fo müßten die Parteirichter, fo forderte Reichsleiter Buch, 
ſich als Prieſter am Recht fühlen. Das ſolle er ſo 
fühlen, wie wir etwa als Buben in ſchauernder Ehrfurcht 
von den Prieſtern in den alten germaniſchen Hainen ver⸗ 
nahmen. Etwas von der Inbrunſt jener Zeiten muß auch 
der Parteirichter fühlen, denn von ſeiner Arbeit hängt der 
endgültige Sieg der Bewegung ab. Wer über Charakter, 
Ehre und Haltung anderer urteilen will, muß ſelbſt un⸗ 
tadelig ſein. Kriſtallklar muß in uns das Bild des Cha⸗ 
rakters, der Begriff der Ehre leben und daraus unſere ſicht⸗ 
bare Haltung bedingt ſein. 

Kein Zweifel darf entſtehen über die Frage: dieſe Hand⸗ 
lung iſt ehrenhaft oder nicht. Nur ja oder nein kann es 
geben in der Grundhaltung zu jeder Erſcheinung des Lebens. 
Erſt bei der Erwägung: was nützt der Bewegung, was iſt 
alſo Recht, iſt das Für und Wider abzuwägen, das der Ge⸗ 
rechtigkeit entſpricht. Urgrund des Gefüges der NSDAP., 
aber auch jeder anderen Gemeinſchaft des menſchlichen Lebens 
iſt die Treue. Entſpricht die zu beurteilende Handlung 
dem richtigen Begriff der Treue — dieſes Wertmaß muß 
der NSDaP-⸗Richter, wie Reichsleiter Buch nachwies, 
immer wieder an ſich und im Amt an jeden ihm zur Bes 
urteilung übergebenen Vorgang legen. Wie der zweite 
Kriegsartikel der alten deutſchen Armee die unverbrüchliche 
Wahrung der im Fahneneid gelobten Treue als erſte Pflicht 
des Soldaten bezeichnet habe, ſo gilt dieſer Satz für jeden 
Parteigenoſſen, in erhöhtem Maße für jeden Parteirichter. 

Das Aufgabengebiet der Rechtsfindung iſt eines der 
ſchwierigſten und verantwortungsreichſten von allen. Das 
gilt gerade auch für das Aufgabengebiet des Richters und 
und Staatsanwalts. Was Reichsleiter Buch von den 
Parteirichtern fordert, muß daher auch das Beſtreben jedes 
Richters und Staatsanwalts ſein oder werden. 

* 


Die nationalpolitiſche Erziehungs⸗ 
anſtalt in Schulpforta ſandte uns einen Bericht 
über ihre Ziele und Einrichtungen. Abgeſehen von dem all⸗ 
gemeinen Intereſſe, das dieſe Anſtalten jetzt in der Offent⸗ 
lichkeit genießen, iſt es ſicherlich für diejenigen Richter und 
Staatsanwälte, die aus der berühmten ehemaligen „Landes- 
ſchule zur Pforte“ hervorgegangen ſind, von großem Intereſſe, 
einiges über die Umwandlung ihrer alten Schule in eine 
nationalpolitiſche Erziehungsanſtalt zu erfahren. 
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Zweck der Anſtalten ift die Schaffung einer national⸗ 
ſozialiſtiſchen und ſtaatlichen Erziehungs- und Führungs⸗ 
tradition, die in dem erſt ſeit der Revolution zur Nation 
geeinten deutſchen Volke eine beſondere Notwendigkeit 
darſtellt. 

Entſtanden find die Anſtalten teilweiſe aus den bis⸗ 
herigen Staatlichen Bildungsanſtalten bzw. den preußiſchen 
Kadettenanſtalten. Auch andere Internatsanſtalten wie 
Ilfeld und Neuzelle ſind verwendet worden, oder neue An⸗ 
ſtalten wurden gegründet wie Stuhm i. Weftpr. 

Bildungsziel iſt die „nationalfozialiftifche Haltung“, 
alſo eine formale und allgemeine Bildungsidee, die nicht 
auf ein beſtimmtes Wiſſen oder Können ausgeht, ſondern 
auf die Fähigkeit, ſich Wiſſen und Können in beſtimmter 
Form und Haltung anzuzeigen zum Dienſt im Staat und 
zum Kampf für den Nationalſozialismus. 

Erziehungsmittel find vor allem der wiſſenſchaft⸗ 
liche Unterricht, das Internatsleben und der praktiſche 
Dienſt. Für den Unterricht gilt der Leitſatz, wenig Stoff 
und klare Überſicht nach einer ſtrengen Methode zu ver⸗ 
mitteln. Im Internat werden Kameradſchaft, Ordnung und 
Diſziplin als Erziehungsziele geſetzt. Der praktiſche Dienſt 
erzieht nicht wie häufig die alte Schule zum Stillſitzen, 
ſondern zu der Fähigkeit, ſich raſch und energiſch zu be⸗ 
wegen. Neben dem Geländeſport werden Fechten, Reiten, 
Rudern, Segeln, Schwimmen, Segelfliegen, Auto- und 
Motorradfahren und jede geeignete Art von Turnen und 
Sport getrieben; ebenſo auch die Ausbildung am Sandkaſten. 

Die Erzieher und Lehrer ſollen drei Eigen⸗ 
ſchaften in ſich vereinigen: Nationalſozialiſtiſche und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ausbildung, geländeſportliche Fähigkeiten und 
einen urſprünglichen und lebendigen Sinn für Jugend- 
erziehung. Die Jungmannen werden nicht ausgeſucht 
mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage oder berufliche 
Stellung der Eltern, ſondern nach der Eignung der Jungen 
ſelbſt, die neben der Aufnahmeprüfung auch eine Probezeit 
in der Anſtalt erfolgreich beſtehen müſſen. Eine Führer⸗ 
garantie wird dieſen Jungen aber nicht gegeben — deutſche 
Volksjugend wird hier vielmehr zum Dienſt an Volk und 
Staat erzogen: Führer bilden und erweiſen ſich ſtets nur 
an praktiſchen Aufgaben. 

Der Lehrplan der Anſtalten nähert ſich dem der 
Deutſchen Oberſchule. Allgemein wird ab Sexta Engliſch 
und ab Untertertia Latein eingeführt, eventuell mit weiteren 
Fremdſprachen in der Oberſtufe. Da die Anſtalten teilweiſe 
aus bereits beſtehenden Zivilanſtalten umgewandelt worden 
ſind, herrſcht heute noch kein durchgängig einheitlicher Lehr⸗ 
plan, was den Übergang von anderen Anſtalten in die 
Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten gegenwärtig er⸗ 
leichtert. Die Anſtalt Ilfeld am Harz trägt den Charakter 
eines humaniſtiſchen Gymnaſiums, ebenſo die Anſtalt Schul⸗ 
pforta. — Durch die erfolgte Angliederung von Aufbauzügen 
zunächſt an die Anſtalten Stuhm, Naumburg und Potsdam 
iſt die Möglichkeit geſchaffen worden für die Aufnahme be⸗ 
ſonders geeigneter Volksſchüler und bewährter Jungen aus 
den Landjahrlagern. 

Die Anſtalten unterſtehen direkt und perſönlich dem 
Reichserziehungsminiſter, in ſeiner Vertretung der Landes⸗ 
verwaltung der Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten in 
Berlin. Aufnahmegeſuche werden an die Anſtaltsleiter direkt 
gerichtet. Die Erziehungsbeiträge richten ſich nach der Ver— 
mögenslage der Eltern und find geſtaffelt von O0—150 RM.; 
der Durchſchnittsſatz beträgt 50 bis 60 RM. 

Beabſichtigt und eingeleitet iſt die Berufsberatung 
und Berufsförderung nationalpolitiſch bewährter und bes 
gabter Abiturienten der Anſtalten zum Zwecke des plan⸗ 
mäßigen nationalpolitiſchen Einſatzes. 

Fern jeder Überheblichkeit und der Schwere der kommen⸗ 
den deutſchen Aufgaben bewußt, ſollen die Jungmannen der 
Anſtalten nicht in erſter Linie etwas werden, ſondern etwas 
leiſten. Auf den Dolchmeſſern der Jungmannen ſteht 
Moltkes Wahlſpruch: „Mehr ſein als ſcheinen.“ 


* 
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Über die Zielrichtung des Strafvollzuges 
im Dritten Reich gab kürzlich der Miniſterialrat im Reichs⸗ 
juſtizminiſterium, Hauptvogel, nähere Ausführungen. 
Mit Bezugnahme auf die Reichskriminalſtatiſtik wies er 
nach, daß der ſogenannte humane Strafvollzug in 
Deutſchland ein völliger Mißerfolg war. Während 
ſeiner Wirkſamkeit iſt nämlich die Zahl der Vorbeſtraften 
ſtändig geſtiegen. Die Vorbeſtraften machten 1925 noch 
24,90% aller Verurteilten aus, 1933 aber bereits 43,7%. 

Der deutſche Strafvollzug iſt jetzt nunmehr zu Sühne und 
Abſchreckung zurückgekehrt. Die ſtrenge Behandlung der 
Gefangenen wird aber verbunden mit der dem Deutſchen 
Weſen innewohnenden Menſchlichkeit. Dabei iſt man be⸗ 
ſtrebt, der Volksgemeinſchaft die durch ſtrafbares Verhalten 
untreu gewordenen Mitglieder zurückzugewinnen. Zurzeit 
iſt ein Geſetzentwurf für den neuen Strafvollzug in Arbeit. 
Dabei wird man die Unterſchiede der Strafarten heraus- 
arbeiten. Unterſcheidungen werden z. B. bei der Bezeichnung 
der Gefangenen je nach der Art der Strafe, wie „Sträfling“ 
für Zuchthausgefangene, in der Kleidung, der Arbeitszeit, 
der Arbeitsbelohnung, wie den Vergünſtigungen und Friſten 
im Beſuch und Briefverkehr zu machen ſein. 

Der Vollzug kurzer Gefängnisſtrafen und der Anfangs⸗ 
vollzug längerer Strafen werden regelmäßig ſtrenger ge⸗ 
halten werden, u. a. durch ſtrenge Einzelhaft, Vorenthaltung 
der Arbeitsbelohnung, Ausſchluß von Beſuchen und Briefz 
verkehr. Das Geſetz wird auch das nähere über die Straf⸗ 
verſchärfungen beſtimmen, die künftig von dem Gericht bei 
Taten von beſonderer Roheit, Grauſamkeit oder Verworfen⸗ 
heit angeordnet werden können, wie z. B. geminderte Koſt, 
hartes Lager und verringerte Beleuchtung. 

Eine beſondere Regelung muß der Strafvollzug an jungen 
Gefangenen erfahren. Sie ſollen zwar das begangene Un⸗ 
recht ſühnen, ſollen aber erzieheriſch wegen ihrer Zukunft 
beſonders behandelt werden. 

* 


Im Jahre 1934 wurden insgeſamt 3935 Siche⸗ 
rungsverwahrungen angeordnet, und zwar 1630 
im ordentlichen und 2305 im nachträglichen Sicherungs⸗ 
verfahren. In 506 Fällen wurde die Unterbringung in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt, in 106 in einer Trinkerheilanſtalt 
und in 1938 in einem Arbeitshaus ausgeſprochen. Auf 
Unterſagung der Berufsausübung wurde in 124 Fällen er⸗ 


kannt. 
* 


Im erſten Halbjahr 1935 find die Arbeiten der Anz 
erbengerichte erheblich fortgeſchritten. Die Zahl der 
Eintragungen in die Erbhöferolle hat ſich um über 200 000 
vermehrt. Die Zahl der als eintragungsfähig in Betracht 
kommenden Höfe iſt um rund 38 000 auf 703 769 geſtiegen. 
Nur noch in rund 15 500 Fällen war dieſe Frage am 
1. Juli offen. Auch in der Erledigung der Einſpruchs⸗ 
verfahren wurden ſtarke Fortſchritte erzielt. Die Zahl der 
unerledigten Einſprüche hat ſich von mehr als 21 000 auf 
8250 vermindert, was doppelt bemerkenswert iſt, weil in 
den letzten Monaten rund 13 500 neue Einſprüche ein⸗ 
gegangen ſind. 

Dadurch, daß der Geſetzgeber auch die im Geſamtgut einer 
ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im Miteigentum von 
Ehegatten befindlichen Beſitzungen ſowie ſämtliche Formen 
des zuſammengeſetzten Ehegatteneigentums in das Erbhof⸗ 
recht einbezogen hat, iſt die Geſamtzahl der deutſchen Erb⸗ 
höfe erheblich vermehrt worden. Im Bezirk des Oberlandes⸗ 
gerichts Düſſeldorf entfallen beiſpielsweiſe von rund 7500 
Erbhöfen 3000 oder 40% auf die Ehegattenerbhöfe. Im 
Bezirk Köln dürfte ſich durch die Einbeziehung des Ehegatten⸗ 
beſitzes eine Zunahme von 7500 Erbhöfen ergeben. Eine ab⸗ 
ſchließende Geſamtzahl der deutſchen Erbhöfe kann noch nicht 
gegeben werden. Immerhin iſt mit einer Zahl von etwa 
700 000 zu rechnen. Die gelegentlich in der Offentlichkeit 
mitgeteilte Zahl von 845 000 Erbhöfen wird nach den Feſt⸗ 
ſtellungen, die Erbhofgerichtsrat und Oberlandesgerichtsrat 
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im Reichsjuſtizminiſterium, Dr. Hopp, in der „Deutſchen 
Juſtiz“ gemacht hat, nicht erreicht werden. 
* 


Die Anzahl der preuß. Gerichtsaſſeſſoren nach 
dem Stande vom 2. September beträgt 5271, im April 
1935 noch 5696. Von der Geſamtzahl der im höheren 
Dienſt beſchäftigten Gerichtsaſſeſſoren waren unentgeltlich 
beſchäftigt 11,39, im Oktober 1932 32,12, im Januar 
1935 45,40, im Mai 1935 38,59. 

* 


Das Mitglied des Reichsfachgruppenrates, Gaufachberater 
„Richter und Staatsanwälte“ für den Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Karlsruhe, Arbeitsgerichtödireftor von Franken⸗ 
berg und Ludwigsdorf, iſt als Leiter der Abteilung 
Rechtspolitik in das Gaurechtsamt in Karlsruhe berufen 


worden. 
* 


Die 24. Tagung der Deutſchen Geſellſchaft 
für gerichtliche und ſoziale Medizin (Mün⸗ 
chen 4.—6. 9. 1935) war gut beſucht. Allgemein wurde das 
zahlreiche Erſcheinen der Rechtswahrer begrüßt. Erſtmalig 
hatte der Reichsjuſtizminiſter eine größere Zahl von ihnen 
abgeordnet. Bisher waren die Tagungen vorwiegend nur 
von Medizinern beſucht. Darauf iſt es zurückzuführen, daß 
die Vorträge zum Teil allzu rein fachmediziniſch und fach⸗ 
chemiſch gehalten waren. Der Mangel wurde von der Lei⸗ 
tung anerkannt. Er wird ſicher bei ſpäteren Tagungen be⸗ 
hoben ſein. Gleichwohl fand auch der Rechtswahrer eine 
Fülle von Anregungen für ſein Arbeitsgebiet. Vieles von 
dem Vortragsſtoff möchte Allgemeingut der Richter und 
Staatsanwälte, vor allem auch der Vernehmungsrichter 
werden. 

Bemerkenswert iſt das Beſtreben der Gerichtsärzte, eine 
klare Trennung von den Verwaltungs- oder Geſundheits⸗ 
ärzten (Kreisärzten) herbeizuführen. Das Gebiet der 
Pſychiatrie will, offenbar der Gerichtsarzt anderen Sachver⸗ 
ſtändigen überlaſſen. Auf der Tagung iſt die Pſpychiatrie 
auch kaum berührt worden. 

Beſondere Anregungen durch Ausſprache vermittelten die 
dreimaligen abendlichen Zuſammenkünfte und das zwei⸗ 
malige gemeinſame Mittageſſen. 

Der Kongreß tagte in den Räumen des Inſtituts für 
gerichtliche Medizin in München. Daſelbſt konnte auch die 
reichliche Präparate-Sammlung befihtigt werden. 

Der beſondere Dank der Teilnehmer gebührt dem Direktor 
des Inſtituts, Prof. Dr. Merkel, und Privat⸗Dozent 
Dr. Jungmichel. 


Praktiſche Ergebniſſe für den Juriſten. 


Leichen⸗Obduktion. Bei allen Fällen gewalt⸗ 
ſamen Todes ſollen Staatsanwalt und Richter nicht am 
falſchen Platze ſparen und von der Obduktion den mög⸗ 
lichſten Gebrauch machen. Die Nichtaufklärung der Todes⸗ 
urſache iſt häufig auf mangelhafte Unterſuchung zurückzu⸗ 
führen. Dabei ſoll ſich das Gericht grundſätzlich der In⸗ 
ſtitute für gerichtliche Medizin bedienen, die — zumal in 
Verbindung mit dem Gerichtschemiker — allein eine ſorg⸗ 
fältige Klärung des Befunds gewährleiſten können. Abzu⸗ 
raten iſt vom Verwaltungsarzt (Kreis⸗Bezirksarzt), deſſen 
Hauptaufgaben heute auf ganz anderem Gebiete liegen (Ge⸗ 
ſundheitsweſen, Mitwirkung bei Fragen der Raſſe und Be⸗ 
völkerung, Erbgeſundheitsgericht). Aus dieſem Grunde 
fordern die Gerichtsmediziner auch endgültige Trennung des 
Dienſtes des Verwaltungs⸗ und Gerichtsarztes. — Die Ob⸗ 
duktion ſoll möglichſt an der friſchen Leiche erfolgen. Je 
weiter die Fäulnis vorgeſchritten iſt, umſo ſchwieriger ſind 
die Feſtſtellungen (3. B. des Alkoholgehalts im Blut, des 
für die Verletzung verwandten Werkzeugs). 

Sicherungsverwahrung. Die Verwahrung in 
Trinkerheilanſtalt und Heil⸗ oder Pflege⸗Anſtalt kann nach 
$42n StGB. kombiniert werden, was die Gerichte bisweilen 
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überſehen. Die Kombination iſt aber wichtig, wenn ſich erſt 
durch nachträgliche Beobachtung herausſtellt, in welche Anz 
ſtalt der Verurteilte gehört. 

Kaſtration. Eingehende Unterſuchungen der Hoden 
kaſtrierter Sittlichkeitsverbrecher haben keine beſonderen 
Kennzeichen von Abnormität ergeben. Jedenfalls waren 
die gefundenen Abweichungen von der Regel nicht wefent- 
lich anders als bei anderen Männern. 

Steriliſierung. Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß 
in einer Reihe von Fällen die Steriliſierung den Operierten 
— wenigſtens kurz nach der Operation — nicht an der 
Zeugung gehindert hat. Ein Steriliſierter ſoll noch 
zwei Monate nach der Operation zeugungsfähig geweſen 
ſein. Er wurde demgemäß im Prozeß als Vater in An⸗ 
ſpruch genommen. Der Sachverſtändige konnte die „offen⸗ 
bare Unmöglichkeit“ der Zeugung nicht feſtſtellen. Dieſe 
bisher zu Tage getretenen Mängel der Steriliſation ſollen 
durch Anwendung einer beſonderen Injektion behebbar ſein. 

Urin und Sperma. Die Volksauffaſſung: der Urin 
verhindere die Konzeption, trifft nach der wiſſenſchaftlichen 
Unterſuchung nicht zu. Wenigſtens auf kürzere Zeit (bis 
20 Min.) kann der Urin dem Sperma nicht ſchaden. 

Große Vorſicht iſt geboten bei Verneinung der 
Potenz. Auch dieſe Unterſuchung kann mit Sicherheit 
nur der erfahrene Fachmediziner vornehmen. 

Gift. Giftſtoffe ſind viel mehr im Volk verbreitet, als 
man glaubt. Häufig werden giftige Mittel für Schädlings⸗ 
bekämpfung, die frei gegeben find, ohne Aufſicht liegen ger 
laſſen. Ein Kammerjäger verwahrte 2—3 kg Strychnin 
im Tiſchkaſten neben der für Eßzwecke beſtimmten Speiſe⸗ 
Schokolade. Minderjährige erhalten in Samenhandlungen 
für die Schädlingsbekämpfung erhebliche Mengen von 
Giften in die Hand. Auch mit Inſektengift wird immer 
wieder Mißbrauch getrieben. In den meiſten deutſchen 
Ländern fehlt es noch an der Vorſchrift der Prüfung von 
Eignung und Charakter des Empfängers ſolcher Gifte. 

Zeitpunkt einer Verletzung. Die Gegen⸗ 
wirkung des Gewebes gegen eine Verletzung wird je nach 
deren Beibringung verſchieden ſein. Die Vorgänge dabei 
können intravital, agonal und poſtmortal ſein. Nicht jeder 
vermeintliche Lebensvorgang muß vor dem Tode liegen. 
Die Verdauung kann noch poſtmortal ſein. Blaſenbildung 
bei Verbrennungen kann auch poſtmortal entſtehen. Nicht 
jede Verletzung des koetus iſt auf Gewalt zurückzuführen. 
Vorſicht bei der Deutung von Stichwunden. Das Gewebe 
reagiert auch hier verſchieden, ſo daß das Meſſer nicht mehr 
in die Wunde zu paſſen braucht, die es geſtochen hat. 

Tod und Nervenſyſtem. Bei plötzlichem Tode 
pflegt das Nervenſyſtem morphologiſche Veränderungen auf⸗ 
zuweiſen, die mikroſkopiſch erkennbar find. Die Experimente 
hierüber (Orſos⸗Ungarn) ſind weit gediehen und zeigen 
Unterſchiede je nach der Todesart (Schockwirkung, Gastod, 
Verblutung uſw.). Wenn es gelungen iſt, die Abſterbe⸗ 
Reaktion im mikroſkopiſchen Bild des Nervenſyſtems durch⸗ 
weg auf eine beſtimmte Einwirkung (3. B. auch Gift, Gift⸗ 
ſorte) zurückzuführen, dann iſt in der Verbrechensaufklärung 
ein großer Schritt vorwärts getan. 8 

Alkohol im Blut. Die Unterſuchung nach Widmark 
gilt allgemein als zuverläſſig — ſofern ſie nur ſorgfältig 
durchgeführt iſt. Man kann höchſtens zu wenig, nicht aber 
zu viel Alkohol finden. Von Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens kann bei einem auf Grund ſorgfältiger Unter⸗ 
ſuchung ergangenem Urteil nicht die Rede ſein. Die viel⸗ 
fach zur Blutentnahme verwandten Capillaren werden nicht 
empfohlen. Statt deſſen haben ſich die Venülen bewährt, 
wie ſie durch das Münchener Inſtitut in Bayern eingeführt 
worden find (je 2 auf 200 Gendarmerie-Stationen, dazu 
Merkblatt). Jedem Arzt draußen im Lande iſt damit ein 
Apparat in die Hand gegeben, mit dem ihm kaum ein 
Fehler unterlaufen kann. Die Blutentnahme erfolgt am 
Arm. Einheitlichkeit und Sauberkeit des Verfahrens ſind 
damit gewährleiſtet. Wünſchenswert bleibt auch hier, daß 
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die Bezirke groß genug ſind, um der Unterſuchungsſtelle 
reichliches Material laufend zu verſchaffen. Über die Blut⸗ 
entnahme ſoll ein Protokoll unter Mitwirkung des Arztes 
aufgenommen werden. Bei dem bisherigen Capillar-Ver⸗ 
fahren haben ſich große Mängel gezeigt. Einzelne Arzte 
hatten die Stelle der Blutentnahme mit Alkohol, auch 
Spiritus und Benzin behandelt und den Apparat vorher in 
Alkohol gelegt, ſo daß naturgemäß der im Blut vor- 
gefundene Alkohol unverhältnismäßig groß ſein mußte (in 
einem Falle bis 10%). Praktiſch beträgt aber der Alkohol⸗ 
gehalt im Blut nie mehr als 4%. Bei Verkehrsdelikten 
fand ſich im Blut der Kraftfahrer in 79,3% der Fälle 
Alkohol. Jedoch ging der Alkoholgehalt hier nicht über 3% 
hinaus. Bei einem höheren Prozentſatz würde der Fahrer 
„gar nicht mehr in den Wagen hineinkommen“. — Wichtig, 
daß auch alkoholverdächtige Fußgänger, mit denen die Kraft- 
wagen zuſammengeſtoßen ſind, unterſucht werden. Ferner 
wichtig, daß der zu Unterſuchende in der Zeit von der Tat 
bis zur Unterſuchung kontrolliert wird, damit er nicht 
erneut Alkohol zu ſich nehmen und ſo die Feſtſtellung des 
vorher bei ihm vorhandenen Alkoholgehalts unmöglich machen 
kann. 

Alkohol und Nahrungsaufnahme. Die Volks⸗ 
anſicht iſt richtig, wonach das Eſſen zwiſchen dem Trinken 
die Alkoholwirkung mindert oder aufhebt. Die Unter 
ſuchungen (verſchiedene Speiſemengen bei gleichen Alkohol: 
mengen) haben ergeben, daß tatſächlich die Nahrungsauf⸗ 
nahme die Reſorption, die Übernahme des Alkohols aus 
dem Magen in den übrigen Körper, verzögert und fie teil- 
weiſe — bei ſehr reichlichem Eſſen — auch ganz verhindert. 
Die Blutprobe ſoll deshalb möglichſt bald — in der Regel 
eine Stunde nach der Alkoholaufnahme — erfolgen, damit 
nicht Nahrung dazwiſchen genommen werden kann. Auch 
inſoweit muß der zu Unterſuchende ſofort nach der Tat 
unter Kontrolle genommen werden. 

Alkohol in Leichen. Der Alkohol in Leichen iſt 
mit der Zeit Schwankungen unterworfen. Im ganzen tritt 
aber keine Steigerung über den Anfangswert hinaus ein 
(infolge der Fäulniswirkung). Bei einer Leiche von 6 bis 
7 Tagen ſind nur noch geringe Alkoholwerte feſtzuſtellen. 
Wichtig iſt bei der Unterſuchung, ob die Reſorption beim 
Tode ſchon durchgeführt war, der Alkohol alſo bereits den 
Magen verlaſſen hatte. (AG. Dir. Dr. Heintz, Wurzen.) 


* 


Heft 10 1935 


Die Ausbildung der Referendare in 
Italien iſt neuerdings einſchneidend geändert worden., 


Bisher wurden die „jungen Juriſten“ — laureati in 
giurisprudenza — nach beſtandenem Examen zu Referenz 
daren — uditori — ernannt und ſodann für die ganze Zeit 
der Ausbildung ein und derſelben juriſtiſchen Behörde über⸗ 
wieſen: entweder der Staatsanwaltſchaft bei dem Tribunale 
oder der Generalſtaatsanwaltſchaft bei dem Corte d'Appello, 
einer Zivil⸗ oder Strafabteilung bei dem Tribunale oder 
Corte d'Appello, der Pretura oder ausnahmsweiſe dem Corte 
di Caſſazione. 

So lernte der Referendar nur einen Zweig der viel— 
fältigen juriſtiſchen Tätigkeit kennen, wurde aber nach Be⸗ 
endigung der Ausbildungszeit nach den Erforderniſſen der 
Verwaltung verſetzt, ſo z. B. an die Pretura als Vize⸗ 
Pretore oder an das Tribunale als Richter oder Staats— 
anwalt. Faſt immer ſtand er dann der Praxis der ihm an⸗ 
vertrauten Aufgabe fremd gegenüber und lernte überdies 
wichtige Zweige der richterlichen Tätigkeit, wie z. B. Kon⸗ 
kursverfahren und Immobiliarzwangsvollſtreckung, während 
der Ausbildungszeit faſt niemals kennen. 

Dieſer Zuſtand wurde als untragbar empfunden und ſoll 
deshalb grundlegend geändert werden. 

Von jetzt an ſollen die Referendare nicht mehr an irgend⸗ 
ein Gericht im Königreich verſetzt werden, ſondern alle in den 
ſechs Städten Turin, Florenz, Rom, Neapel, Bari und 
Palermo ausgebildet werden. Dort ſollen ſie ihre 
Ausbildungszeit unter der „geiſtigen und materiellen“ 
Leitung eines Gerichts- oder Staatsanwaltſchaftsrates des 
dortigen Corte d'Appello verbringen, die verſchiedenen Büros 
beſuchen, den Zivil⸗ und Strafſitzungen ſowohl bei der 
Pretura als auch bei dem Tribunale und dem Corte d'Appello 
ſowie dem Unterſuchungsverfahren beiwohnen und auf dieſe 
zul ſämtliche Zweige der juriftifchen Tätigkeit kennen⸗ 
ernen. 

Über das rein Techniſche hinaus ſoll dieſe Neuordnung da⸗ 
zu dienen, dem Referendar ein Bild zu vermitteln von den 
hohen Aufgaben des Richteramts, von der Bedeutung der 
Rechtſprechung für das Leben der Nation und dem hohen 
Begriff, den gerade das faſchiſtiſche Regime von der iustitia, 
dem kundamentum regnorum, hat. 

(Referendar Dr. Majer, z. 3. beim deutſchen Konſulat 
in Tripolis.) 
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A. Aus den Jeitſchriſten 
(Es kann wegen Naummangels nur der weſentlichſte Inhalt 
angegeben werden.) 


Deutſches Recht, Zentralorgan des BNS da., Heft 17 18: 
Zum Reichsparteitag veröffentlichte der Reichsjuriſtenführer 
Reichsminiſter Dr. Frank einen Aufruf an die deutſchen 
Rechtswahrer, den das vorliegende Heft an erſter Stelle ab- 
druckt. Alfred Roſenberg weiſt unter weltanſchaulichen 
Geſichtspunkten nach, daß der Kampf der Bewegung ent- 
ſcheidend iſt für die Zukunft Deutſchlands. Aber „Freiheit 
und Arbeit“ findet Dr. Ley treffliche Worte, die den völligen 
Ambruch in der Auffaſſung vom Weſen der Arbeit darlegen 
und aus berufenſtem Mund zum Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit und zu den Aufgaben der Arbeitsfront 
Stellung nehmen. Der verſtärkten Bedeutung, die der Reichs⸗ 
arbeitsdienſt durch die Einführung der Arbeitsdienſtpflicht 
gewonnen hat, trägt ein Aufſatz des zuſtändigen Referenten 
im Innenminiſterium, Ob Reg R. Dr. Stamm, Red- 
nung. Beſondere Beachtung verdient die Darſtellung von 
Dr Todt über „Weſen und Recht der Reichsautobahnen“. 
Drei Aufſätze haben für die Rechtserneuerung ganz unmittel- 
bare Bedeutung: Treu und Glauben (RA. Dr. Seydel), 
Rofenbergs „Mythus“ und die deutſche Rechtserneuerung (Dr. 
Diener), Verwaltungsgerichtsbarkeit im neuen Reich (Präſ. 
Dr. Schneider). 


Juriſtiſche Wochenſchrift, Heft 35: Das Heft, das dem 
11. Internationalen Strafrechts⸗ und Gefängniskongreß ge- 
widmet iſt, enthält 1 Auſſätze, die jetzt nach Abſchluß des 
Kongreſſes beſonders leſenswert find: Dr. Nuttke ſtellt in 
zwei Aufſätzen die däniſche und die finniſche Sterilifationg- 
geleögebung dar. Man ſieht, daß der Gedanke der Steriliſation 
Eingang in die Geſetzgebung der Welt gefunden hat. OLGR. 
Dr. Schäfer ſetzt aus Heft 33 ſeine Darſtellung der Strafrechts. 
novelle vom 28. Juni 1935 fort. In die oft ſo ſchwierigen 
Fragen des „deutſchen internationalen Eheſcheidungsrechts“ 
führt AGR. Maßſeller. Heft 36: Mutwilligkeit der Rechts. 
verfolgung in höherer Inſtanz (REN. Dr. Gaedeke). Die Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit der Gebühren der Rechtsbeiſtände (RA. Dr. 
Hawlitzky). Konkurs und die EBENEN landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe des Erbhofes (Min R. Dr. Vogels). 
Heft 37/38: Drei bedeutſame Auſſätze befaſſen ſich mit Fragen 
allgemeiner Art: RA. Dr. Abitz⸗Schultze betrachtet die neue 
Stellung der deutſchen Anwaltſchaft zur Volksgemeinſchaft und 
hilft damit Fehler beſeitigen, die zum Schaden der Rechts⸗ 
pflege die Stellung des Rechtsanwalts in der Ver ⸗ 
W beeinträchtigten. Zu einer Verbeſſerung der 

itwirkung nicht juriſtiſch vorgebildeter Richter helfen 
Gedanken mit, die LER. Dr. Trommer unter der Aber⸗ 
ſchrift „Auswahl, Schulung und Belehrung der Laienrichter“ 
Aalen un hat. Zur gleichen Frage nimmt AGR. Dr. 

allfelz Stellung unter der Aberſchrift „Rechtsunterricht — 
Rechtsſchulung!“. Sen Präſ. Dr. Rumpf berichtet über die 
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Anderungen des Verfahrensrechts, die kürzlich in Danzig not- 
wendig geworden ſind. 


Deutſche Juriſten⸗Zeitung, Heft 17: Die DII. bringt aus 
der Feder von Staatsſekr. Dr. Freisler einen neuen Beitrag 
zur Reform des Strafrechts: „Vom Majeſtätsverbrechen zum 
Volksverrat. Die Entwicklung des Hoch- und Landesverrats. 
verbrechens“; dieſe Darſtellung wird beſonders wichtig bleiben, 
weil der Gedanke des Volksverrats im neuen Strafrecht eine 
entſcheidende Rolle ſpielen wird. Zum neuen Wehrrecht be- 
handelt Min R. a. D. Dr. Wagner „Die dienſtliche Ver ⸗ 
ſchwiegenheit im Wehrrecht“, die bereits mit dem 19. Lebens. 
jahr beginnt. Auch die weiteren Aufſätze müſſen durchgearbeitet 
werden: Iſt ein SͤA.⸗Führer Beamter im Sinne des § 359 
StGB (Prof. Dr. Huber). Zur Pfändbarkeit von Poſt 
ſcheckguthaben (RER. Dr. Danckelmann). Forderungsabtretung 
und Armenrecht (RA. Köſt). Sittenwidrige Wartezeiten in 
Ae per 0 (Dr. Heidelberg). Heft 18: Das 
Beſchlußverfahren in Rechtsangelegenheiten der Evangeliſchen 
Kirche (Prof. Dr. Weber). Die Verwirkung im Arbeitsrecht 
(AGR. Dr. Dänzer⸗Vanotti). Die Rechtsordnung des briti 
ſchen Weltreichs (Doz. Dr. Schüle). 


Deutſche Notar⸗Jeitſchrift, Heft 9: Das neue Grundbuch- 
recht (Min R. Dr. Heſſe). Das eigenhändige Teſtament (RU. 
Dr. Hawlitzky). 


Deutſche Verwaltung, Heft 9: Rechtsfragen aus dem Wehr⸗ 
recht (Min R. a. D. Wagner). e ee und „jub- 
jektive Artgleichheit“ (GA. Markull). Die Einrichtung des 
Führerrats in der deutſchen Staatsrechtsgeſchichte (Min R. Dr. 
Holtz). Die Bedeutung der miniſteriellen Gegenzeichnung im 
nationalſozialiſtiſchen Staat (Eine beſonders wichtige Betrach ⸗ 
tung zum neuen Staatsrecht von Dr. Berthold). 


Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht, Heft 8: Politik 
und Strafrechtspflege (RA. Prof. Dr. Grimm). Zur Straf- 
rechtsreform (Prof. Dr. Coenders). Der Richter im kommen 
den Strafrecht (Prof. Dr. Mezger). Anlage und Amwelt als 
Verbrechensurſachen (Prof. Dr. Sauer). Naſſeſchande als ftraf- 
bare Handlung (Dr. Fiſcher). Gerichtsberichterſtattung im 
Strafprozeß (Dr. Frhr. du Prel). Die Reform des höchſt⸗ 
inſtanzlichen Rechtsmittels (Prof. Dr. Schwinge). Die Ein⸗ 
wirkung der Entmannung auf die geiſtige und phyſiſche Ent- 
wicklung (Ob Arzt Dr. Mikorey). Sinn und Bedeutung der 
ſozialen Ehrengerichtsbarkeit (Prof. Dr. Brauer). Die Recht 
ſprechung des Ehrengerichtshofes bei der Reichsrechtsanwalts⸗ 
kammer (RAnw. Floegel). Die Rechtslage des Memelgebietes 
(Prof. Dr. Oetker). Die deutſche Völkerrechtspolititk im 
Zeichen der Reichstagsrede des Führers und Reichskanzlers 
vom 21. Mai 1935 (Prof. Dr. van Calker). Gedanken zur 
Reform der Zwangsvollſtreckung. Heſt 9: Ber Wiſſenſchafts⸗ 
charakter des Wettbewerbsrechtes als Grundlage erfolgreicher 
Anwendung (Dr. Elſter). Die Grundlagen des neuen deutſchen 
Wettbewerbsrechts (Dr. Klug). Zur Neuordnung des Patent ⸗ 
und Gebrauchsmuſterrechts (OLG. Starck. Zur Durchführung 
des Führergrundſatzes im Vereinsrecht (LER. Dr. Ale). In- 
wieweit find die Teſtamentsformen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs erneuerungsbedürftig? (Min R. Dr. Vogels). Einheit 
des Nechts und Steuerrecht (Prof. Dr. Helpenſtein). Zur 
Entwicklung des Enteignungsrechts (IR. Dr. Schmidt-Ernit- 
hauſen). Aber den Erſatz bei 1 (Reg Präſ. a. D. 
Dr. Stölzel). Zur Reform der Strafpozeßordnung (Prof. 
Dr. Oetker). Zur Erneuerung des Genoſſenſchaftsrechts 
(OLGR. Dr. Münzel) „Bom Erbhof des Bauern zur Heim- 
ſtätte des Arbeiters (RA. Grimm). — Das Heft enthält 
außerdem einen Bericht über die Feſtſitzung der Akademie für 
Deutſches Recht anläßlich des 11. Internationalen Strafrechts ⸗ 
und Gefängniskongreſſes mit den Reden von Prof. Dr. Kiſch 
und Miniſter Dr. Frank. 


Deutſche Gerichtsvollzieher- Zeitung, Heft 17: Nationalſozia⸗ 
ie in der Zwangsvollſtreckung (OG. 
anſen). 


Der Sachverſtändige, Heft 9: BS. und Sachver- 
fange (StA R. Knögel). Aber das Schätzungsweſen (Wiſſen⸗ 
ach). 


Deutſche Juſtiz, Heft 35: Das Heft enthält die Reden, die 
Miniſter Dr. Goebbels, Miniſter Dr. Gürtner und Staats- 
ſekretär Dr. Freisler auf dem 11. Internationalen Strafrechts. 
und Gefängniskongreß gehalten haben. lt 36: Das neue 
Grundbuchrecht (Min R. Dr. Heſſe). Bäuerliche Ehre (AGR. 
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Dr. Setz). Heft 37: Aus der Proklamation des Führers zum 
Parteitag der Freiheit bringt das Heft einige beſonders 
markante Stellen. Aber die Anlegung der Erbhöferolle nach 
dem Stand vom 1. Juli 1935 berichtet ErbhGer R. Dr. Hopp. 
Den Grundbuchbereinigungszwang behandelt GA. Dr. Saage. 
Heft 38: Aus Reden auf dem Parteitag der Freiheit werden 
beſonders wichtige Höhepunkte zuſammengeſaßt. Zur Be⸗ 
ſchleunigung und Anmittelbarkeit des Rechtsgangs veröffent- 
licht Min R. Staud neue Zahlenergebniſſe aus dem Reich. 
Heft 39 (mit Heft 8/9 vom „Recht“): Streitfragen aus dem 
Heimtücke⸗Geſetz (MinDir. Dr. Crohne). Fragen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schuldenregelung (LER. Dr. Mattern). 


Zeitſchrift für Deutſchen Zivilprozeß, Heft 5: Die Ent⸗ 
wicklung des juriſtiſchen Prüfungs⸗ und Ausbildungsweſens 
in Preußen (Sen Präſ. Dr. Weber). Auskunft ſeitens der 
Gerichte (OLGR. Prof. Dr. Bertram). Aber die Pfänd barkeit 
der für nicht unterhaltsberechtigte Angehörige gewährten Lohn- 
und Gehaltszulagen (GA. Dr. Engels). 


B. Bücherbeſprechungen 


an Höhn: Rechtsgemeinſchaft und Volksgemeinſchaft, 
eſt 14 der Schriftenreihe „Der Deutſche Staat der 
Gegenwart“. 3 RM. 

Höhn ſcheidet klar zwiſchen der individualiſtiſchen Rechts · 
gemeinſchaft, die ſich auf eine Gemeinſamkeit von Vorſtellungen 
und Wertanſchauungen für das Handeln auf dem Gebiete des 
privaten und des öffentlichen Rechts beſchränkt, und der Volks ⸗ 
gemeinſchaft, die den ganzen Menſchen erfaßt, eine Gemeinſchaft 
der Tat iſt. 

Von „konkreten Gemeinſchaften“ (Beiſpiele: Betriebsgemein⸗ 
ſchaft, bäuerliche e e SA., Arbeitsdienſt) will 
Höhn bei der Neugeſtaltung des Rechtes ausgehen. Entſchieden 
wendet er ſich gegen die Verſuche, das Recht durch bloße 
ſtärkere Betonung der Rechtsgemeinſchaft zu erneuern. 

Höhn zeigt mit feiner Schrift einen wertvollen Ausgangs- 
punkt für eine gemeinſchaftsgebundene Rechtsbetrachtung und 
Geſetzgebung. LER. Dr. Scheffler, Chemnitz. 


Dr. Wolfgang Siebert: Verwirkung und Anzuläſſigkeit 
der Nechtsausübung, ein rechtsvergleichender Beitrag zur 
Lehre von den Schranken der privaten Rechte und zur 
exceptio doli (SS 226, 242, 826 BGB.), unter beſonderer 
Berückſichtigung des gewerblichen Rechtsſchutzes (8 1 
UWG.) Heft Nr. 72 der Schriftenreihe Arbeiten 99005 
Handels-, Gewerbe- und Landwirtſchaftsrecht. 10,50 RM. 

Die in der Rechtſprechung ſowie in der deutſchen und der 
ausländiſchen Rechtslehre behandelten Einzelfälle unzuläſſiger 
Rechtsausübung werden mit umfaſſender Gründlichkeit zu ⸗ 
ſammengeſtellt. Geſtützt auf die Beſtimmungen der 88 242, 826, 
226 BGB. wird an Hand dieſer Erkenntniſſe die „Lehre von 
der Anzuläſſigkeit der Rechtsausübung“ entwickelt und die 
Verwirkung als Sonderfall unzuläſſiger Rechtsausübung dar ⸗ 
geſtellt. Die Bedeutung des Buches liegt in dem Zuſammen⸗ 
ſehen der bei flüchtiger Betrachtung zuſammenhanglos erſchei ⸗ 
nenden Fälle und der daraus gewonnenen Erkenntnis, daß die 
ſcheinbar äußeren Schranken der Rechtsausübung in Wirklich ⸗ 
keit jedem Rechte innewohnende Beſchränkungen ſind. „Jedes 
Recht geht ſeinem Inhalt nach nur ſo weit, wie die guten 
Sitten und Treu und Glauben dies geſtatten. Wer dieſe 
Grenzen überſchreitet, überſchreitet fein Recht, handelt alſo 
ohne Recht.“ 

Das Buch iſt für Rechtslehre und Rechtſprechung von er- 
heblichem Werte, das Neichsgericht erwähnt es bereits in 
Bd. 146 S. 396. Die DRZ. wird zitiert. 

LGR. Dr. Scheffler, Chemnitz. 


Roftosty: Das Erbhofeigentum. Carl Heymanns Verlag, 
1935. Preis 3,60 RM. 

Die neue Grbhofgefehgebung hat namentlich durch feine die 
Verfügungsgewalt des Bauern ſtark einſchränkenden Beſtim⸗ 
mungen eine Amwandlung und ns des Eigentums- 
begriffs mit ſich gebracht. In wiſſenſchaftlicher und tiefgrün⸗ 
diger Weiſe wird der neue Begriff des Erbhofeigentums in 
der vorliegenden Abhandlung behandelt. Dabei iſt das Buch 
keineswegs nur für einen Theoretiker geſchrieben; die bisher 
ergangenen Entſcheidungen auf erbhofrechtlichem Gebiete werden, 
ſoweit erforderlich, mitgeteilt, die praktiſchen Folgerungen aus 
den gewonnenen Rechtsbegriffen werden gezogen. Es ſei hier 
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nur der umſtrittenen Frage „des relativen Erbhofs“ und „der 

Erbhofseigenſchaft und Rechtskraft“ gedacht. Ein brauchbares 

und für den Praktiker wie für den Gelehrten wertvolles Buch! 
Vizepräſident Dr. Reuthe, Celle. 


Carl Blomeyer: Hat der Bauer Eigentum am Erbhof? 
Verlag der Frommannſchen Buchhandlung, Jena, 1935. 
Der Verfaſſer ſtellt die zu der genannten Frage in der 
Literatur laut e verſchiedenen Meinungen in über⸗ 
ſichtlicher und klarer Weiſe gegenüber und nimmt zu ihnen in 
wohl begründeter Weiſe Stellung. Er gelangt zu dem Er- 
gebnis, daß das Eigentum des Bauern an dem Erbhofe in 
beſonderer Weiſe gebunden iſt, daß es aber gleichwohl als 
ein Eigentum im Sinne des BGB. anzuſehen iſt. Die Ab⸗ 
handlung gibt einen wertvollen Beitrag zu der bisher erfchie- 

nenen wiſſenſchaftlichen Literatur über Erbhoffragen. 

OLG. u. EH.-Gerichtsrat Dr. Lange, Celle. 


Zimmer: Die Rechtsgeſchäfte des Erbhofrichters. Stilkes 
Rechtsbibliothek. 1935. 

Das Buch behandelt in recht brauchbarer und anſchaulicher 
Form das geltende Erbhofrecht und die damit im Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden Fragen. Ohne übermäßig in die Breite zu 
gehen, wird erſchöpfend und unter Berückſichtigung der erbhof- 
rechtlichen Rechtſprechung der umfangreiche Rechtsſtoff zur 
Darſtellung gebracht, dabei iſt auch der geſchichtlichen Entwid- 
lung ausgiebig Rechnung getragen. Das Buch iſt zumal für 
den Praktiker eine wertvolle Hilfe, ſein Wert wird noch ge- 
ſteigert dadurch, daß ihm eine umfaſſende Zuſammenſtellung 
von Muſtern für Rechtsgeſchäfte auf erbhofrechtlichem Gebiete 
beigegeben iſt. Vizepräſident Dr. Reuthe, Celle. 


Grundbuchordnung in der vom 1. April 1936 an geltenden 
Neufaſſung unter Berückſichtigung der Ausführungsver⸗ 
ordnung und der allgemeinen Verfügung über die Ein- 
richtung und Führung des Grundbuches. Textausgabe mit 
Verweiſungen und amtlichen Muſtern. Von Dr. Eberhard 
Scholz, Rechtsanwalt. 1935. Franz Vahlen in Berlin 
WI, Linkſtr. Preis 1,50 RM. 

Die Scholzſche Ausgabe zeichnet ſich durch zuverläſſige Wie- 
dergabe des Geſetzestertes und durch Handlichkeit aus und iſt 
noch dadurch von beſonderer praktiſcher Brauchbarkeit, daß bei 
der Wiedergabe des Textes der neuen Grundbuchordnung die 
Anderungen gegenüber der bisherigen Faſſung durch den Druck 
gekennzeichnet worden ſind. * 


Das neue Deviſenrecht. Vollſtändige Sammlung ſämtlicher 
deviſenrechtlichen Beſtimmungen mit Erläuterungen von 
Regierungsrat Flad, Gerichtsaſſeſſor Berghold 
und Regierungsaſſeſſor Fabricius, Referenten im 
Reichswirtſchaftsminiſterium und in der Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung. Deutſches Druck: und Verlags- 
haus GmbH., Mannheim, Berlin, Leipzig. 17 RM., 
Loſeblatt⸗ Einbanddecke in Ganzleinen 2 RM.; Ergän- 
zungsblätter je etwa 6 Pf. 

Die Verfaſſer, die mit dem Deviſenrecht ſtändig amtlich an 
der Zentralſtelle befaßt ſind, haben den Kommentar mit aller 
Sorgfalt und Zuverläſſigkeit bearbeitet und beſonders über- 
ſichtlich gegliedert, um dem Benutzer das Nachſchlagen der 
ewünſchten Vorſchriften und den Aberblick über die vielſeitigen 

eſtimmungen weitgehend zu erleichtern. 

Die Loſeblatt⸗Form hält das Buch ſtets auf dem neueſten 
Stand. Jeweils nach Erlaß neuer Vorſchriften werden Er- 
gänzungsblätter ausgegeben. 


Nechtsanwaltsordnung in der vom 1. Mai 1934 an geltenden 
Feflung. Herausgegeben von Landgerichtsrat Dr. Rudolf 
Pohle. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), Mün⸗ 
chen, Berlin und Leipzig. 1934, 1935. 

Die Rechtsanwaltsordnung hat ſich ſeit ihrem Inkrafttreten 
am 1. Oktober 1879 zahlreiche Eingriffe durch den Geſetzgeber 
gefallen laſſen müſſen. Das Bedürfnis nach einer zuverläſſigen 
Ausgabe in ihrer derzeit geltenden Faſſung beſteht für alle, die 
in der nächſten Zeit nach ihr zu arbeiten haben. Dieſen Zweck 
hat die vorliegende Textausgabe mit Verweiſungen und Sach⸗ 
regiſter erreicht. Seit dem erſten Erſcheinen ijt bereits ein 
Nachtrag zur Anpaſſung an die bis zum 1. Mai 1935 ein- 
getretenen Geſetzesänderungen erforderlich geworden. Angefügt 
find die Satzung der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer und die 
Richtlinien für die Ausübung des Anwaltsberufs, aufgeſtellt 
von der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer, ferner Erlaſſe der 
Reichsjuſtizverwaltung über die Zulaſſung zur Rechtsanwalt ⸗ 
ſchaft. Landgerichtsrat Dr. Schuſter, Berlin. 


Heft 10 1935 


Gemeinſchaft und Strafrecht. Rede von Georg Dahm - Kiel, 
gehalten am 10. April 1935 aus Anlaß der Rektorats⸗ 
übernahme. Heft 5 der Kieler Aniverſitätsreden, neue 
Folge, Hanſeatiſche Verlagsanſtalt Hamburg. 

Der Verfaſſer legt dar, wie Strafe und Verbrechen ihren 
Sinn aus der Gemeinſchaft erhalten. Daher beſondere Berück⸗ 
ſichtigung von Verrat und Treubruch im neuen Strafrecht. 
Das wird durch Einzelfälle belegt. Betont wird, daß das neue 
Rechtsdenken Geſetze nicht überflüſſig macht. Aber das neue 
Geſetz iſt nicht mehr toter Buchſtabe, ſondern Ausdruck blut⸗ 
haften Gemeinſchaftsdenkens ohne ſtarre Feſtlegung von Ein- 
zeltatbeſtänden, läßt dafür dem richterlichen Ermeſſen weiter 
Spielraum. Das innere Geſetz der Gemeinſchaft beſtimmt die 
Auslegung des Geſetzes. 

Die Nede iſt ein wertvoller Beitrag zur Einführung in die 
Grundgedanken des künftigen Strafrechts. 

Landgerichtspräſident Nauck, Dresden. 


Strafprozeßordnung. Textausgabe unter beſonderer Berück- 
fihtigung der amtlichen „Richtlinien für das Strafver⸗ 
fahren“ von Dr. Rudolf Lehmann, Miniſterialrat im 
Reichsjuſtizminiſterium. Dritte Auflage. 1935. Verlag 
Franz Vahlen in Berlin WI, Linkſtr. 16. Preis 2,70 RM. 

Die von dem Strafprozeßreferenten im Reichsjuſtizminiſterium 
bearbeitete Ausgabe berückſichtigt die durch die große Novelle 
zur Strafprozeßordnung eingeführten umfaſſenden Neuerungen 
auf dem Gebiete des Strafverfahrens. Die Ausgabe bringt 
neben einer Einleitung, die über die wichtigſten Vorſchriften 
der Strafprozeßnovelle unterrichtet, den genauen Text der 

Strafprozeßordnung, des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und zahl- 

reiche prozeſſuale Nebengeſetze. Die Neuerungen ſind durch 

den Druck hervorgehoben, ſo daß dem Leſer die Aberſicht über 
das neue Recht erleichtert wird. Eine große Anzahl von Ver⸗ 

weiſungen erhöht den Wert der handlichen Ausgabe. * 


Beiträge zur Lehre vom Adhäſionsprozeß. Von Dr. iur. habil. 
Adolf Schöncke. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
1935. (Abhandlungen des Krim.-Inft. Berlin.) 

Der Schwerpunkt der ausgezeichneten Schrift liegt in einer 
Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung des Adhäſions⸗ 
prozeſſes und des geltenden ausländiſchen Rechts. Mit er- 
ſtaunlicher Beherrſchung des Schrifttums wird hier von dieſem 
eigenartigen Nechtsinſtitut ein feſſelndes Bild gegeben, wie 
es ähnlich bisher nicht vorhanden war. Die Vertiefung in die 
Geſchichte und in die Rechte anderer Länder wirkt befruchtend 
auf die Vorſchläge, die der Verfaſſer für die Geſtaltung eines 
deutſchen Adhäſionsverfahrens macht. Auch wer ihm hier nicht 
zu folgen geneigt ſein ſollte, wird ſeine helle Freude an dem 
Buche haben müſſen. 

Landgerichtsdirektor i. R. Töwe, Bremen. 


Die Streupflicht in Geſetzgebung und Rechtſprechung mit be⸗ 
ſonderer Darſtellung der Haftung von Behörden und 
Privatperſonen für Schäden durch Winterglätte von 
Dr. Hermann Ketterer. 1935. C. H. Beck. 6,50 RM. 

Der durch verſchiedene Arbeiten auf dem Gebiete des Haft- 
pflichtrechts bekannte Verfaſſer gibt eine erſchöpfende Dar⸗ 
ſtellung der Streupflicht und aller damit zuſammenhängenden 

Fragen. Die rechtliche Regelung der Streupflicht in den ein- 

zelnen Ländern, die Streupflicht der Gemeinden und ſonſtigen 

wegeunterhaltungspflichtigen Körperſchaften ſowie die Abwäl⸗ 
zung der Streupflicht auf die Hausbeſitzer und Mieter und die 
in verſchiedenen Ländern beſtehenden Anſicherheiten der Rechts⸗ 
lage haben eine eingehende Darſtellung gefunden. Der 2. Teil 
des Buches befaßt ſich mit der Haftung für Schäden durch 
Winterglätte. 7 


Handwörterbuch der Kriminologie und der anderen ſtrafrecht⸗ 
lichen Hilfswiſſenſchaften. Von Dr. Alexander Elſter 
in Berlin und von Landgerichtsdirektor Heinrich Linge ⸗ 
mann in Köln. Verlag von Walter de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig. 

Die 16. Lieferung umfaßt Abhandlungen von „Strafzu⸗ 
meſſung“ bis „unlauterer Wettbewerb“. Auch dieſes Heft bietet 
wieder eine Fülle des Stoffes. Erwähnt ſeien die Dar⸗ 
ſtellungen von Peters über Strafzumeſſung, von Kuckenberg 
über Streifendienſt, von Seelig über Suggeſtion, von Lobbes 
über Taſchendiebe, von Hoepler über die Einzelheiten der Tat- 
beſtandsfeſtſtellung, von Hagemann über Tätowierung und 
über Totſchlag, von Hallermann über Todesfeſtſtellung, von 
Kohlrauſch über Todesſtrafe, von Roesner über Statiſtik der 
Todesſtrafe, von Metelmann über Transveſtiten. 

Landgerichtsrat Dr. Schuſter, Berlin. 
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Grundzüge eines deutſchen Strafvollſtreckungsrechts. Denlſchrift 
des Ausſchuſſes für Strafvollſtreckungsrecht der Straf⸗ 
rechtsabteilung der Akademie für Deutſches Recht. 

v. Deckers Verlag, Berlin. 

Die Arbeit liefert einen weſentlichen Beitrag für die Auf- 
ſtellung des in Vorbereitung befindlichen Entwurfs eines 
Straſvollzugsgeſetzes. Inter ſcharfer begrifflicher Trennung 
zwiſchen der Strafvollſtreckung und dem Straſvollzuge werden 
umfaſſende Grundſätze aufgeſtellt, die vom Geiſte national · 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung über Sinn und Zweck der Strafe ge⸗ 
tragen find und ſicherlich in weitem Amfange in dem kom⸗ 
menden Geſetz ihren praktiſchen Niederſchlag finden werden. 
Mit befonderer Sorgfalt ift das wichtige Problem des Stufen⸗ 
ſtrafvollzuges behandelt und im Zuſammenhang damit das 
Verhältnis zwiſchen dem Stufenſtrafvollzuge und den Ver ⸗ 
günſtigungen einerſeits und den im Entwurf eines deutſchen 
Strafgeſetzbuchs vorgeſehenen gerichtlichen Strafverſchärfungen 
andererſeits erörtert. 5 

Bemerkenswert erſcheint, daß der Ausſchuß im Intereſſe des 
Ernſtes des ee gegenüber Zuchthausgefangenen 
als Straffhärfung das Kahlſcheren und als Hausſtrafen den 
Dunkelarreſt und — für äußerſte Fälle — die Prügelſtrafe in 
ſeine Erwägungen einbezogen hat. 

Oberſtaatsanwalt Lantz, Berlin. 


Das neue deutſche Reichsjagdrecht. 
gerichtsrat Dr. Lobe, Berlin. 
u. Co., Berlin. 4 RM. 

Das Buch enthält eine erſchöpfende Einführung in das 
Reichsjagdgeſetz, den vollſtändigen Text des Reichsjagdgeſetzes, 
der Ausführungsverordnung, der Wildhandelsordnung, des 
Geſetzes über den Waffengebrauch der Forft- und Jagdſchutz⸗ 
berechtigten nebſt Durchführungsverordnung, der einſchlägigen 
Beſtimmungen des StGB. Überall iſt der Stand der Geſetz⸗ 
gebung vom 28. Juni 1935 zugrunde gelegt. ia 


Die deutſche Reichsjagdgeſetzgebung. Bearbeitet von Land- 
gerichtspräfident Dr. Albert Behr, Juſtizrat Georg 
Rudolf Ott und Regierungsrat Heinrich Nöth. 
München 1935. F. C. Mayer von Erſte Lieferung. 
Mit zahlreichen Skizzen. Preis 4,50 RM. 

Ein großangelegtes wiſſenſchaftliches Werk, das durch ſeine 
Gründlichkeit und Tiefe, durch die ſichere kritiſche Vergleichung 
und Klärung aller jagdrechtlichen Grundfragen weit hinaus⸗ 
geht über ein bloßes Gebrauchsbuch, ein ſchöpferiſcher Ratgeber 
auf allen durch die neue Jagdgeſetzgebung geſchaffenen Ge⸗ 
bieten. In feſſelnder Art geſchrieben, gibt es ein klares, um- 
faſſendes Bild der geſamten deutſchen Jagd, ſogar eine Natur ⸗ 
geſchichte des Wildes, und eine kaum zu übertreffende Fülle 
von praktiſchen Fällen, Entſcheidungen und finnvollen Anre⸗ 
gungen zur erfolgreichen Handhabung der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen. no 1 5 f 

Leider iſt die in dem geſchichtlichen Aberblick enthaltene, mit 
der kraftvollen und hohen Tradition des größten Teiles der 
deutſchen Jäger und auch mit der hochherzigen Einleitung zum 
Reichsjagdgeſetz in Gegenſatz ſtehende Bemerkung (S. 3), daß 
es nötig geweſen ſei, im deutſchen Jäger wieder das jagdliche 
Gefühl der Ahnen wachzurufen und 5 die Ethik der Jagd 
vor Augen zu halten, mindeſtens in dieſer allgemeinen Faſſung, 
geeignet, der Verbreitung des wertvollen Buches im Kreiſe der 
Jäger Abbruch zu tun. 

Erſter Staatsanwalt Steiner, Düſſeldorf. 


Von Oberverwaltungs- 
Bali⸗Verlag Berger 


Kurzkommentar zum Genoſſenſchaftsgeſetz von Dr. Dr. E. H. 
Me 5 er, Rechtsanwalt, Vorſtandsmitglied der Dresdner 
Bank. 2. neubearbeitete Auflage. 1935. C. H. Beck. 
6,50 RM. 

Die neubearbeitete Auflage berückſichtigt nicht nur die Ande⸗ 
rungen des Geſetzes ſelbſt, ſondern auch die wichtigen neuen 
Sondergeſetze, die jetzt in der genoſſenſchaftlichen Praxis zu 
beachten ſind. So iſt vor allem der vierte Abſchnitt des Ge⸗ 
noſſenſchaftsgeſetzes durch das Anderungsgeſetz vom 30. Oktober 
1934 völlig neu geſtaltet worden. Von den das Recht der 
Genoſſenſchaften berührenden Sondernormen ſind zu nennen 
das Geſetz vom 21. Mai 1935, das die Auflöſung lebens⸗ 
unfähiger Verbrauchergenoſſenſchaften in erleichterter Form 
vorſieht und die Errichtung neuer Verbrauchergenoſſenſchaften 
von der Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters abhängig 
macht, ſodann das Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 
5. Dezember 1934. Die Ergebniſſe von Rechtſprechung und 
Schriſttum ſind in der Neuauflage überall nachgetragen. Der 
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Verfaſſer iſt ein a Praktiker des Genoſſenſchaftsrechts 
und vertritt dieſes Fach auch ſeit Jahren an der Berliner 
Handelshochſchule. = 


Arbeitszeitordnung. Von Dr. Guſtav Rohmer, Re- 
gierungspräſident a. D. 4. Auflage. C. H. Beckſche Ver ⸗ 
lagsbuchhandlung. München und Berlin 1935. 950 RM. 

Dieſe Neubearbeitung des Rohmerſchen Kommentars wird 
von jedem, der ſich mit Fragen der Arbeitszeit zu befaſſen hat, 
lebhaft begrüßt werden. Der Rohmerſche Kommentar behan- 
delt, auf reichſter praktiſcher Erfahrung und umfaſſender Be⸗ 
herrſchung des Stoffes beruhend, alle einſchlägigen Fragen 
erſchöpfend. Das geſamte neue Arbeitszeitrecht wird in ihm 
dargeboten; außer der Arbeitszeitordnung mit ihren Durch- 
führungsvorſchriften ſind in einem umfangreichen Anhang nicht 
weniger als 28 ergänzende Beſtimmungen aufgenommen und 
erläutert. Das Werk iſt das maßgebliche Auslegungsbuch des 

Arbeitszeitrechtes. Den Beſitzern und Benützern des Land ; 

mannſchen Kommentars zur Gewerbeordnung, dem es zu⸗ 

gleich als Ergänzungsband angeſchloſſen iſt, wird das Buch 

unentbehrlich ein . 


„Jahrbuch für nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft“. Herausgeber 
Dr. Otto Mönckmeier, Reichsfachgruppenleiter der Wirt⸗ 
ſchaftsrechtler im Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten. 1935, Stuttgart Berlin. W. Kohlhammer. 
Preis 7 RM., geb. 8,40 RM. 


Das Jahrbuch gibt einen zuſammenfaſſenden Aberblick über 
die geſamte wirtſchaftspolitiſche und wirtſchaftsrechtliche Ent⸗ 
wicklung feit der Machtergreifung durch den Naionalſozialis⸗ 
mus bis zur Gegenwart. Das Jahrbuch zerfällt in zwei Teile, 
von denen der eine die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsord⸗ 
nung und der andere das nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsrecht 
behandelt. 

In grundlegenden Abhandlungen wird im erſten Teil von 
namhaften Verfaſſern ein Aberblick über die Entwicklung der 
wichtigſten Wirtſchaftsgebiete: der Agrarwirtſchaft, der ger 
werblichen Wirtſchaft, dem Geld-, Bank und Börſenweſen 
und der deutſchen Außenwirtſchaft gegeben. Ein weiterer Ab- 
ſchnitt behandelt die weltanſchaulichen Grundlagen national- 
ſozialiſtiſcher Wirtſchaftspolitik. In bisher nicht gekannter 
Klarheit werden hier der Wandel in der Wirtſchaftsgeſinnung, 
der Wandel in dem Verhältnis von Staat und Wirtſchaft, 
Wirtſchaft und Recht unter dem Einfluß nationalſozialiſtiſchen 
Ideengutes aufgezeigt. Der erſte Teil des Jahrbuches gibt 
nicht nur einen Aberblick über die bisherige Amgeſtaltung 
der deutſchen Wirtſchaft durch den Nationalſozialismus, ſon⸗ 
dern darüber hinaus auch Aufſchluß über das geſamte natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Wollen auf wirtſchaftspolitiſchem Gebiete. 

Der zweite Teil gibt in 8 Hauptgruppen: 

J. Die Arbeit, 

II. Reichskulturkammer, 

III. Reichsnährſtand, 

IV. Gewerbliche Wirtſchaft, 

V. Verkehrsweſen, 

VI. Sicherung der Kaufkraft, 
. Sicherung der nationalen Wirtſchaft, 
VIII. Außenwirtſchaft, 


einen erſchöpfenden Aberblick über die wirtſchaftsrechtliche Ge⸗ 
ſetzgebung in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum März 
1935. Die geſchickte und ſachkundige Zuſammenfaſſung des 
Inhaltes der einzelnen Geſetze bietet wirkliche Gewähr dafür, 
daß nichts, was irgendwie Bedeutung hat, unberückſichtigt ge- 
blieben iſt. So gibt dieſer zweite Teil ein völlig lückenloſes 
Bild des gewaltigen Geſetzgebungswerkes des National- 
ſozialismus auf dem Gebiete der Wirtſchaft. Darüber hin⸗ 
aus zeichnen ſich in der Syſtematiſierung dieſer Wirtſchafts⸗ 
geſetzgebung bereits die Amriſſe der Ideologie des neuen Wirt⸗ 
ſchaftsrechtes und der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung ab. Dieſe neuartige Form der Darſtellung, die es 
ermöglicht, ſich mit wenig Zeitverluſt über die geſamte wirt. 
ſchaftsrechtliche Geſetzgebung der letzten zwei Jahre ſchnell und 
zuverläſſig zu informieren, iſt um ſo verdienſtvoller, als ſie 
bisher nirgends unternommen worden iſt. 

Die Zuſammenſtellung des Stoffes, die redaktionelle Bear 
beitung des Materials verdient uneingeſchränktes Lob. Das 
geſamte Buch iſt frei von jeder Phraſe, frei von jeder Aber 
heblichkeit, mit einer begrüßenswerten nüchternen Sachlichkeit 
ſind alle Probleme behandelt worden. Das berührt beſonders 
angenehm bei den weltanſchaulichen Fragen. Die ſachliche und 
konkrete Form, die gerade die Behandlung der weltanjchau- 
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lichen Probleme gefunden 11 bedingt ihre ſtarke Wirkung. 
Jeder, der ſich über nationalſozialiſtiſches Wollen und Werden 
auf wirtſchaſtspolitiſchem Gebiet unterrichten will, ſollte lic 
mit dieſem Buch eingehend befaſſen. Dr. Buwert, Berlin. 


Lehrplangeſtaltung Berufsgruppe: Behördenangeſtellte. Die 
Deutſche Arbeitsfront, Amt für Arbeitsführung und Be⸗ 
rufserziehung. 

Dieſe Schrift dient dem Ziel, jeden in ſeinem Beruf im 
nationalſozialiſtiſchen Sinne zu Höchſtleiſtungen anzuſpannen. 
So ſagt die Einleitung: „Der neue Staat erkennt nur den 
ſeiner Mitarbeiter als Vorbild an, der fachliche Höchſtleiſtung 
mit einer bewußt nationalſozialiſtiſchen Haltung verbindet und 
dieſe unter Beweis ſtellt.“ 

Im erſten Teil des Lehrplanes wird das allgemeine, für 
jeden Behördenangeſtellten erforderliche Berufswiſſen behan⸗ 
delt; der zweite Teil bringt die Fachſchulung für die einzelnen 
Behördengruppen, z. B. auch für die Reichsjuſtizverwaltung. 
Die reichhaltigen, in der Hauptſache für Arbeitsgemeinſchaften, 
aber auch für Einzelvorträge gedachten Vorſchläge bieten mit 
Kae ausführlichen Dispofitionen wertvolle Anregungen. Zur 
Erleichterung für den Schulungsleiter find für jeden Arbeits- 
vorſchlag das Schrifttum und die zu benutzenden Arbeits- 
unterlagen angegeben. . 

Die kleine Schrift gewährt einen ſehr intereſſanten Einblick 
in die Methodik nationalſozialiſtiſcher e 

Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kaſſel. 


Kurzkommentar zum Strafgeſetzbuch mit allen (65) wichtigen 
Nebengeſetzen und Verordnungen von Dr. Otto 
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Kurzkommentar zur Strafprozeßordnung mit Gerichtsver- 
faſſungsgeſetz und den wichtigſten Nebengeſetzen von 
Dr. Otto Schwarz, Reichsgerichtsrat, 4., neu- 
bearbeitete Auflage. C. & Beck. Leinenband 11 RM. 

Bei den foeben erſchienenen neubearbeiteten Auflagen der 
beiden weitverbreiteten Kurzkommentare hat der Verfaſſer die 
für das künftige Strafrecht richtunggebenden neuen Grundſätze 
klargelegt, um dem Praktiker den Weg ins ungebahnte Neu- 
land zu weiſen. Das gilt vor allem für die ſchwierigen Ge⸗ 
biete der Rechtsanalogie, der Rückwirkung des Strafgeſetzes, 
der wahlweiſen Schuldfeſtſtellung, des Prozeßbetrugs uſw. 
Daneben ſind ſelbſtverſtändlich die neueſten Ergebniſſe von 
Praxis und Wiſſenſchaft verarbeitet. Bei den einzelnen 
Paragraphen des StGB. und der Nebengeſetze iſt jedesmal 
das für die Aburteilung zuſtändige Gericht angegeben. Auch 
die drei Nürnberger Staatsgrundgeſetze vom 15. September 
1935 konnten noch aufgenommen werden. Außerdem ſind wieder 
un unveröffentlichte Arteile des Reichsgerichts verwertet 
worden. 

In der vierten, neubearbeiteten Auflage des bewährten 
Schwarzſchen Kurzkommentars zur Strafprozeßordnung find 
die Einführung der Verurteilung auf dem Wege der Redt3- 
analogie und der wahlweiſen Schuldfeſtſtellung, die Beſeiti 
gung des Verbotes der reformatio in peius und die richter⸗ 
liche Ermeſſensfreiheit bei der Ablehnung von Beweisanträgen 
bereits eingehend erläutert worden. Auch beim GVG. find 
die meiſt auf dem Wege der Verordnung getroffenen erheb⸗ 
lichen Anderungen, die den Wortlaut des Geſetzes an ſich un⸗ 
berührt ließen, aber ſeinen Inhalt ſtark beeinflußten, in der 
Kommentierung dargeſtellt worden. Hervorgehoben ſei weiter⸗ 
hin, daß die wichtigſten neuen „Richtlinien für das Strafver- 
fahren“ durchgängig bei den einzelnen Geſetzesſtellen verwertet 
und angeführt wurden. In einem ausführlichen Anhang ſind 
alle wichtigen Nebengeſetze und Verordnungen mit Ver⸗ 
fahrensvorſchriften nach dem neueſten Stande zuſammengeſtellt. 

So werden die beiden Neuauflagen allen Richtern, Staats- 
anwälten, Rechtsanwälten, Aſſeſſoren und Referendaren als 
zuverläſſige Wegweiſer durch das Strafrecht willkommen ſein. 

* * * 


Das privatrechtliche Schiedsgerichtsverfahren. Ein praktiſcher 
Wegweiſer für Laien und Juriſten von Dr. Will 
Thomas, Rechtsanwalt in Krefeld. Carl Heymanns 
Verlag, Berlin 1935. Preis 5 RM. 

Eine fs zwar an Baumbach anlehnende, aber durchaus 
ſelbſtändige, auf den neuſten Stand der Wiſſenſchaft und der 
Rechtſprechung gebrachte ſyſtematiſche Darſtellung der geſetz ⸗ 
lichen Beſtimmungen über das Schiedsgerichtsverfahren. 
Knappe, überſichtliche und gemeinverſtändliche Darſtellung 
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fihern dem Werk den Vorzug, auch für Laienſchiedsrichter ein 
zuverläſſiger Ratgeber auf dieſem ſchwierigen Gebiete ſein zu 
können. Dazu dienen auch die zum Schluß angefügten Muſter, 
die den Gang eines Schiedsgerichtsverfahrens in feinen weſent⸗ 
lichen Stadien zeigen. LG.⸗Präſident Schmidt, Hamburg. 


Der Kindesmord in der ärztlichen Sachverſtändigen⸗Tätigkeit 
von Profeſſor Dr. Paul Dittrich in Prag (6. Band, 
2. Teil des Handbuches der ärztlichen Sachverſtändigen ; 
Tätigkeit). Verlag Arban & Schwarzenberg, Berlin und 
Wien 1935. 

Der Verfaſſer hat in der vorliegenden Schrift das Gebiet 
Kindesmord ſo behandelt, daß der Gerichtsarzt darin eine 
praktiſche Anleitung zur Anterſuchung von Kindesleichen 
findet. Es werden die Obduktion von Leichen Neugeborener, 
die geſetzlichen Beſtimmungen über Kindesmord, die Arſachen 
des Todes des Kindes vor, bei und nach der Geburt, der 
natürliche Tod und der gewaltſame Tod nach der Geburt und 
die Arten des Kindesmordes erörtert. Beigefügt ſind 
gerichtliche Obduktionsbefunde und Gutachten. Auch für den 
Richter und für den Staatsanwalt enthält die Schrift mit ihrer 
Fülle des Stoffes viel Lehrreiches. 

Landgerichtsrat Dr. Schuſter. 


Das Zwangsvollſtreckungsnotrecht, von Dr. Martin 
Jonas, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium. 
Franz Vahlen, Berlin WI, 1935. 

Im Zwangsvollſtreckungsweſen find die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen aus den verſchiedenſten Gründen recht unüberſichtlich 
geworden. So erklärt es ſich, daß dieſes für die tägliche 
Praxis beſtimmte Erläuterungswerk bereits in zehnter Auf- 
lage erſcheint. Daraus ſchon ergibt ſich, daß es ſich bewährt 
hat und ſich ſelbſt empfiehlt. Die Erläuterungen ſind klar 
und knapp, Zitate find ſparſam angewendet, aber treffend aus⸗ 
gewählt. Auch die DRZ. iſt dabei berückſichtigt. 

Wünſchenswert wäre aber, daß dem Buch in geeigneter 

Form — etwa als Einleitung — eine Darftellung darüber bei ⸗ 

gegeben würde, wie ſich das Zwangsvollſtreckungsrecht ent- 

wickelt hat, welche Leitgedanken feſtzuſtellen ſind und on die 

Entwicklung gehen ſollte und gehen wird. Der Praxis 

könnten dadurch gerade in den — nicht ſeltenen — Fällen, in 

denen das Ermeſſen eine große Rolle ſpielt, wertvolle Hin- 
weiſe gegeben werden. 
Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin⸗Steglitz. 


Das e e Erläutert durch Ernſt Dzie 
gal owski, iniſterialrat i. R., und Dr. Georg 
Thümen, Reichsfinanzrat. Vierte, neubearbeitete Auf⸗ 
lage. Berlin. Carl Heymanns Verlag. Preis 20 RM. 


Das Reichsbewertungsgeſetz iſt am 16. Oktober 1934 neu 
gefaßt worden. Die Anderungen ſind zahlreich, wenn auch 
zumeiſt mehr techniſcher als grundſätzlicher Art. Anter dieſen 
Amſtänden iſt es zu begrüßen, daß ſich Verfaſſer und Verlag 
entſchloſſen haben, nicht nur einen Nachtrag, ſondern eine Neu- 
auflage des altbewährten und wohl eingeführten Erläuterungs- 
werkes zu bringen. Den Hauptteil des Werkes füllt der aus 
führliche Kommentar; die Rechtſprechung iſt erſchöpfend be ; 
rückſichtigt. Im Anhang erſcheinen wichtige Ausführungsvor⸗ 
ſchriften und der Text des Bodenbewertungsgeſetzes. Ein 
ausführliches Sachregiſter erleichtert das Zurechtfinden. 

Das Werk iſt auch in ſeiner neuen Faſſung größter Be⸗ 
achtung der Fachkreiſe würdig. 

Reichsgerichtsrat Dr. Hartung. 


Das Jagdrecht. Zweiter Band: Das Reichsjagdgeſetz vom 
3. Juli 1934. Von Syndikus A. Ebner. Berlin 1935. 
Deutſcher Gemeindeverlag G. m. b. H. Carl Heymanns 
Verlag. Broſch. 4,20 RM., gebunden 4,80 RM. 

Der als Schriftſteller, Sachverſtändige und Jäger erfahrene 
Verfaſſer bringt in dem handlichen Buch das RIG., die 
Ausführungsverordnung, die Ergänzungsverordnungen, die 
Aberleitungsbeſtimmungen der Länder und ſonſtigen jagdrecht 
lichen Vorſchriften, insbeſondere auch das Geſetz vom 26. Fe⸗ 
bruar 1935 über den Waffengebrauch und ſeine Burchführungs⸗ 
verordnung. Es ijt ein gründliches klares, zuverläſſiges Buch. 
Beſonders berückſichtigt ſind der Wirkungskreis und die Auf- 
gaben der Jagdvorſteher. Jeder, der mit der Jagd und den 
jagdrechtlichen Vorſchriften zu tun hat, insbeſondere auch der 
ausübende Weidmann, findet in den ausführlichen Erläute⸗ 
rungen über alle Fragen ſichere Auskunft und beiten, jachver- 
ſtändigen Rat. 

Erſter Staatsanwalt Steiner, Düſſeldorf. 


